Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2021 

22 . 04 . 74 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung über die Integration in den Europäischen 
Gemeinschaften (Berichtszeitraum Oktober 1973 bis März 1974) 


[nhaltsverzeichnis Ziffer 

A. Deutsche Europapolitik - Bilanz und Ausblick 1 bis 19 

Allgemeines 1 

Institutioneile Entwicklung 2 bis 4 

Innerer Ausbau 5 bis 10 

Außenbeziehungen 11 bis 17 

Fortentwicklung der Gemeinschaft und 

Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ) 18 bis 19 

B. Ausbau der Europäischen Gemeinschaft 20 bis 148 

,1. Institutioneile Fragen 20 bis 24 

Europäisches Parlament 20 

Rat 21 

Europäischer Gerichtshof 22 

Personalstatut 23 

Veröffentlichungspraxis der Europäischen Gemeinschaft 24 

11. Wirtschafts- und Währungspolitik 25 bis 38 

Wirtschafts- und Währungsunion 25 bis 28 

Konjunkturpolitik 29 bis 31 

Währungspolitik 32 bis 33 

Haushaltspolitik 34 bis 36 

Mittelfristige Wirtschaftspolitik 37 bis 38 

IIL Wettbewerbspolitik 39 bis 45 

Absprachen und Marktmacht 39 bis 41 

Beihilfen 42 bis 45 

IV. Steuerpolitik 46 bis 54 

Indirekte Steuern 48 bis 52 

Umsatzsteuern 48 

Verbrauchsteuern 49 bis 51 

Verkehrsteuern 52 


Druck: Thenöe Druck KG. 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/2021 DeutsdierBundestag — 7 . Wahlperiode 

Steuerbefreiungen im innergemeinsdiaftlidien Reiseverkehr 53 

Direkte Steuern 54 

V. Strukturpolitik 55 bis 61 

Regionalpolitik 55 bis 57 

Industriepolitik 58 bis 60 

Europäische Investitionsbank 61 

VI. Agrarpolitik 62 bis 81 

Marktpolitik 62 bis 65 

Zollpolitik 66 

Strukturpolitik 67 bis 71 

Auswirkungen währungspolitisdier Maßnahmen auf das Agrarpreis- 
system der Gemeinsdiaft 72 

Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 73 bis 75 

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) 76 bis 81 

VII. Energiepolitik 82 bis 85 

VIII. Verkehrspolitik 86 bis 87 

IX. Forschung und Technologie 88 bis 92 

Euratom und EWG 89 bis 91 

EGKS 92 

X. Sozialpolitik 93 bis 99 

Sozialpolitisches Aktionsprogramm der Gemeinschaft 93 bis 96 

Europäischer Sozialfonds 97 

Maßnahmen im Bereich der EGKS 98 bis 99 

Anpassungs- und Umstellungsmaßnahmen 98 

Arbeiterwohnungsbau 99 

XI. Verbraudierpolitik 100 bis 101 

XII. Bildungspolitik 102 bis 104 

Zusammenarbeit im Bildungswesen 102 bis 103 

Berufsbildung 104 

XIII. Umweltpolitik 105 bis 106 

XIV. Der Gemeinsame Markt 107 bis 119 

Niederlassungsrecht und freier Dienstleistungsverkehr 107 bis 108 

Gesellschaftsrecht 109 bis 111 

Der gemeinsame Kohlemarkt 112 bis 115 

Der gemeinsame Stahlmarkt 116 bis 119 

XV. Rechtsangleidiung 120 bis 148 

Gewerblicher Bereich 120 bis 124 

Lebensmittelrecht 125 bis 128 

Veterinärrecht 129 

Tierschutzrecht 130 

Futtermittelrecht 131 

Düngemittelrecht 132 

Pflanzenschutzrecht 133 

Zollrecht 134 bis 139 

Kapitalverkehr 140 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 22. April 1974 - 1/4 (IV/ 1) - 689 00 - In 18/74 
Federführend: Bundesminister für Wirtschaft 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksache 


Europäisches Patent- und Markenrecht 141 bis 142 

Internationale Übereinkommen 143 bis 148 

C. Außenbeziehungen 149 bis 183 

XVI. Außenwirtschaftspolitik 149 bis 167 

Zollpolitik 149 bis 152 

Handelspolitik 153 bis 161 

Beziehungen zu Drittstaaten 162 bis 167 

EG-USA 162 

EG-Staatshandelsländer 163 

EG-Energieförderländer 164 bis 165 

EG-Japan 166 bis 167 

XVII. Verhandlungen mit den Miltelmeerländem 168 bis 173 

XVIII. Assoziierungen und besondere Beziehungen mit Europäischen Staaten 174 bis 175 

Freihandelsabkommen mit EFTA-Staaten 174 bis 175 

XIX. Assoziierungen und Abkommen mit Außereuropäischen Staaten 176 bis 181 

Beziehungen zu den afrikanischen und überseeischen Entwicklungs- 
ländern 176 bis 177 

Ägypten 178 

Libanon 179 

Indien und Brasilien 180 

Iran 181 

XX. Gemeinschaftliche Politik der Zusammenarbeit mit den Entwicklungslän- 
dern 182 bis 183 


3 



Drucksache 7/2021 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Deutsche Europapolitik - 
Biianz und Ausbiick 


Allgemeines 

1 . Für die Europapolitik der Bundesregierung sind 
die Orientierungen, die die Pariser Gipfelkonferenz 
für die europäische Einigung festgelegt hat, weiter- 
hin verpflichtend. Die Staats- und Regierungschefs 
der Neun haben bei ihrem Treffen in Kopenhagen 
am 147 15. Dezember diese Beschlüsse bekräftigt. 
Die 9 Außenminister ergänzten diese gleichzeitig 
durch eine Erklärung über die „Europäische Identi- 
tät". Die Staats- und Regierungschefs faßten grund- 
sätzliche Beschlüsse, um der kritischen Lage auf dem 
Energiesektor zu begegnen. Häufigere Treffen der 
Regierungschefs, die dazu dienen sollen, dem euro- 
päischen Einigungswerk neue Impulse bzw. neue 
Leitlinien zu geben, können zu einem wertvollen 
Instrument der europäischen Integrationspolitik 
werden. 

Die Forderung nach größerer europäischer Gemein- 
samkeit tritt der Gemeinschaft mehr und mehr auch 
von außen entgegen. Das haben u. a. die mit der 
Entwicklung der internationalen Energiesituation 
verbundenen Schwierigkeiten gezeigt. Diesen An- 
sprüchen konnte die Gemeinschaft nicht in ausrei- 
chendem Maße gerecht werden. Die Probleme der 
Gemeinschaft, die im Berichtszeitraum zu einem er- 
heblichen Teil mit der Energiekrise verbunden 
waren, haben deutlich gemacht, wie sehr der Eini- 
gungsprozeß einer Konsolidierung bedarf, die die 
Ausgangsbasis für die Umwandlung der Gesamtheit 
der Beziehungen in eine Europäische Union ver- 
bessert. Die Bundesregierung ist sich in dieser Lage 
ihrer besonderen Verantwortung als Präsidialmacht 
im ersten Halbjahr 1974 bewußt. Sie ist entschlos- 
sen, die schwierige Phase, die aufgrund von Ent- 
wicklungen in den Mitgliedstaaten und in den inter- 
nationalen Beziehungen entstanden ist, zusammen 
mit ihren Partnern und im Rahmen der Gemein- 
schaft zu einer Neubesinnung auf die Möglichkeiten 
einer Weiterentwicklung der Europapolitik zu nut- 
zen. 

Die Bundesregierung ist bereit, an einer sorgfältigen 
Prüfung der von der neuen britischen Regierung 
vorgetragenen Bedenken gegen gewisse Politiken 
und Regeln der Gemeinschaft mitzuwirken. Wie der 
Bundeskanzler in der Europadebatte des Bundes- 
tages am 28. März 1974 betont hat, dürfen dabei aber 
die Grundlagen der Römischen Verträge nicht er- 
schüttert und ihre Ziele nicht in Frage gestellt wer- 
den. 


Institutionelle Entwicklung 

2 . Mit der Rede des Bundeskanzlers vor dem Euro- 
päischen Parlament am 13. November 1973 hat zum 
ersten Mal ein Regierungschef eines Mitgliedlandes 


vor diesem Forum gesprochen. Der Bundeskanzler 
hat dabei die Bedeutung hervorgehoben, die die 
Bundesregierung einer schrittweisen Stärkung der 
Befugnisse des Parlaments beimißt. Auf die Notwen- 
digkeit einer Verstärkung seiner Haushaltsbefug- 
nisse hat auch die Kopenhagener Gipfelkonferenz 
wieder hingewiesen. 

Die Bundesregierung hat sich mit Nachdruck für eine 
Verbesserung des Haushaltsverfahrens in diesem 
Sinne eingesetzt, zumal ab 1. Januar 1975 der Haus- 
halt der Gemeinschaft ganz aus eigenen Mitteln 
finanziert werden soll. Die Vorschläge, über die der 
Rat noch nicht entschieden hat, beziehen sich unter 
anderem auf ein Konzertierungsverfahren, das Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen Rat und Parla- 
ment bei der Verabschiedung von gemeinschaft- 
lichen Rechtsakten allgemeiner Tragweite bereini- 
gen soll, sowie auf das Recht des Parlaments, den 
Haushalt als Ganzes abzulehnen. Die Bundesregie- 
rung hatte darüberhinaus vorgeschlagen, dem Euro- 
päischen Parlament in konkreten Fällen echte Legis- 
lativbefugnisse einzuräumen. 

Im Zusammenhang mit der Verbesserung des Haus- 
haltsverfahrens hat sich die Bundesregierung beson- 
ders dafür eingesetzt, daß ein Europäischer Rech- 
nungshof gegründet wird, dem die Kontrolle der 
Haushaltsführung übertragen werden soll. 

3 . Der Rat hat am 14. Januar 1974 einige weitere 
praktische Maßnahmen zur Verbesserung seines 
Verfahrens beschlossen. In der laufenden Diskus- 
sion über die Verbesserung der Ratsarbeit und die 
Kohärenz des gemeinschaftlichen Handelns hält es 
die Bundesregierung für besonders wichtig, zu Be- 
schlüssen zu kommen, die eine Erleichterung des 
Entscheidungs Verfahrens durch häufigere Stimment- 
haltung im Rat und die Entlastung des Rates durch 
vermehrte Übertragung von Aufgaben auf die Kom- 
mission ermöglichen. 

4 . Mit Rücksicht auf das wachsende Volumen des 
Gemeinschaftshaushalts und seine damit zunehmen- 
de konjunkturpolitische Bedeutung bemüht sich die 
Bundesregierung, eine echte finanzpolitische Ver- 
antwortung der EG sicherzustellen und ihre finan- 
ziellen Verpflichtungen transparenter zu machen. 
Sie hat deshalb Vorschläge gemacht, die vor allem 
eine rechtzeitige und sorgfältige Berücksichtigung 
der finanziellen Folgen von Entscheidungen der Ge- 
meinschaftsorgane fördern sollen. 


Innerer Ausbau 

5 . Die EG-Wirtschafts- und Finanzminister haben 
am 18. Februar 1974 die wesentlichen Einzelmaßnah- 
men für die 2. Phase der Wirtschafts- und Währungs- 
union (WWU) verabschiedet. Der für den 1. Januar 
1974 vorgesehene Übergang zu einer dreijährigen 
Konsolidierungsphase konnte allerdings wegen des 
italienischen Junktims zum Regionalfonds noch nicht 
vollzogen werden. Die währungspolitische Zusam- 
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menarbeit hat durch das Ausscheren Frankreichs 
aus der „Schlange" am 19. Januar 1974 einen Rück- 
schlag erlitten. Der Gemeinschaft ist es nach wie vor 
nicht gelungen, das .Inflationsphänomen in den Griff 
zu bekommen. Die Explosion der Erdölpreise hat die 
Situation eher noch verschärft. 

Trotzdem bekennen sich die Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft zu den Zielen des Stufenplans. Die Bun- 
desregierung hält unverändert an ihrer Auffassung 
fest, daß die Verwirklichung der WWU Kernstück 
der weiteren Vertiefung der Gemeinschaft und 
Grundlage für die bis Ende 1980 angestrebte Euro- 
päische Union bleiben muß. Die unterschiedliche 
Situation in den Mitgliedstaaten macht eine gemein- 
same Wirtschafts- und Währungspolitik auf kurze 
Sicht leider sehr schwierig. Die Bundesregierung 
wird in den nächsten Monaten bemüht sein, zusam- 
men mit ihren Partnern nach Lösungen zu suchen, 
die das Verhältnis der „Restschlange" zu den frei 
floatenden Währungen anderer Partnerländer so 
eng wie möglich gestalten. Sie wird ferner dafür 
eintreten, die Arbeiten am Stufenplan in den Teil- 
bereichen fortzusetzen, wo sich reelle Chancen für 
Fortschritte bieten. Dabei wird sie darauf drän- 
gen, daß alle Partner stärker als bisher ihre natio- 
nalen Wirtschaftspolitiken an dem gemeinsamen 
Ziel einer Stabilitätsgemeinschaft ausrichten. Die 
jüngsten Erfahrungen haben erneut gezeigt, daß die 
währungspolitische Integration nicht von Bestand 
sein kann, wenn sie nicht auf die parallel vorange- 
triebe Konvergenz der Wirtschaftspolitiken in den 
Mitgliedstaaten gestützt wird. 

6 . In der Regionalpolitik ist es dem Rat noch nicht 
gelungen, eine Einigung in der Frage der Ausstat- 
tung und Mittel Verteilung des Europäischen Regio- 
nalfonds zu erzielen. Die Bundesregierung wird nach 
wie vor dafür eintreten, daß das Fondsvolumen in 
einem angemessenen Verhältnis zu den übrigen In- 
tegrationsfortschritten - insbesondere bei der WWU 
“ steht, daß die Fondsmittel weitgehend auf die be- 
dürftigsten Regionen der Gemeinschaft konzentriert 
werden und daß die Lastenverteilung unter den 
Partnern ausgewogen ist. Diese Prinzipien werden 
jetzt grundsätzlich von allen Partnern anerkannt. 
Baldige Kompromißlösungen sollten daher möglich 
sein. 

7 . Unter dem Eindruck der Ölkrise hat das Treffen 
der Staats- und Regierungschefs in Kopenhagen der 
gemeinschaftlichen Energiepolitik neue Impulse ge- 
geben. Es schuf die Grundlage sowohl für kurz- 
fristige, auf die Überwindung der Krise bezogene 
Maßnahmen, als auch für Initiativen, die auf die 
Verwirklichung der langfristigen Konzeption einer 
gemeinschaftlichen Energiepolitik gerichtet sind. 

Die Definition einer solchen Politik wird der Ge- 
meinschaft das Minimum an Zusammenhalt, Solida- 
rität und Geschlossenheit geben, das sie braucht, um 
ihrer Verantwortung bei der Erörterung der ener- 
giepolitischen Probleme in den verschiedenen inter- 
nationalen Gremien gerecht werden zu können. 


Außerdem wird eine solche Politik die angestrebte 
umfassende Kooperation mit den Erdölländem för- 
dern. 

Auf die energiepolitische Initiative Präsident Nixons 
hat die Gemeinschaft positiv reagiert. Sie war auf 
der Energiekonferenz von Washington durch die 
Präsidenten des Rates und der Kommission vertre- 
ten. 

An den Folgearbeiten der Konferenz sind zum Teil 
allerdings nur acht Partner beteiligt; Frankreich ar- 
beitet zwar in der OECD mit, nicht jedoch in der 
durch die Washingtoner Konferenz eingesetzten 
Koordinierungsgruppe. 

Das Energiethema wird in mehreren internationalen 
Gremien behandelt. Die Erarbeitung gemeinsamer 
Positionen ist daher vordringlich. Um die euro- 
päischen Interessen möglichst weitgehend zur Gel- 
tung bringen zu können, wird die Bundesregierung 
als derzeitige Präsidialmacht besonders bestrebt 
sein, an einem Ausgleich unterschiedlicher energie- 
politischer Interessen der Länder diesseits und jen- 
seits des Atlantiks mitzuwirken. 

Bei der Energiepolitik nach innen setzt sich die Bun- 
desregierung für ein Höchstmaß an Solidarität inner- 
halb der Gemeinschaft ein. 

8 . Hervorstechendes Ereignis in der Sozialpolitik 
war die Verabschiedung des sozialpolitischen Ak- 
tionsprogramms der Gemeinschaft am 21. Januar 
1974. Das Programm soll die Gemeinschaft schritt- 
weise zu einer Sozialunion führen, die gekennzeich- 
net ist durch gesicherte Vollbeschäftigung, verbes- 
serte Lebens- und Arbeitsbedingungen und die Be- 
teiligung der Sozialpartner an den wirtschafts- und 
sozialpolitischen Entscheidungen der Gemeinschaft 
und der Arbeitnehmer am Leben der Unternehmen. 

Während der deutschen Präsidentschaft stehen vor 
allem Vorschläge über die Erweiterung des Anwen- 
dungsbereichs des Sozialfonds, insbesondere zu- 
gunsten von Wanderarbeitnehmern und Behinder- 
ten zur Beschlußfassung an. Gleichzeitig bereitet 
die Kommission ein umfassendes Aktionsprogramm 
für Wanderarbeitnehmer vor, an dem die Bundes- 
regierung ein besonderes Interesse hat. 

9 . Nach langjährigen Verhandlungen über die 
Grundlagen einer Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Forschungspolitik gelang es, nicht zuletzt auf 
Drängen der deutschen Seite, am 14. Januar 1974 
ein Aktionsprogramm auf wissenschaftlich-technolo- 
gischem Gebiet zu verabschieden. Ziel des in vier 
Entschließungen niedergelegten Programms ist es, 

— die einzelstaatlichen Politiken zu koordinieren, 

— Aktionen gemeinschaftlichen Interesses zu defi- 
nieren, zu überarbeiten und zu überprüfen, 

Der zugleich neu eingesetzte Ausschuß für wissen- 
schaftlich-technische Forschung (AWTF oder CREST) 
hat seine Arbeit aufgenommen. 

10 . In der Umweltpolitik hat die Gemeinschaft bei 
der Verwirklichung des Aktionsprogramms vom 
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19. Juli 1973 erfreuliche Fortsdiriite erzielt. Mehrere 
im Berichtszeitraum erarbeitete Richtlinien sollen 
in Kürze dem Rat zur Verabschiedung vorgelegt 
werden. 


Außenbeziehungen 

11 . Gegenüber ihren Partnern im Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommen (GATT) trat die Gemein- 
schaft geschlossen auf: 

Im Rahmen der Zollausgleichsverhandlungen wegen 
Erweiterung der EG (Artikel XXIV 6 GATT) legte 
sie ein Zollausgleichsangebot für Exportnachteile 
vor, die ihre wichtigsten Handelspartner infolge der 
schrittweisen Übernahme des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs durch die drei neuen Mitgliedstaaten erlitten 
haben. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß 
es möglichst bald zu einem erfolgreichen Abschluß 
der Zollausgleichsverhandlungen kommt. 

An dem Entwurf für das Welttextil-Abkommen hat 
die Gemeinschaft auf Grund eines Ratsmandats aktiv 
mitgearbeitet. Die liberalen Elemente des Abkom- 
mens wurden von der Gemeinschaftskonzeption, an 
deren Ausgestaltung die Bundesregierung einen 
wesentlichen Anteil hatte, mitbestimmt. 

12 - Die Bundesregierung ist dafür eingetreten, daß 
die von der Europäischen Gemeinschaft im Zuge 
einer weltweiten Politik der Entwicklungshilfe ge- 
währten Allgemeinen Zollpräferenzen verbessert 
werden, um ein regelmäßiges Anwachsen der Ein- 
fuhren von verarbeiteten Erzeugnissen aus den Ent- 
wicklungsländern herbeizuführen. 

Diese Bemühungen führten insbesondere zu einer 
Erweiterung der Liste der landwirtschaftlichen Ver- 
arbeitungserzeugnisse, auf die Präferenzen ange- 
wendet werden, sowie zu einem Angebot einer prä- 
ferentiellen Zollsenkung in größerem Umfang als 
bisher. In die Liste der begünstigten Länder wurde 
erstmals auch Rumänien einbezogen. Insgesamt ha- 
ben jetzt 103 Entwicklungsländer und ihnen gleich- 
gestellte Länder Anspruch auf Zollpräferenzen. 

13 . In den Außenbeziehungen der Gemeinschafts- 
länder zu Drittländern gewinnt die sogenannte Ko- 
operationspolitik neben der Handelspolitik zuneh- 
mend an Bedeutung. Um eine divergierende Ent- 
wicklung zwischen beiden zu vermeiden, bemüht 
sich die Bundesregierung um einen baldigen erfolg- 
reichen Abschluß der Beratungen über die Einfüh- 
rung eines gemeinschaftlichen Konsultationsverfah- 
rens für Kooperationsabkommen der Mitgliedstaa- 
ten. 

14 . In den Beziehungen der Gemeinschaft zu den 
Ländern Osteuropas gewinnen die Daten zuneh- 
mend an Bedeutung, die durch den Übergang der 
Zuständigkeit für vertragliche Handelspolitik auf 
die Gemeinschaft und das Ablaufen der meisten 
bilateralen Handelsabkommen der Mitgliedstaaten 
mit osteuropäischen Ländern gesetzt sind. Die Ge- 
meinschaft hat wiederholt ihre Bereitschaft zur wirt- 


schaftlichen Zusammenarbeit mit den Ländern Ost- 
europas erklärt. Die Bundesregierung hofft, daß 
diese Bereitschaft bald in die Tat umgesetzt werden 
kann. 

15 . Im Bereich der Beziehungen der Gemeinschaft 
zu den Mittelmeeranrainern endeten die Verhand- 
lungen der Gemeinschaft mit den Maghreb-Staaten, 
Spanien und Israel im Oktober vorerst ohne ab- 
schließendes Ergebnis, weil die Verhandlungspart- 
ner die Konzessionen der Gemeinschaft, insbeson- 
dere im Agrarbereich, als nicht ausreichend ansahen. 
Uber ein erweitertes Verhandlungsmandat für die 
Kommission konnte sich der Rat im Berichtszeit- 
raum nicht einigen. Die Bundesregierung hat die 
Dringlichkeit des Problems besonders als Präsidial- 
macht nachdrücklich betont, damit der Anspruch 
einer europäischen Mittelmeerpolitik nicht unglaub- 
würdig wird. 

16 . Die Verhandlungen über die künftigen Be- 
ziehungen zwischen der Gemeinschaft und einer 
Gruppe von afrikanischen, karibischen und pazifi- 
schen Entwicklungsländern wurden am 17. Oktober 
mit einer Ministerkonferenz in Brüssel eröffnet. Sie 
gewinnen ihre besondere Bedeutung nicht nur durch 
die Zahl der beteiligten Entwicklungsländer (inzwi- 
schen 44) sondern vor allem durch die Vielfalt der 
von der Gemeinschaft angebotenen Beziehungen, 
deren umfassendere Form, die Assoziierung, auf 
einer Verbindung der Förderung des Handels mit 
finanzieller und technischer Kooperation beruht. 
Während die Kommission im Rahmen ihres Ver- 
handlungsmandats in verschiedenen Bereichen eine 
Annäherung der gegenseitigen Standpunkte er- 
reichte, bemühte sich die Bundesregierung, bei den 
innerhalb der Gemeinschaft noch umstrittenen Fra- 
gen Entscheidungen herbeizuführen. 

17 . Die Koordinierung der Entwicklungspolitik im 
Rahmen der EG ist mit den sechs Entschließungen 
des Rats vom 5. November 1973 um einen wichtigen 
Schritt vorangekommen. 

Die Bundesregierung wünscht, daß die Gespräche im 
Rat über einige weitere Beschlüsse zur Harmonisie- 
rung der Entwicklungshilfepolitiken bald zu einem 
Ergebnis führen. Hierbei geht es insbesondere um 
Grundsätze für das Volumen der öffentlichen Hilfe, 
die Hilfe an nicht-assoziierte Entwicklungsländer, um 
Fragen der geographischen Aufteilung der Hilfe und 
der Lieferbindung. Der Rat wird sich noch im Früh- 
jahr 1974 mit diesem Komplex befassen. 


Fortentwicklung der Gemeinschaft und 
Europäische Poiitische Zusammenarbeit (EPZ) 

18 . Nachdem sich die Staats- und Regierungschefs 
der Neun in Kopenhagen für eine Beschleunigung 
der Vorarbeiten für den von der Pariser Gipfelkon- 
ferenz vorgesehenen Bericht der Gemeinschafts- 
organe zur Europäischen Union ausgesprochen hat- 
ten, schlug die Bundesregierung als Präsidialmacht 
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der EG vor, einen Ausschuß mit der Ausarbeitung 
eines ersten Berichts als Diskussionsgrundlage zu 
beauftragen. Der Rat beschloß am 4. Februar 1974 
den Ausschuß der Ständigen Vertreter mit der Vor- 
bereitung eines Berichts des Rates zu betrauen. Auf 
der Grundlage einer Aufzeichnung der deutschen 
Präsidentschaft, die die wesentlichen Probleme um- 
reißt, hat die Diskussion im Rahmen des Ausschus- 
ses der Ständigen Vertreter begonnen. 

19 . Die Europäische Politische Zusammenarbeit hat 
sich seit Oktober 1973 weiter zu einem wichtigen 
Faktor der europäischen Einigungspolitik entwickelt. 
In dem Dokument über die europäische Identität 
vom 14. Dezember 1973 haben die neun EG-Staaten 
ihre Vorstellungen über die weltpolitische Rolle und 
Verantwortung der werdenden Europäischen Union 
niedergelegt. Die Kopenhagener Konferenz der 
Staats- und Regierungschefs vom 14./ 15. Dezember 
1973 hat den Willen der Neun, auch in der Außen- 
politik zunehmend als handlungsfähige Einheit auf- 
zutreten, angesichts der weltpolitischen Herausfor- 
derungen der Gegenwart bekräftigt. Vor allem auf 
folgenden Gebieten einer künftigen europäischen 
Außenpolitik zeichnet sich schon heute das wer- 
dende Europa als neuer Faktor der Außenpolitik ab: 

— Bei der laufenden Ausarbeitung gemeinsamer 
Haltungen zu allen wichtigen Fragen der Konfe- 
renz über die Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) in Helsinki und Genf, 

— bei den Gesprächen mit den USA über eine ge- 
meinsame Grundsatzerklärung. Die Bundesregie- 
rung wird sich bemühen, diese Gespräche zu 
einem guten und schnellen Abschluß zu bringen. 
Sie geht davon aus, daß die europäische Eini- 
gung im Interesse der westlichen Allianz liegt 
und letztlich - trotz unvermeidlicher Schwierig- 
keiten in der Zeit des Entwicklungsprozesses nach 
außen - dem Gleichgewicht und der partner- 
schaftlichen Freundschaft zwischen Westeuropa 
und den Vereinigten Staaten ebenso zugute 
kommen muß wie den Interessen der übrigen 
Welt, 

— bei den Ansätzen zu einer gemeinsamen euro- 
päischen Nahostpolitik, die mit den Nahoster- 
klärungen der neun Regierungen vom 13. Okto- 
ber und 6. November 1973 begonnen wurden. 
Die Außenminister einigten sich am 4. März im 
Prinzip (vorbehaltlich englischer Zustimmung 
nach Regierungsneubildung) auf die Grundzüge 
eines langfristigen Kooperationsangebotes an die 
arabischen Staaten. Die Bundesregierung wertet 
den vorgesehenen Dialog mit den arabischen 
Staaten als langfristigen Beitrag zur Stabilisie- 
rung dieser Region, der die Bemühungen um 
Frieden und eine vernünftige Lösung weltweiter 
Energiefragen ergänzen wird. 

Die Bundesregierung sieht diese Ansätze zu einer 
gemeinsamen europäischen Außenpolitik als Teil 
der Europapolitik, den sie in engem Zusammenhang 
mit den Tätigkeiten der Europäischen Gemeinschaft 
in der Perspektive der Europäischen Union weiter 
fördern wird. 


B. Ausbau der Europäischen 
Gemeinschaft 


I. Institutioneile Fragen 


Europäisches Parlament 

20 . Der Bundeskanzler hat am 13. November 1973 
vor dem Europäischen Parlament (EP) die Bedeutung 
hervorgehoben, die die Bundesregierung einer 
schrittweisen Stärkung der Befugnisse des EP bei- 
mißt. 

Die Beratungen über das Gesamtpaket, das einmal 
ein Vermittlungsverfahren zwischen EP und Rat, die 
Erweiterung der Befugnisse des EP im Haushalts- 
verfahren und die Einrichtung eines Europäischen 
Rechnungshofes vorsieht, dauern noch an. 

Im Rat zeichnet sich folgender Kompromiß ab: 

— Es soll ein Vermittlungs verfahren zwischen Rat 
und EP für den Fall vorgesehen werden, daß der 
Rat von Stellungnahmen des EP abzuweichen 
beabsichtigt. 

— Das EP soll das Recht erhalten, den Haushalts- 
entwurf insgesamt abzulehnen und über die Ent- 
lastung der Kommission entscheiden. 

— Errichtung eines Europäischen Rechnungshofs, 
der an die Stelle des bisherigen Kontrollaus- 
schusses tritt. 

Die Beratungen über verschiedene Einzelfragen, ins- 
besondere im Bereich des Europäischen Rechnungs- 
hofes, sind noch nicht abgeschlossen. 

Die Vorschläge der Bundesregierung, dem EP in die- 
sem Zusammenhang echte legislative Befugnisse 
einzuräumen, fanden keine Unterstützung bei den 
übrigen Mitgliedstaaten. 

In der Eröffnungssitzung zu seiner Sitzungsperiode 
1974 wählte das EP den Präsidenten und die Vize- 
präsidenten. Da der Präsident des EP traditionsge- 
mäß zwei Jahre im Amt bleibt, stand die Wieder- 
wahl des Präsidenten (Berghouwer) und der Vize- 
präsidenten von vornherein fest. Da die Kommuni- 
sten seit 1973 eine eigene Fraktion bilden, wurde 
erstmals auch ein Kommunist (Bordu, Frankreich) zu 
einem der 1 1 .Vizepräsidenten gewählt. 


Rat 

21 . Bis zum 31. Dezember 1973 hatte Dänemark im 
Rat der EG turnusmäßig den Vorsitz. Am 1. Januar 
1974 ging der Vorsitz auf die Bundesrepublik 
Deutschland über. 

Die Beratungen zur Verbesserung der Ratsarbeit 
und der Kohärenz des gemeinschaftlichen Handelns 
wurden im Berichtszeitraum fortgesetzt. Im An- 
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Schluß an seine Beschlüsse vom 23. Juli 1973 hat der 
Rat am 14. Januar 1974 hierzu einige weitere prak- 
tische Maßnahmen getroffen, die die Vorbereitung 
der Ratstagungen und die Unterstützung des Rats 
durch Arbeitsgruppen betreffen. Uber andere Vor- ^ 
Schläge zu grundsätzlichen Fragen der Organisation 
und des Verfahrens des Ministerrats konnte noch 
keine Einigung erzielt werden. 


Europäischer Gerichtshof 

22 . Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaft 
hat im Zusammenhang mit dem Beitritt der neuen 
Mitgliedstaaten Vorschläge zur Änderung seiner 
Verfahrensordnung und des Artikels 165 EWG-Ver- 
trag (Besetzung des Gerichtshofs) vorgelegt, die von 
einer Arbeitsgruppe des Rats noch geprüft werden. 


Personaistatut 

23 . Die jährliche Überprüfung des Besoldungs- 
niveaus der Beamten und sonstigen Bediensteten 
der Europäischen Gemeinschaft führte zu einer Er- 
höhung der Gehälter mit Wirkung vom 1. Juli 1973, 
Das Verfahren für den Dialog zwischen dem Rat 
und den Vertretern des Personals wurde neu fest- 
gelegt. Dabei sind die Beteiligung, die Unterrichtung 
und die Mitwirkung der Vertreter des Personals in 
Angelegenheiten des Personalstatuts weiter ver- 
bessert worden. Die Bemühungen um die Einfüh- 
rung eines einheitlichen Vertragssystems für alle 
aus Forschungs- und Investitionsmitteln besoldete 
Bedienstete wurden fortgesetzt. 


Veröffentlichungspraxis der Europäischen 
Gemeinschaft 

24 . Die Kommission hat einen Vorschlag für eine 
Kodifizierungsverordnung vorgelegt, der zur Zeit 
vom Europäischen Parlament und dem Wirtschafts- 
und Sozialausschuß geprüft wird. Sie greift damit 
das seit langem regelungsbedürftige Gebiet der Ver- 
öffentlichungspraxis der Europäischen Gemeinschaf- 
ten auf. Der Vorschlag, der eine Regelung für eine 
Neubekanntmachungsbefugnis der Kommission für 
unübersichtlich gewordene Rechtsakte vorsieht, wird 
in der nächsten Zeit in einer Arbeitsgruppe erörtert 
werden. 


II. Wirtschafts- und Währungspolitik 


Wirtschafts- und Währungsunion 

25 . Die Europäische Integrationspolitik wurde im 
Berichtszeitraum weitgehend durch die Verhandlun- 
gen über den Übergang zu einer zweiten Stufe der 


Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) geprägt; 
teilweise wurden die Verhandlungen durch die 
energiepolitischen Ereignisse deutlich überschattet. 
Der Rat kam auf seiner Tagung am 18. Dezember 
1973 überein, am 1. Januar 1974, wie in der Stufen- 
planentschließung zur WWU vom 21. März vorge- 
sehen, eine zweite, als Konsolidierungsphase ver- 
standene Stufe der WWU zu beginnen, die vom 
1. Januar 1974 bis längstens 31. Dezember 1976 
dauern soll. Die formelle Inkraftsetzung dieses Be- 
schlusses indes ist durch ein Junktim der italieni- 
schen Regierung solange blockiert, wie eine für 
Italien befriedigende Regelung beim Europäischen 
Regionalfonds aussteht. 

26 . Im Zuge der vorbereitenden Arbeiten legte die 
aufgrund eines Mandats des Ministerrats am 12. Juli 
1973 eingesetzte adhoc-Gruppe am 5. Oktober 1973 
ihren Abschlußbericht über die wichtigsten Aspekte 
eines Übergangs zu einer zweiten Stufe der WWU 
vor. Die Kommission leitete dem Rat am 15. Novem- 
ber 1973 fünf Beschlußvorschläge zu für 

— eine Entschließung des Rates zur Verwirklichung 
der zweiten Stufe der WWU, 

— eine Richtlinie des Rates betreffend Stabilität, 
Wachstum und Vollbeschäftigung in der Gemein- 
schaft, 

— eine Entscheidung des Rates über die Verwirkli- 
chung eines hohen Grades an Konvergenz der 
Wirtschaftspolitik, 

— eine Verordnung des Rates betreffend den Wäh- 
rungsbeistand und die Zusammenlegung von 
Währungsreserven, 

— eine Entscheidung über die Einsetzung eines 
Ausschusses für Wirtschaftspolitik. 

Grundlage für die deutsche Position war eine euro- 
papolitische Verhandlungslinie der Bundesregie- 
rung, die auf einer Sitzung des Kabinetts am 15. 
November 1973 auf Schloß Gymnich verabschiedet 
worden war. Ziel der deutschen Verhandlungslinie 
war 

— der Übergang in eine Konsolidierungsphase mit 
weiterführenden Impulsen zum 1. Januar 1974, 

— die effektive Verbesserung der materiellen Ko- 
ordinierung der Wirtschaftspolitik auf möglichst 
vielen Gebieten, insbesondere dem der Konjunk- 
turpolitik, 

— die Verbesserung des Finanzgebarens der Ge- 
meinschaft, 

ohne dabei weitreichende finanzielle und währungs- 
politische Verpflichtungen einzugehen. Vor allem 
sollte die währungspolitische Vorsichtsklausel, der- 
zufolge bestehende Bindungen der Partner in die- 
sem Bereich bei Eintritt bestimmter Bedingungen 
wieder entfallen können, bis zur entscheidenden 
Verhandlungsrunde über die Europäische Union im 
Jahre 1976 aufrechterhalten werden. 

Entgegen dem deutschen Bestreben, entsprechend 
dem Stufenplan zur WWU vom März 1971, vor 
Übergang in eine zweite Stufe diejenigen institutio- 
nellen Maßnahmen zu konkretisieren, die zu einer 
vollständigen Verwirklichung der WWU unerläß- 
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lieh sind, klammerten die Beschluß Vorschläge der 
Kommission die Fragen des institutionellen Ausbaus 
der WWU vollständig aus. Sie im Laufe der Ver- 
handlungen noch einzubeziehen, scheiterte am Wi- 
derstand der meisten anderen Mitgliedsländer, die 
zögerten, sich vorzeitig festzulegen. Denn auf der 
Pariser Gipfelkonferenz vom Oktober 1972 war be- 
schlossen worden, daß die Organe der Gemeinschaft 
bis Ende 1975 einen Bericht über die Umwandlung 
der Gesamtheit der Beziehungen der Mitgliedstaa- 
ten in eine Europäische Union (EU) ausarbeiten soll- 
ten. Die WWU soll ein integraler Bestandteil der 
zukünftigen EU sein. Eine Festlegung in den Fragen 
der institutionellen Entscheidungsstruktur der WWU 
sowie in denen der Aufteilung der Kompetenzen 
auf die Mitgliedsländer und die Organe der Ge- 
meinschaft wäre daher für spätere Entscheidungen 
über die EU präjudizierend gewesen. 

Die wirtschaftspolitische Koordinierungsgruppe be- 
riet gemäß einem Mandat des Rates vom 9. Novem- 
ber 1973 auf mehreren Tagungen die Beschlußvor- 
schläge der Kommission und legte, nachdem auf der 
Tagung des Rates am 3./4. Dezember 1973 keine 
Einigung darüber erzielt worden war, am 14. De- 
zember 1973 dem Rat Neufassungen dazu vor. 

Der Rat schloß seine Beratung über den Übergang 
zu einer zweiten Stufe der WWU am 18. Dezember 
1973 ab. Die Beschlüsse sollen jedoch erst wirksam 
werden, wenn auch über die Finanzausstattung des 
Europäischen Regionalfonds Einigung erzielt wird. 

27 . Im einzelnen sieht die sogenannte Mantelent- 
schließung zur WWU vor, daß 

— die Ziele und Bedingungen und damit auch die 
währungspolitische Vorsichtsklausel der WWU- 
Entschließung von 1971 aufrechterhalten bleiben 

— die wirtschaftspolitische und währungspolitische 
Koordinierung sowie die Konsultationsverpflich- 
tungen erheblich verstärkt werden 

-- der Verwaltungsrat des Währungsfonds ersucht 
wird, die vom Rat gebilligte Aufstockung des 
kurzfristigen Währungsbeistands (Verdoppelung 
der Quoten) vorzunehmen 

— die Kommission dem Rat bis Ende 1975 neue 
Vorschläge zur vollständigen Verwirklichung der 
WWU und über die Aufteilung der Zuständig- 
keiten und Verantwortlichkeiten zwischen den 
Organen der Gemeinschaft und den Mitglied- 
staaten vorlegen wird. Der Rat will 1976 darüber 
beschließen. 

Die „Richtlinie des Rates betreffend die Stabilität, 
das Wachstum und die Vollbeschäftigung in der Ge- 
meinschaft" verfolgt den Zweck, in den Mitglied- 
staaten ein wirtschaftspolitisches Instrumentarium 
gleicher Wirkung zu schaffen, um eine gemeinsame 
Wirtschaftspolitik möglich zu machen. 

Mit der „Entsdieidung des Rates zur Erreichung 
eines hohen Grades an Konvergenz der Wirtschafts- 
politiken der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft" werden die Verfahren für die Konsul- 
tation und die Koordinierung der Wirtschaftspoli- 


tiken ausgebaut und der Grundsatz der permanen- 
ten Konsultation vereinbart. 

Durch den „Beschluß zur Einsetzung eines Ausschus- 
ses für Wirtschaftspolitik" werden die bisherigen 
Ausschüsse für Konjunkturpolitik, Haushaltspolitik 
und mittelfristige Wirtschaftspolitik zusammenge- 
legt, damit die wirtschaftspolitische Koordinierung 
wirksamer gestaltet werden kann. 

Der Inhalt dieser Beschlüsse entspricht insoweit voll 
der europapolitischen Verhandlungslinie der Bun- 
desregierung von Gymnich hinsichtlich einer zwei- 
ten Stufe der WWU und der verstärkten Koordinie- 
rung der Wirtschaftspolitik. 

28 . Nachdem im Januar 1974 Fortschritte in der 
Frage der Finanzausstattung des Regionalfonds er- 
zielt worden waren, sahen sich die italienische und 
die britische Regierung in der Lage, ihr Junktim 
wenigstens für den Maßnahmenteil der Beschlüsse 
zur WWU vom 18. Dezember 1973 aufzugeben. Dar- 
aufhin konnte der Rat auf seiner Tagung am 18. Fe- 
bruar 1974 die „Stabilitätsrichtlinie", die „Konver- 
genzentscheidung", die „Entschließung über den 
kurzfristigen Währungsbeistand" sowie den „Be- 
schluß über die Errichtung des Ausschusses für Wirt- 
schaftspolitik" formell in Kraft setzen. Weiterhin 
suspendiert blieb der formelle Übergang* zu einer 
zweiten Stufe der WWU, da durch das italienische 
Junktim die WWU-Mantelentschließung vom 18. 
Dezember 1973 vorerst blockiert bleibt. 


Konjunkturpolitik 

29 . Die konjunkturpolitischen Aktivitäten standen 
- ebenso wie im nationalen Bereich - im Zeichen der 
durch das partielle Erdölembargo der arabischen 
Ölproduzenten offen zu Tage getretenen Energie- 
krise. 

Der am 18. September 1973 von der Kommission 
vorgelegte Entwurf des „Jahresberichts über die 
Wirtschaftslage der Gemeinschaft" war ganz auf die 
stabilitätspolitischen Probleme in der Gemeinschaft 
ausgerichtet und plädierte mit einigen Einschrän- 
kungen dafür, den im großen und ganzen restrik- 
tiven. Kurs der Konjunkturpolitik in der Gemein- 
schaft beizubehalten. Dem entsprachen die wirt- 
schaftpolitischen Leitlinien für die Mitgliedstaaten, 
zumal die wirtschaftliche Aktivität für 1974 sehr 
positiv eingeschätzt wurde. Der Rat billigte diesen 
Bericht auf seiner Tagung am 9. November 1973, 
obwohl inzwischen abzusehen war, daß diese Ein- 
schätzung der Wirtschaftslage wegen der Energie- 
krise bald revisionsbedürftig werden mußte. Einer 
französischen Initiative folgend, wurde die Kommis- 
sion beauftragt, vorsorglich zu prüfen, welche Maß- 
nahmen angesichts der nun sichtbar werdenden zu- 
sätzlichen Gefahren für die Preisstabilität und die 
Beschäftigungslage in der Gemeinschaft angezeigt 
erschienen. Mit der Entschließung des Rates vom 
3./4. Dezember 1973 über den „Kampf gegen die 
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Preissteigerung und über die Wahrung eines hohen 
Beschäftigungsniveaus in der Gemeinschaft" wur- 
den schließlich Anfang Dezember 1973 verstärkte 
Anstrengungen im Kampf gegen die durch die Ener- 
giekrise induzierten Kosten- und Preissteigerungen 
für die ersten Monate des Jahres 1974 beschlossen. 

30 . Ende Januar 1974 legte die Kommission eine 
umfassende Analyse über die Auswirkungen der 
Energiesituation auf die gesamtwirtschaftlichen 
Aggregate vor. Als Schlußfolgerung hielt dieser Be- 
richt fest, daß 

— die Zahlungsbilanzsituation gegenüber Drittlän- 
dern sich spürbar verschlechtern wird; 

— das Wachstumsziel nur ungenügend erreicht 
wird; 

— - Beschäftigungsprobleme sich drängender stellen 

werden als 1973; 

— das Stabilitätsziel weniger denn je erfüllt sein 
wird, da die Verteuerung von öl, seiner Deri- 
vate und der Energiesubstitute in einem ver- 
stärkten Anstieg des Preis- und Kostenniveaus 
zu Buche schlagen wird. 

Am 25. Januar 1974 leitete die Kommission dem Rat 
Vorschläge zu Sofortmaßnahmen zu, die als wirt- 
schafts- und währungspolitische Antwort der Ge- 
meinschaft auf die gemeinsame Bedrohung durch die 
Ölkrise gedacht waren. Im wesentlichen sahen 
diese Vorschläge vor, daß 

— die Gemeinschaft gegen einen Abwertungswett- 
lauf und handelsbeschränkende Maßnahmen Po- 
sition beziehen sollte, 

— der kurzfristige Währungsbeistand erhöht wer- 
den sollte, 

— über eine geordnete Inanspruchnahme der inter- 
nationalen Kapitalmärkte durch die Mitglied- 
staaten zwecks Abdeckung ölpreisinduzierter 
Leistungsbilanzdefizite Einvernehmen zu erzie- 
len sei, 

— die Frage der Mobilisierung des Goldes in den 
nationalen Devisenreserven vordringlich zu lö- 
sen sei. 

Auf der Tagung des Rats am 18. Februar 1974 wurde 
die Wirtschaftslage in der Gemeinschaft erörtert so- 
wie der Kommissionsvorschlag zu den Sofortmaß- 
nahmen beraten. Die Gold- und die Kapitalmarkt- 
frage wurde an die zuständigen Ausschüsse zur Be- 
ratung überwiesen; die Entschließung über die Er- 
höhung des kurzfristigen Beistands zwischen den 
Notenbanken wurde am 18. Februar 1974 mit der for- 
mellen Inkraftsetzung des Maßnahmenteils der Be- 
schlüsse zur WWU wirksam. In einer Erklärung vom 
selben Tage nahm der Rat gegen einen Abwertungs- 
wettlauf und gegen handelsbeschränkende Maßnah- 
men Stellung. 

31 . Die turnusmäßige Überprüfung und gegebenen- 
falls notwendige Revision der wirtschaftspolitischen 
Leitlinie wurde im März 1974, nachdem die Energie- 
versorgungslage wieder überschaubarer geworden 
war, in Angriff genommen. Der Rat wird sich vor- 
aussichtlich im April mit diesem Thema befassen. 


Währungspolitik 

32 . In der (z.Z. noch nicht in Kraft getretenen) Ent- 
schließung vom 18. Dezember 1973 über den Über- 
gang in eine 2. Stufe forderte der Rat den Ausschuß 
der Notenbankgouverneure und den Währungsaus- 
schuß auf, ihm bis zum 31. März 1974 Bericht über 
den Vorschlag der Kommission zum Ausbau des 
Europäischen Fonds für währungspolitische Zusam- 
menarbeit, insbesondere über die technischen Lö- 
sungsmöglichkeiten für die Reservevergemeinschaf- 
tung zu erstatten. - Grundsätzlich wäre nach Mei- 
nung der Bundesregierung beim jetzigen Stand der 
Integration der Gemeinschaft eine Vergemeinschaf- 
tung der Währungsreserven der Mitgliedsländer ver- 
früht. 

Am 18. Februar 1974 setzte der Rat eine Entschlie- 
ßung in Kraft, mit der er den Verwaltungsrat des 
Europäischen Fonds ersucht, eine Änderung des 
kurzfristigen Währungsbeistands vorzunehmen. Die 
Quoten der EG-Zentralbanken sollen auf das Dop- 
pelte erhöht und der Höchstbetrag der Schuldnerral- 
longe sowie der freiwillig zu übernehmenden Gläu- 
bigerrallonge auf 1,5 Mrd. RE festgesetzt werden. 
Für die Gläubiger werden die Verpflichtungsquoten 
auf das Vierfache der ursprünglichen Quote festge- 
setzt. 

33 . Die französische Regierung hat am 19. Januar 
1974 beschlossen, Interventionen zur Einhaltung der 
Bandbreite zwischen dem Franc und den am Euro- 
päischen Währungsverbund („Schlange") beteiligten 
Währungen vorerst einzustellen. Die Beneluxländer, 
Dänemark und die Bundesrepublik beschlossen am 
21. Januar 1974 ihre Zusammenarbeit auf währungs- 
politischem Gebiet zu verstärken, um diesen engeren 
Währungs verbünd aufrechtzuerhalten. Norwegen 
und Schweden sowie in anderer Form Österreich hal- 
ten zu dieser Zone fester Wechselkurse ebenfalls 
eine engere Bandbreite von 2,25 v. H. 


Haushaltspolitik 

34 . Der Ausschuß für Haushaltspolitik hat im Be- 
richtszeitraum die Haushaltsentwicklung 1973 und 
die Haushaltsentwürfe 1974 in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten, insbesondere aus konjunktureller Sicht, 
überprüft. Er hat ferner entsprechend einem beson- 
deren Auftrag vierteljährlich untersucht, ob die 
Haushaltspläne der Mitgliedstaaten für 1973 gemäß 
den auf Gemeinschaftsebene erlassenen Leitlinien 
zur Bekämpfung der Inflation vollzogen werden. 

Der Ausschuß befaßte sich außerdem mit Fragen der 
Synchronisierung der nationalen Haushaltsverfahren 
als Voraussetzung für den Übergang zur 2. Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion. 

Durch Entschließung des Rats vom 18. Februar 1974 
wurde der Ausschuß für Haushaltspolitik ebenso 
wie die Ausschüsse für Konjunkturpolitik und Mit- 
telfristige Wirtschaftspolitik aufgelöst. An ihre Stelle 
ist der Ausschuß für Wirtschaftspolitik getreten. 
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35. Die Bundesregierung hat gegen Ende des Jah- 
res 1973 Vorschläge zur Verbesserung des Finanzge- 
barens der Gemeinschaft unterbreitet. Ziel der Be- 
mühungen ist es, die Finanzplanung für den Haushalt 
der Gemeinschaft zu straffen, so daß die Ausgaben- 
seite des folgenden Haushaltsjahres für die Mitglied- 
staaten besser überschaubar und in der jeweiligen 
nationalen Finanzplanung effizienter zu berücksich- 
tigen ist. Die deutschen Vorschläge werden zur Zeit 
im Haushaltsausschuß beraten. 

36. Der Ministerrat hat am 10. Dezember 1973 den 
EG-Haushalt 1974 in einer Gesamthöhe von 5.079 RE 
(= 18 589 Mio DM) endgültig festgestellt. Gegen- 
über dem Haushalt 1973 und seinen 4 Nachtrags- 
haushalten bedeutet dies eine geringfügige Vermin- 
derung um 55 Mio RE, Der Haushalt 1974 umfaßt 
aber noch keine Mittel für den geplanten Regional- 
fonds. Außerdem hat die Kommission bereits im 
Januar 1974 den Vorentwurf eines 1. Nachtragshaus- 
haltes vorgelegt, der allerdings keinen nennenswer- 
ten Einfluß auf das Haushaltsvolumen 1974 haben 
kann, da er sich im wesentlichen auf die Schaffung 
neuer Planstellen beschränkt. 

Die wesentlichen Ausgabeblöcke sind (Zahlen in 
Mio RE, 1 RE = 3,66 DM; in Klammern die Zahlen 
des Haushalts 1973 einschließlich der 4 Nachtrags- 
haushalte) ; 


EG-Haushalt 

5079 = 

100 

V. H. (5134) 

EAGFL, Garantie 

3513 = 

69,17 

V. H. (3806) 

EAGFL, Ausrichtung 

325 - 

6,40 

V. H. ( 350) 

Sozialfonds (alt und neu) 

328 = 

6,46 

V. H. ( 283) 

Personal (nur Kommission) 

160 = 

3,15 

v.H. ( 115) 

Nahrungsmittelhilfe 

135 = 

2,66 

V. H. ( 48) 

Forschung und Investition 

84 = 

1,65 

V. H. ( 75) 


Von den durch die 9 Mitgliedstaaten der EG zur 
Deckung des Haushalts aufzubringenden Mitteln hat 
die Bundesrepublik Deutschland rund 28,5 v, H. zu 
tragen, mithin etwa 1429 Mio RE ^ 5231 Mio DM. 
Davon entfallen nach den Schätzungen der Kommis- 
sion rund 901 Mio RE auf abzuführende Abschöp- 
fungen und Zölle sowie ca. 528 Mio RE auf Finanz- 
beiträge. 


Mittelfristige Wirtschaftspolitik 

37. Im Rahmen der mittelfristigen Wirtschaftspoli- 
tik sind die Arbeiten für die Fortschreibung der ge- 
samtwirtschaftlichen Projektionen bis zum Jahr 1978 
fortgeführt worden. Allerdings sind diese Arbeiten 
durch die Energiekrise wesentlich beeinträchitgt 
worden. Alle bereits erstellten Projektionen wurden 
damit überholt, sie können nur noch begrenzt als 
Ausgangsbasis für neue Überlegungen benutzt wer- 
den. 

Gegenwärtig wird deshalb versucht, die mittelfristi- 
gen Aspekte der Energiekrise für die Gemein- 
schaft abzuschätzen. Erste Untersuchungen zeigen, 
daß auf die Gemeinschaft ernste Zahlungsbilanzpro- 
bleme zukommen werden. Außerdem kann der An- 
stieg der Erdölpreise über strukturelle Anpassungs- 


schwierigkeiten zu einer zunehmenden Arbeitslosig- 
keit und geringerem Wachstum führen. Es ist deut- 
lich geworden, daß durch die Energiekrise gerade auf 
mittelfristiger Sicht die wirtschaftliche und politische 
Gewichtverteilung in der Welt verändert werden 
kann. Zudem dürfte die beabsichtigte Aufschlüsse- 
lung der bisherigen Ergebnisse auf die einzelnen 
Länder neue Gefahren für den Zusammenhalt der 
Gemeinschaft erkennen lassen. 

Es ist vorgesehen, diese Arbeiten rasch abzuschlie- 
ßen und bis zum Sommer 1974 entsprechende wirt- 
schaftspolitische Konsequenzen in einem Bericht über 
die mittelfristige Problematik der Fortschritte auf 
dem Weg zur Wirtschafts- und Währungsunion 1974 
bis 1978 vorzulegen. 

38. Der Ausschuß für Mittelfristige Wirtschaftspoli- 
tik ist durch Ratsbeschluß vom 18. Februar 1974 auf- 
gelöst worden. Seine Aufgaben werden in Zukunft 
durch den Ausschuß für Wirtschaftspolitik wahrge- 
nommen. 


III. Wettbewerbspolitik 


Absprachen und Marktmacht 

39. Der Vorschlag der Kommission für eine Verord- 
nung (EWG) des Rates über die Kontrolle von Unter- 
nehmenszusammenschlüssen vom 20. Juli 1973 ist 
inzwischen vom Europäischen Parlament und dem 
Wirtschafts- und Sozialausschuß im Grundsatz zu- 
stimmend behandelt worden. Die Bundesregierung, 
die sich wiederholt für den Vorschlag ausgesprochen 
hat, wird auf eine zügige Behandlung im Rat hin- 
wirken. 

40. Der Europäische Gerichtshof hat in zwei Ent- 
scheidungen die Auslegung der Wettbewerbsregeln 
(Artikel 85 ff.) des EWG-Vertrages weiterentwickelt. 

— In der Rechtssache 127/73 („SA. B. A. M.") hat der 
Gerichtshof die unmittelbare Geltung der Artikel 
85, 86 EWG-Vertrag bekräftigt. Die nationalen 
Gerichte sind danach berechtigt, auch dann die 
Artikel 85 und 86 unmittelbar anzuwenden, wenn 
die Kommission in der betreffenden Angelegen- 
heit ein Verfahren eingeleitet hat. Allerdings 
kann das nationale Gericht, wenn es dies für 
zweckmäßig hält, das Verfahren bis zur Entschei- 
dung der Kommission aussetzen. 

— Im Urteil vom 6. März 1974 (Rechtssache 6 und 
7/73 „Zoja") hat der Gerichtshof die Entscheidung 
der Kommission bestätigt, daß eine Verkaufsver- 
weigerung unter bestimmten Voraussetzungen 
einen Mißbrauch einer marktbeherrschenden Stel- 
lung im Sinne des Artikels 86 des EWG-Vertra- 
ges darstellen kann. 

41. Die Kommission hat die Genehmigung für die Fu- 
sionen Thyssen/Rheinstahl und Mannesmann/Demag 
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nach Artikel 66 des EGKS-Vertrages von Auflagen 
abhängig gemacht, die auch die Bundesregierung in 
ihren Stellungnahmen angeregt hatte. So muß vor 
allem Thyssen seine Beteiligung an den Mannes- 
mannröhren-Werken reduzieren und Thyssen sowie 
Rheinstahl müssen aus den deutschen Stahlrationa- 
lisierungsgruppen ausscheiden. 


Beihilfen 

42. Der Europäische Gerichtshof hat in einem 
grundlegenden Urteil (Rechtssache 120/73) ausge- 
sprochen, daß die Mitgliedstaaten eine Beihilferege- 
lung erst durchführen dürfen, 

— wenn eine positive Äußerung der Kommission 
vorliegt, 

— oder wenn seit der Mitteilung des Beihilfevor- 
habens an die Kommission zwei Monate vergan- 
gen sind, ohne daß die Kommission sich äußert. 

Der Gerichtshof hat ferner festgestellt, daß Artikel 
93 Abs. 3 EWG-Vertrag unmittelbar gilt. Jedermann 
kann sich daher vor den Gerichten auf die Unan- 
wendbarkeit einer nationalen Beihilferegelung beru- 
fen, bei der das durch den Gerichtshof konkretisierte 
Verfahren des Artikels 93 nicht eingehalten ist. 
Außerdem kann die Kommission verlangen, daß un- 
ter Verstoß gegen Artikel 93 gewährte Beihilfen zu- 
rückgezahlt werden. 

43. Die Kommission hat dem Rat im November 1973 
eine weitere Mitteilung über allgemeine Beihilfe- 
regelungen mit regionaler Zielsetzung zugeleitet. In 
Fortentwicklung der Entschließung zur Koordinie- 
rung der Regionalbeihilfen von Oktober 1971 sieht 
die Kommission eine Verpflichtung der Mitgliedstaa- 
ten vor, zum 1. Januar 1975 die Regionalbeihilfen in 
allen Gebieten der Gemeinschaft zu plafondieren 
und transparent zu machen sowie bis dahin keine 
neuen undurchsichtigen Beihilfen einzuführen. Eine 
entsprechende Entschließung der Mitgliedstaaten 
könnte zusammen mit der Regionalfondsverordnung 
(s. Ziffer 54) verabschiedet werden. 

44. Die zweite Richtlinie über Beihilfen für den 
Schiffbau wurde um ein halbes Jahr bis zum 30. Juni 
1974 verlängert. Damit bekommt der Rat Gelegen- 
heit, den Entwurf einer dritten Richtlinie im Zusam- 
menhang mit den industriepolitischen Vorschlägen 
der Kommission für den Schiffbau zu beraten. 

45. Die Förderbeihilfe im Rahmen der Kokskohlen- 
beihilfe für Lieferungen an die Eisen- und Stahlindu- 
strie der Gemeinschaft betrug in 1973 für die deut- 
sche Produktion 15, — DM/t. über die Höhe der Bei- 
hilfe für 1974 ist noch nicht entschieden. 


IV. Steuerpolitik 

46. Die Kommission hat dem Ministerrat vorge- 
schlagen, im Zuge der Weiterentwicklung der Euro- 


päischen Gemeinschaften zu einer Wirtschafts- und 
Währungsunion einen Zeitplan für die weitere Inte- 
gration, darunter auch für die Steuerharmonisierung, 
zu entwickeln. Danach sollen als erstes die vorlie- 
genden Richtlinienvorschläge auf dem Gebiet der 
Mehrwertsteuer, der Verbrauchsteuern, der Unter- 
nehmensfusionen und der Konzernbesteuerung ver- 
abschiedet werden. Anschließend soll die Harmoni- 
sierung der Quellenbesteuerung von Einkünften aus 
Schuldverschreibungen, der Körperschaftsteuersyste- 
me und weiterer Bereiche der Mehrwertsteuer abge- 
schlossen werden. Weiter stehen Arbeiten auf den 
Gebieten „Ermittlung der Untemehmensgewinne", 
„Besteuerung von Grenzgängern und Gastarbeitern" 
und „Bekämpfung der Steuerflucht" auf dem Pro- 
gramm. 

47. Artikel 5 der am 18. Februar 1974 vom Rat er- 
lassenen Richtlinie über die Stabilität, das Wachstum 
und die Vollbeschäftigung in der Gemeinschaft ver- 
pflichtet die Mitgliedstaaten, ein Instrumentarium 
zu schaffen, mit dem die Besteuerung kurzfristig einer 
wirtschaftlichen Entwicklung angepaßt werden kann. 
Die Bundesrepublik verfügt mit dem Stabilitätsge- 
setz bereits über die dafür notwendigen rechtlichen 
Handhaben. 


Indirekte Steuern 

Umsatzsteuern 

48. Der Kommissionsvorschlag einer 6. Richtlinie 
zur Harmonisierung der Umsatzsteuern wird gegen- 
wärtig in der zuständigen Arbeitsgruppe des Rates 
beraten. 

In einer Reihe von grundsätzlichen Fragen bestehen 
erhebliche Meinungsunterschiede zwischen der Kom- 
mission und den Mitgliedstaaten sowie zwischen den 
Mitgliedstaaten untereinander. Auch von deutscher 
Seite bestehen grundsätzliche Bedenken gegen Teile 
des Kommissionsvorschlags. Das betrifft insbeson- 
dere tiefgreifende Änderungen des gesamten deut- 
schen Umsatzsteuerrechts, so bei den Fragen des An- 
wendungsgebiets, der Besteuerung der Grundstücks- 
umsätze, der Steuerpflicht der Rundfunkanstalten, 
der Vereinheitlichung der Steuerbefreiungen, der 
Regelung des Vorsteuerabzugs, der Sonderregelung 
für Kleinunternehmer, der steuerlichen Behandlung 
der Gebrauchtgegenstände und der Pauschalrege- 
lung für die Land- und Forstwirtschaft. 

Es ist bereits abzusehen, daß das mit der Richtlinie 
verbundene Ziel, durch Vereinheitlichung der Be- 
messungsgrundlage der Mehrwertsteuer eine Grund- 
lage für die im Ratsbeschluß vom 21. April 1970 vor- 
gesehene Erhebung der Eigeneinnahmen der EG aus 
der Mehrwertsteuer ab 1. Januar 1975 zu schaffen, 
nicht zum vorgesehenen Zeitpunkt erreicht werden 
kann. Selbst wenn die Richtlinie noch bis Ende die- 
ses Jahres verabschiedet würde, könnten die natio- 
nalen Anpassungsvorschriften nicht mehr rechtzeitig 
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in Kraft treten. Zum 1. Januar 1975 muß deshalb 
eine Ersatzlösung gefunden werden. 


Verbrauchsteuern 

49 . Von den Vorschlägen zur Harmonisierung der 
Verbrauchsteuern, die die Kommission im März 1972 
dem Ministerrat zur Billigung vorgelegt hat, hat die 
Ratsarbeitsgruppe Finanzfragen nunmehr auch den 
Richtlinienvorschlag für eine Rahmenrichtlinie, den 
Entscheidungsvorschlag über die Einsetzung eines 
Ausschusses für Verbrauchsteuern und den Vor- 
schlag einer Richtlinie über die Harmonisierung der 
Verbrauchsteuern auf Bier einer ersten Prüfung 
unterzogen. Dabei hat sich gezeigt, daß die Rahmen- 
richtlinie bei den Mitgliedstaaten vor allem wegen 
ihres weiten Anwendungsbereiches auf alle indirek- 
ten Steuern außer der Mehrwertsteuer und auch des- 
halb auf erhebliche Einwände stößt, weil sie bereits 
eine Beschlußfassung über die Beseitigung aller an- 
deren Verbrauchsteuern als derjenigen auf Alkohol, 
Bier, Wein, Tabakerzeugnisse und Mineralöle ein- 
schließt. Die deutsche Delegation hat in diesem Zu- 
sammenhang erneut nachdrücklich die Einführung 
einer allgemeinen Weinsteuer in der Bundesrepublik 
Deutschland abgelehnt. Bei der Einsetzung eines 
Verbrauchsteuerausschusses muß nach Auffassung 
aller Mitgliedstaaten gewährleistet werden, daß im 
Ausschußverfahren nur technische und verfahrens- 
rechtliche Einzelheiten der Verbrauchsbesteuerung 
geregelt werden dürfen. Auf dem Gebiet der Bier- 
steuer besteht insbesondere über das System der 
Besteuerung - Fertigfabrikatsteuer (so in der Bun- 
desrepublik Deutschland, Frankreich und Dänemark) 
oder Würzesteuer - keine einheitliche Auffassung 
der Mitgliedstaaten. Die deutsche Delegation hat sich 
bei den Beratungen für die Erhaltung einer Bier- 
steuermengenstaffel eingesetzt. Den Vorschlag einer 
Richtlinie über die Harmonisierung der Verbrauch- 
steuern auf Alkohol hat die Ratsgruppe Finanzfra- 
gen im übrigen weiterberaten; ein Abschluß der 
Beratungen ist noch nicht abzusehen. 

50 . Die Prüfung des von der Kommission am 9. Au- 
gust 1973 dem Ministerrat vorgelegten Richtlinien- 
vorschlags über die Harmonisierung der Verbrauch- 
steuern auf Mineralöle wurde auf nationaler Ebene 
fortgesetzt. Die deutsche Delegation wird bei Auf- 
nahme der Beratungen in der Ratsarbeitsgruppe 
Finanzfragen den zu weitgehenden Vorstellungen 
der Kommission über den Wegfall der Schmierstoff- 
besteuerung entgegentreten müssen. Zugleich wird 
sie sich dafür aussprechen, daß auf dem Gebiete der 
Besteuerung des schweren Heizöls - die Kommission 
hat insoweit ohne Bezug auf eine gemeinsame Ener- 
giepolitik den Wegfall der Besteuerung vorgesehen 
- keine voreiligen Beschlüsse gefaßt werden. 

51 . Auf dem Gebiet der Tabaksteuer soll der Mini- 
sterrat spätestens bis zum 30. Juni 1974 die Maß- 
nahmen für die zweite Phase der Harmonisierung 
festlegen. Ein Richtlinienvorschlag der Kommission 


liegt dem Rat jedoch bisher nicht vor. Beratungen 
der Sachverständigen haben seit Mitte 1973 nicht 
mehr stattgefunden. 

Verkehrsteuern 

52 . Die Beratungen über den Vorschlag für eine 
erste Richtlinie zur Anpassung der nationalen Syste- 
me der Steuern für Nutzfahrzeuge sind fortgesetzt 
worden. 


Steuerbefreiungen im innergemeinschaftiichen 
Reiseverkehr 

53 . Die Meinungsverschiedenheiten der Mitglied- 
staaten über die Umsatz- und verbrauchsteuerliche 
Behandlung der Abgabe von Waren im innergemein- 
schaftlichen Reiseverkehr in den unter Zollaufsicht 
stehenden Verkaufseinrichtungen der Flughäfen so- 
wie an Bord von Flugzeugen und Schiffen können 
zur Zeit nicht ausgeräumt werden. Die Beratung des 
Richtlinienvorschlags wurde daher einstweilen zu- 
rückgestellt. 


Direkte Steuern 

54 . Auf dem Gebiet der direkten Steuern ist am 
21. November 1973 eine wichtige Vorentscheidung 
gefallen. Die Kommission hat an diesem Tage be- 
schlossen, dem Rat die Einführung eines gemeinsa- 
men Körperschaftsteuersystems auf der Grundlage 
der Teilanrechnung vorzuschlagen, über die Einzel- 
heiten des entsprechenden Richtlinienentwurfs ist 
allerdings noch nicht entschieden. Ferner hat die 
Kommission beschlossen vorzuschlagen, daß die Ein- 
künfte aus Schuldverschreibungen künftig einem 
Quellensteuerabzug von 25 v. H. unterworfen wer- 
den. Hierzu sind in den EG-Gremien bereits erste 
Beratungen aufgenommen worden. Im übrigen wurde 
die Erörterung von Harmonisierungsmöglichkeiten 
in den Bereichen „Bekämpfung der internationalen 
Steuerflucht" und „Besteuerung der Grenzgänger 
und Gastarbeiter" fortgesetzt. 


V. Strukturpolitik 


Regionalpolitik 

55 . Die Diskussion über den Europäischen Fonds 
für Regionalentwicklung konnte nicht zu dem von 
der Pariser Gipfelkonferenz im Oktober 1972 fest- 
gesetzten und der Kopenhagener Gipfelkonferenz 
im Dezember 1973 bestätigten Termin abgeschlossen 
werden. Im Oktober 1973 legte die Kommission dem 
Rat einen Vorschlag zur Abgrenzung der Gebiete 
vor, zu deren Gunsten der Fonds intervenieren soll. 
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Dieser Vorschlag, der 52 v. H. des Gebiets der Ge- 
meinschaft mit einem Bevölkerungsanteil von über 
30 V. H. in die Förderung einbezieht, gewährleistet 
nicht die notwendige Konzentration der Fondsmittel 
auf die wirtschaftlich schwächsten Gebiete. Er ist 
daher nicht nur bei der Bundesregierung auf Ableh- 
nung gestoßen. Gegenstand heftiger Auseinander- 
setzungen war auch das von der Kommission vorge- 
schlagene Fondsvolumen von 2,25 Mrd. RE und 
seine aus dem Gebietsvorschlag folgende Vertei- 
lung auf die Mitgliedstaaten. In Übereinstimmung 
mit dem Deutschen Bundestag (Beschluß vom 13. De- 
zember 1973) stellte sich die Bundesregierung auf 
den Standpunkt, daß die Dotierung des Fonds im 
Gesamtzusammenhang der Maßnahmen zur Verwirk- 
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion ge- 
sehen und eine deutlich unter dem Kommissionsvor- 
schlag liegende Ausstattung bei entsprechender Kon- 
zentration des Mitteleinsatzes aus integrations- und 
regionalpolitischen Gründen gefordert werden muß. 
Die Verhandlungen in den Ratsgremien, bei denen 
sich eine gewisse Annäherung abzeichnete, werden 
fortgesetzt. 

56 . Uber den von der Kommission vorgeschlagenen 
„Ausschuß für regionale Entwicklung", der eine Ab- 
stimmung der Regionalpolitiken in den Mitglied- 
staaten ermöglichen soll, konnte weitgehend Über- 
einstimmung erzielt werden. Eine abschließende Ent- 
scheidung steht jedoch noch aus. 

57 . Auch für den 5jährigen Einsatz von jährlich 
50 Mio RE aus dem Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) - Ab- 
teilung Ausrichtung - für Maßnahmen der Regional- 
entwicklung legte die Kommission im Oktober 1973 
einen Gebietsvorschlag vor. Bei der Behandlung in 
den Ratsgremien ist jedoch die Frage auf getaucht, 
ob dieser Vorschlag - wie vom Rat im März 1972 
beschlossen - weiter verfolgt werden soll, wenn der 
in seiner Aufgabenstellung umfassendere Europäi- 
sche Fonds für Regionalentwicklung eingerichtet 
wird. Die Bundesregierung hält es für zweckmäßig, 
die Mittel der Gemeinschaft, die für regionalpoli- 
tische Ziele eingesetzt werden sollen, in einem Fonds 
zusammenzufassen. 


Industriepolitik 

58 . Die Staats- und Regierungschefs der EG-Länder 
haben auf ihrer Konferenz am 14./15. Dezember 1973 
in Kopenhagen erneut die aktive Entwicklung einer 
gemeinsamen Politik der industriellen, wissenschaft- 
lichen und technologischen Zusammenarbeit in allen 
Bereichen gefordert. 

Der bereits von der Pariser Gipfelkonferenz gesetzte 
Termin (1. Januar 1974) für die Verabschiedung 
eines industriepolitischen Aktionsprogramms wurde 
eingehalten. Der Rat hat in seiner Entschließung 
vom 17. Dezember 1973 einen Zeitplan für die Durch- 
führung der Maßnahmen aufgestellt, die von beson- 
derer Dringlichkeit sind. Dies gilt vor allem für 


— die Beseitigung der sich aus unterschiedlichen 
nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
ergebenden Handelshemmnisse, die der Entwick- 
lung eines echten Binnenmarktes entgegenstehen, 

— die Öffnung der von der öffentlichen Hand be- 
herrschten Märkte, 

— den Abbau Steuer- und gesellschaftsrechtlicher 
Hindernisse für die grenzüberschreitende Koope- 
ration der Unternehmen, 

— die Intensivierung der industriepolitischen Zu- 
sammenarbeit in wichtigen Sektoren, 

— die Erörterung der mit den multinationalen Un- 
ternehmen verbundenen Probleme und die Ver- 
abschiedung des Kommissionsvorschlags zur Kon- 
zentrationskontrolle. 

59 . Im Bereich der sektoralen Industriepolitik wur- 
den die von der Kommission vorgelegten Vorschläge 
in den zuständigen Arbeitsgruppen des Rates bzw. 
im Ausschuß der Ständigen Vertreter behandelt. Dies 
gilt insbesondere für den Vorschlag Flugzeugbau. 

Auch der im November vorgelegte Vorschlag für den 
Schiffbau wurde eingehend besprochen. Neben dem 
Entwurf einer 3. Richtlinie über Schiffbaubeihilfen 
hat die Kommission darin ihre industriepolitischen 
Vorstellungen dargelegt, die auf die Erhaltung bzw. 
Wiederherstellung der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit des europäischen Schiffbaus gerich- 
tet sind. 

Mit der Prüfung des Vorschlags für den Sektor 
Datenverarbeitung, der die Stärkung der Wettbe- 
werbsfähigkeit der europäischen EDV-Industrie und 
die Förderung der Anwendung der Datenverarbei- 
tung zum Ziel hat, wurde begonnen. 

Fortgesetzt wurden die Beratungen über die Schaf- 
fung neuer industriepolitischer Instrumente. Es han- 
delt sich dabei um die Vorschläge zur Gründung von 
gemeinsamen Unternehmen im Geltungsbereich des 
EWG-Vertrages sowie zur Vergabe von industriel- 
len Entwicklungsverträgen durch die Gemeinschaft. 

60 . Die von der Kommission im November vorge- 
legte Mitteilung zur Problematik der multinationa- 
len Unternehmen wurde ebenfalls bereits in einer 
Arbeitsgruppe des Rates erörtert. Die Kommission 
vertritt darin die Auffassung, daß die Gemeinschaft 
die Entwicklung der multinationalen Unternehmen 
nicht behindern solle. Sie müsse sich aber vor nach- 
teiligen Folgen schützen. Die staatliche Wirtschafts- 
politik und die Gewerkschaften hätten bisher noch 
nicht den gleichen Grad an internationaler Integra- 
tion erreicht wie die multinationalen Unternehmen. 
Daher sollten in der Gemeinschaft und auf inter- 
nationaler Ebene Gegengewichte geschaffen werden, 
um so wieder zu einem Gleichgewicht zu kommen. 
Dieses Instrumentarium dürfe aber keine diskrimi- 
nierenden Aspekte enthalten; es müsse einheitlich 
für natürliche und juristische Personen nationaler, 
internationaler, gemeinschaftlicher oder außerge- 
meinschaftlicher Herkunft gelten. 

Die Bundesregierung hat diese Grundausrichtung 
der Kommissionsmitteilung begrüßt; sie hat kon- 
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krete Vorschläge entwickelt, die in die Brüsseler 
Diskussion eingebracht werden. 


Europäische Investitionsbank 

61 . Zur Absicherung ihrer Stabilitätspolitik konnte 
die Bundesregierung im 2. Halbjahr 1973 Kreditan- 
trägen, die im Zusammenhang mit der Finanzierung 
von Vorhaben im Bundesgebiet standen, nur bei 
energiepolitiscb bedeutsamen Vorhaben zustimmen. 
Infolge der weiteren konjunkturellen Entwicklung 
hat die Bundesregierung Anfang 1974 ihre restrik- 
tive Haltung gegenüber Kreditanträgen der Euro- 
päischen Investitionsbank aufgelockert. Sie hat der 
Bank daher mitgeteilt, daß sie bei allen Kreditan- 
trägen künftig von Fall zu Fall prüfen wird, ob die 
nach der Satzung der Bank erforderliche Zustimmung 
mit Rücksicht auf die stabilitätspolitische Lage er- 
teilt werden kann. 


VI. Agrarpolitik 


Marktpolitik 

62 . Im Mittelpunkt der Arbeiten standen während 
des Berichtszeitraumes die folgenden Komplexe: 

— Memorandum der Kommission zur Anpassung 
der gemeinsamen Agrarpolitik 

— Lage auf dem Rindfleischmarkt 

— Festsetzung der Agrarpreise für das Wirtschafts- 
jahr 1974/1975 

Die Kommission hat im Oktober 1973 dem Rat das 
Memorandum über die Anpassung der gemeinsamen 
Agrarpolitik als Grundlage der agrarpolitischen Ak- 
tivitäten in den nächsten Jahren vorgelegt. 

Das Memorandum ist das Ergebnis einer umfassen- 
den Betrachtungsweise, wobei die agrarpolitischen 
Probleme nicht isoliert gesehen werden, sondern in 
einem politischen und wirtschaftlichen Gesamtzu- 
sammenhang. 

Das Memorandum bezweckt Verbesserungen im Rah- 
men des bestehenden Systems mit folgenden haupt- 
sächlichen Zielsetzungen: 

— Besseres Gleichgewicht der Märkte (insbesondere 
bei Milch und Getreide) 

— Finanzielle Einsparungen mit Hilfe der Markt- 
stabilisierung 

— Vereinfachung des Systems. 

Der Rat unterstützte einhellig die dem Memorandum 
zugrundeliegende Auffassung, an den Prinzipien der 
gemeinsamen Agrarpolitik festzuhalten, und betonte 
seine Bereitschaft, im Rahmen des bisherigen 
Systems erforderliche Anpassungen in Angriff zu 
nehmen. Er unterstrich dabei die auch von der Kom- 
mission zum Ausdruck gebrachte notwendige Ab- 


sicherung der gemeinsamen Agrarpolitik durch an- 
dere Gemeinschaftspolitiken. 

Obwohl der Rat somit insgesamt das Memorandum 
als Basis einer agrarpolitischen Grundsatzdiskussion 
begrüßte, wurden gleichwohl im einzelnen sehr 
unterschiedliche Akzente für eine Anpassung der 
Agrarpolitik gesetzt. Von deutscher Seite wurde 
betont, daß die Lasten der Anpassung gleichrangig 
von allen Mitgliedstaaten getragen werden müßten. 
Hinsichtlich der Vorstellungen der Kommission, daß 
das Problem des Grenzausgleichs in den nächsten 
Jahren im Rahmen von Fortschritten bei der Ver- 
wirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion 
gelöst werden müßte, wurde von deutscher Seite 
ein voreiliger Abbau des Grenzausgleichs ohne echte 
Fortschritte im Bereich der gemeinsamen Wirt- 
schafts- und Währungspolitik abgelehnt. Bezüglich 
den von der Kommission zu den einzelnen Produk- 
ten und Produktgruppen vorgeschlagenen Maßnah- 
men ergaben sich bei den Partnerländern meist 
unterschiedliche Auffassungen, die sich in entspre- 
chenden Argumentationen bei den Preisverhand- 
lungen für 1974/1975 niederschlugen. Dagegen zeich- 
nete sich deutlich ab, daß die von der Kommission 
für die Zeit einer Überschußlage vorgeschlagene Er- 
zeugerabgabe auf Milch aus politischen, fachlichen 
und sozialen Gründen keine Mehrheit im Rat finden 
würde. 

Der Rat hatte sich vorgenommen, im Zusammenhang 
mit dem Memorandum zu Beginn des Jahres eine 
Grundsatzdebatte über die Zielsetzungen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik und ihre Einordnung in die 
Gesamtpolitik zu führen. Aus terminlichen Gründen 
konnte dieses Vorhaben bisher jedoch noch nicht 
realisiert werden. 

63 . Im Januar trat der Rat auf Wunsch Frankreichs, 
Italiens und Irlands zu einer Sondersitzung und spä- 
ter nochmals im Rahmen einer turnusmäßigen Sit- 
zung zusammen, um die Lage auf dem Rindfleisch- 
markt zu erörtern und geeignete Maßnahmen zu 
beschließen. Die betroffenen Länder machten gel- 
tend, daß die Erzeugerpreise seit Mitte des Vorjah- 
res erheblich gesunken und gleichzeitig die Kosten, 
insbesondere bei Futtermitteln, stark gestiegen wa- 
ren. Diese Entwicklung hatte entsprechende Erlös- 
minderungen bei den Rindfleischproduzenten zur 
Folge, gab zu Befürchtungen über wachsende Unru- 
hen in der Landwirtschaft Anlaß und gefährdete dar- 
über hinaus die vom Rat angestrebte Politik, die Um- 
stellung von Milch- und Fleischproduktion in den 
Betrieben zu erleichtern. 

Zur Behebung der Schwierigkeiten auf dem Rind- 
fleischmarkt konnte der Rat schließlich Einigung 
über folgende Maßnahmen erzielen: 

— Für Frankreich und Dänemark wurden die Ap- 
kaufspreise für die Intervention um 4 v. H. bzw. 
um 3 V. H. erhöht. 

— Für einige Länder wurden Kühe der 2. Kategorie 
für das laufende Wirtschaftsjahr in die Dauer- 
intervention aufgenommen. 

— Begrenzt bis zum 31. Juli 1974 wurden für die 
ganze Gemeinschaft für insgesamt maximal 
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40 000 t Rindfleisch-Beihilfen für die private 
Lagerhaltung vorgesehen, wenn der Marktpreis 
einen bestimmten Prozentsatz des Orientierungs- 
preises unterschreiten sollte. 

— Für Frankreich, Italien, Belgien und Luxemburg 
wurde eine bis 24. März 1974 befristete, be- 
schränkte Anwendung der Schutzklausel für Ein- 
fuhren von frischem und gekühltem Fleisch aus 
Drittländern, die später um eine Woche verlän- 
gert wurde sowie die Anwendung eines generel- 
len Lizenzsystems beschlossen. 

64 . Im Januar legte die Kommission ihre Vor- 
schläge für die Festsetzung der Marktordnungspreise 
im Wirtschaftsjahr 1974/1975 und für eine Reihe von 
Maßnahmen gemäß dem Memorandum zur Anpas- 
sung der gemeinsamen Agrarpolitik vor. Die Preis- 
vorschläge würden für die administrierten Agrar- 
preise im gewogenen Mittel eine Steigerung um 
7 V. H. ergeben haben. Die Mehrzahl der Delegatio- 
nen hielt die vorgeschlagenen Preiserhöhungen ins- 
gesamt für zu niedrig. Insbesondere wurde vorge- 
schlagen, bei den Preisbeschlüssen die in der jüng- 
sten Vergangenheit eingetretenen und die für die 
kommenden Monate zu erwartenden Kostensteige- 
rungen stärker zu berücksichtigen. 

Nachdem im Rat zunächst alle Delegationen die Ab- 
sicht geäußert hatten, die Agrarpreise noch im Fe- 
bruar zu beschließen, um die neuen Milch- und Rind- 
fleischpreise zum 1. März in Kraft treten zu lassen, 
konnte dieses Vorhaben infolge der britischen Unter- 
hauswahlen und der anschließenden Regierungsneu- 
bildung nicht verwirklicht werden. 

In seiner Sitzung vom 21. bis 23. März 1974 konnte 
der Rat Einigung über die Agrarpreise für das Wirt- 
schaftsjahr 1974/75 erzielen. 

Damit konnte ein schwieriges Verhandlungspaket 
verabschiedet werden, in dem drei Problemkreise 
aufs engste verknüpft waren: 

— Preise, wobei italienische Probleme (Hartweizen, 
Olivenöl) eine entscheidende Rolle spielten 

— britische Probleme 

— Maßnahmen zur Anpassung der gemeinsamen 
Agrarpolitik. 

Die Schwierigkeiten, die sich daraus ergaben, konn- 
ten in der letzten Verhandlungsrunde verhältnis- 
mäßig schnell überwunden werden. Dazu hatten 
zahlreiche bilaterale Kontakte, gezielte Kompro- 
mißvorschläge der deutschen Präsidentschaft und 
der Kommission sowie die konstruktive Mitarbeit 
der britischen Delegation beigetragen, die sich mit 
ihren Forderungen zur Lösung der spezifischen An- 
passungsprobleme Großbritanniens im Rahmen der 
gemeinsamen Verträge und Bestimmungen hielt. Die 
Gemeinschaft hat sich damit als verhandlungsfähig 
erwiesen. Der Kompromiß im Agrarbereich sollte 
sich positiv auf die Verhandlungen auswirken, die 
in anderen Bereichen der Gemeinschaft anstehen. 

Die Beschlüsse werden zu einer durchschnittlichen 
Erhöhung der administrativen Agrarpreise der Ge- 


meinschaft (Stützungsniveau) von 8,5-9 v. H. führen. 
Dies ist jedoch ein rechnerischer Mittelwert, der für 
die einzelnen Betriebsgruppen keine Aussagekraft 
hat. Die Preiserhöhungen dürften die Lebenshal- 
tungskosten im Jahre 1974 rein rechnerisch mit etwa 
0,5 V. H. beeinflussen. Bezogen auf das Wirtschafts- 
jahr 1974/75 dürften die Preisbeschlüsse mit 0,7- 
0,8 V. H. im Lebenshaltungskostenindex zu Buche 
schlagen. 

Nach Mitteilung der Kommission im Rat halten sich 
die Preisbeschlüsse an den Rahmen der im Haus- 
halt der Gemeinschaft veranschlagten Mittel, so daß 
hierfür 1974 kein Nachtragshaushalt erforderlich sei. 
Dabei sind alle Mitgliedstaaten aufgefordert, an 
einer sparsamen Verwaltung des gemeinsamen 
Agrarmarktes mitzuwirken. 

65 . über die angeführten Schwerpunkte hinaus be- 
faßten sich im Bereich der Agrarmarktpolitik der 
Rat und die Kommission mit zahlreichen und ver- 
schiedenartigen anderen Problemen. Zu den wich- 
tigsten gehören: 

— Die Verhandlungen über eine gemeinsame 
Marktorganisation für Äthylalkohol landwirt- 
schaftlicher Herkunft wurden fortgesetzt. Ein 
Abschluß der Verhandlungen ist noch nicht ab- 
zusehen. 

— Auf dem Getreidesektor konnte das innerge- 
meinschaftliche Preisniveau trotz der weiteren 
Ansteigung der Weltmarktpreise weitgehend 
konstant gehalten werden. Dies ist neben dem 
relativ hohen Selbstversorgungsgrad von 90 v. H. 
und der großen und qualitativ guten Ernte 1973 
maßgebend auf die vorsichtige Exportpolitik der 
Gemeinschaft zurückzuführen, die durch Ausfuhr- 
abschöpfungen einen zu starken Abfluß von 
EWG-Getreide auf dem Weltmarkt verhindert 
hat. 

Dem innergemeinschaftlichen Marktausgleich 
diente die zu Beginn des Berichtszeitraumes er- 
folgte Lieferung von 150 000 t Weizen aus Inter- 
ventionsbeständen der BRD nach Italien. 

Eine Entlastung des Weizenmarktes in der Ge- 
meinschaft wurde auch erzielt durch die erheb- 
liche Herabsetzung der Denaturierungsprämie 
zum 1. November 1973 und ihre Aussetzung ab 
10. Februar 1974. 

— Zu Beginn des Jahres hat die Kommission einen 
Vorschlag für eine gemeinschaftliche Einfuhrre- 
gelung bei Verarbeitungserzeugnissen aus Obst 
und Gemüse vorgelegt, um die von den Mitglied- 
staaten bisher gegenüber dritten Ländern ange- 
wendeten unterschiedlichen Einfuhrregelungen 
für diese Produkte vereinheitlichen zu können. 
Der Vorschlag sieht u. a. vor: 

• mengenmäßige Beschränkungen und Maßnah- 
men gleicher Wirkung werden beseitigt 

• bei der Einfuhr einer Reihe sogenannter emp- 
findlicher Produkte finden Mindestpreisrege- 
lungen Anwendung 

• die Liberalisierung der Drittlandimporte bei 
Ananaskonserven soll erst Anwendung finden. 
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wenn eine Beihilferegelung zugunsten der Her- 
steller dieser Erzeugnisse in den französischen 
überseeischen Departments in Kraft getreten 
ist. 

• Störungen des gemeinschaftlichen Marktes 
bzw, der Gefahr von Störungen soll mit be- 
sonderen Schutzmaßnahmen begegnet werden. 

Die Beratungen des Kommissionsvorschlags sind 
noch nicht abgeschlossen. 

— Im Februar verabschiedete der Rat eine Ent- 
schließung über die Probleme der Färöer, in der 
er bedauert, daß eine Anwendung der Verträge 
auf die Färöer bis Ende 1975 nicht zu erwarten 
ist. Der Integration der Färöer in die Europäi- 
schen Gemeinschaften soll jedoch ein schrittwei- 
ser Zollabbau für Produkte der Färöer dienen. 
Im übrigen erklärte sich der Rat bereit, ange- 
sichts der lebenswichtigen Bedeutung der Fische- 
rei für die Färöer sowie für Grönland die für die 
Entwicklung dieser beiden Gebiete entscheiden- 
den Faktoren im Lichte der Ergebnisse der See- 
rechtskonferenz 1974/1975 zu überprüfen. 


Zollpolitik 

66. Im Rahmen der Verwirklichung des erweiter- 
ten gemeinsamen Agrarmarktes wurden die Zölle 
zwischen den alten und neuen Mitgliedstaaten zum 
1. Januar 1974 wie folgt abgebaut: 

— für Obst und Gemüse der Verordnung Nr. 23, 
für lebende Pflanzen und Waren des Blumen- 
handels der Verordnung (EWG) Nr. 234/68 sowie 
für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Ge- 
müse der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 um 
erstmals 20 v. H.; 

— für die übrigen landwirtschaftlichen Erzeugnisse, 
ausgenommen Erzeugnisse, die unter die gemein- 
same Marktorganisation fallen, um weitere 
20 V. H. (somit um insgesamt 40 v. H.). 

Für die Erzeugnisse der Marktorganisation für Rind- 
fleisch werden die Zölle zum Beginn des Wirtschafts- 
jahres ebenfalls um weitere 20 v. H. abgebaut. 


Sturkturpolltik 

67 . Der Rat hatte den Termin, bis zu dem die An- 
passung der nationalen Durchführungsbestimmun- 
gen an die EG-Strukturrichtlinien erfolgen sollte, bis 
zum 31. Dezember 1973 verlängert. In der Bundes- 
republik hat diese Anpassung weitere Fortschritte 
gemacht. Die Kommission legte dem Ständigen 
Agrarstrukturausschuß einen Entscheidungsentwurf 
vor, der gebilligt wurde. In dieser Entscheidung 
wird festgehalten, daß das einzelbetriebliche Förde- 
rungsprogramm mit den Bestimmungen der Richt- 
linie Nr. 72/159/EWG übereinstimmt. Die Bundes- 
republik wird für die nach diesem Programm durch- 
geführten Maßnahmen rückwirkend vom 20. April 


1973 Erstattungen aus dem EAGFL Abteilung Aus- 
richtung erhalten können. Die Bundesrepublik ist 
der erste Mitgliedstaat, der eine konforme Bestim- 
mung vorgelegt hat und eine positive Entscheidung 
erhielt. 

68. Mit dem 7. Änderungsgesetz über die Anpas- 
sung der Altersgelder in der Altershilfe für Land- 
wirte ist seit dem 23. Dezember 1973 die Landab- 
gaberente an die Vorschriften der Richtlinie Nr. 72/ 
160 EWG des Rates zur Förderung der Einstellung 
der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und der 
Verwendung der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
für Zwecke der Strukturverbesserung angepaßt wor- 
den. Die Kommission hatte am 25. September 1973 
zum Entwurf der Rechtsvorschriften positiv Stellung 
genommen. Die Bestimmungen mußten nach der 
Verkündung des Gesetzes gemäß Artikel 8 Abs. 4 
der Richtlinie der Kommission der EG erneut notifi- 
ziert werden. Nach der - nunmehr zu erwartenden - 
positiven Entscheidung wird die Bundesrepublik für 
diese Maßnahme teilweise Erstattungen aus dem 
EAGFL erhalten. 

69 . Aufgrund einer umfassenden Stellungnahme 
der Kommission zu den nationalen Durchführungs- 
bestimmungen der Richtlinie Nr. 72/161/EWG (Titel 
I, sozio-ökonomische Information, Titel II, beruf- 
liche Qualifikation) werden zu diesen Durchfüh- 
rungsbestimmungen Änderungen erforderlich, die in 
gemeinsamen Verhandlungen mit den Bundes- 
ländern inzwischen erörtert wurden. Sie sollen da- 
nach schnellstmöglich der Kommission zur Entschei- 
dung vorgelegt werden, damit die Länder auch in 
diesem Bereich Erstattungen erhalten können. Bei 
der Stellungnahme der Kommission wird zur sozio- 
ökonomischen Information bereits festgestellt, daß 
bezüglich der von allen Bundesländern einheitlich 
vorgesehenen Bestimmungen über die Qualifikation 
der sozio-ökonomischen Berater, d. h. ihre Aus- und 
Fortbildung, keine Einwendungen zu erheben sind. 

70 . Der Rat hat im Dezember 1973 die Richtlinie 
über die allgemeinen Bestimmungen betreffend die 
regionale Differenzierung einiger in den EG-Struk- 
tur-Richtlinien vorgesehenen Maßnahmen verab- 
schiedet. Diese Regelung soll durch flexible Kriterien 
eine regionale Differenzierung der Hilfen ermög- 
lichen, um auch die Nichtanwendung bestimmter 
Maßnahmen regional abgegrenzt zu lassen. 

71 . Im November 1973 hat sich der Rat über den 
verfügenden Teil des Vorschlags einer Richtlinie 
über die Förderung der Landwirtschaft in Bergge- 
bieten und in bestimmten anderen benachteiligten 
Gebieten geeinigt. Ehe diese Richtlinie angewendet 
werden kann, muß der Rat noch die Gebiete fest- 
legen, in denen die Richtlinie durchgeführt werden 
soll, und den Erstattungssatz aus dem EAGFL für 
die Ausgleichszulage sowie sonstige Finanzbestim- 
mungen beschließen. Die Mitgliedstaaten sollen im 
Frühjahr 1974 ihre in Frage kommenden Gebiete 
der Kommission melden, die aus diesen Anmeldun- 
gen einen Vorschlag für den Rat erarbeiten wird. 
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Auswirkungen wShrungspolltlscher MaBnahmen 
auf das Agrarprelssystam der Gemeinschaft 

72 . Die niederländische Regierung hat am 17. Sep- 
tember 1973 den Leitkurs des niederländischen Gul- 
dens um 5 V. H. angehoben, wobei sie jedoch auf 
eine Erhöhung des Grenzausgleichs verzichtete. Die 
Verluste für die niederländische Landwirtschaft, die 
durch die Senkung der Marktordnungspreise um den 
Aufwertungssatz eintraten, werden durch eine bis 
zum 30. April 1974 befristete Erhöhung des Mehr- 
wertsteuerabzugs um 2 V. H. ausgeglichen. An den 
Kosten des Verlustausgleichs beteiligt sich die Ge- 
meinschaft mit 8,5 Mio RE. 

Ab 1. November 1973 wurde für die Umrechnung 
der gemeinsamen Agrarpreise in italienische Lira 
ein um 4 v. H. abgewerteter Lira-Kurs zugrundege- 
legt. Im Ausmaß der damit verbundenen Erhöhung 
der Agrarpreise in Italien wurde der italienische 
Grenzausgleich abgebaut. Ausgenommen von diesen 
Maßnahmen sind die Preise für Zucker und Tabak. 
Der Ministerrat hat außerdem beschlossen, in Italien 
ab 1. Januar 1974 für jeden Warenbereich zu Be- 
ginn des jeweiligen Wirtschaftsjahres eine weitere 
Preisanhebung um 3,5 v. H. bei gleichzeitigem ent- 
sprechenden Abbau des Grenzausgleichs vorzuneh- 
men, um dadurch den wähnmgsbedingten Abstand 
der Agrarpreise in Italien zu den Preisen in ande- 
ren Mitgliedstaaten zu verringern. Am 21. Januar 
1974 beschloß der Ministerrat eine weitere Anpas- 
sung der italienischen Lira um 5 v. H., die für Rind- 
fleisch ab 28. Januar 1974, für die übrigen Erzeug- 
nisse außer Zucker, Tabak, Wein und Olivenöl ab 
25. Februar 1974 in Kraft getreten ist. Für die aus- 
genommenen Produkte wird der abgewertete Um- 
rechnungskurs zu Beginn des jeweiligen Wirtschafts- 
jahres wirksam. 

Nach der Freigabe der Wechselkurse des franzö- 
sischen Franc am 28. Januar 1974 wird mit Wirkung 
vom 28. Januar 1974 auch von Frankreich das Grenz- 
ausgleichssystem der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 
angewandt, und zwar in Form von Einfuhre rstattun- 
gen und Ausfuhrabgaben wie bei den Mitgliedstaa- 
ten, deren Währungen mit abwertender Tendenz 
floaten (Großbritannien, Irland und Italien). 


Wettbewerbsbedlguiigen In der Landwirtschaft 

73 . Die Arbeiten im Bereich Wettbewerb sind im 
Berichtszeitraum stark durch die Energiekrise und 


ihre Auswirkungen geprägt worden. Die unter- 
schiedliche Politik der einzelnen Mitgliedstaaten in 
diesem Bereich, die u. a. durch Steuerrückvergütun- 
gen und andere Subventionen, teilweise auch durch 
kurzfristig angewandte staatliche Preisvorschriften 
und Verteilungsregelungen geprägt ist, hat es bis- 
; her unmöglich gemacht, ein einheitliches Vorgehen 
I zu entwickeln. Nachdem die Kommission jedoch be- 
; reits in mehreren Fällen ad hoc-Beihilfen für be- 
I sonders gefährdete Bereiche, so u. a. für den Unter- 
glasgartenbau in der Bundesrepublik, genehmigt 
I hat, besteht nunmehr bei allen Mitgliedstaaten und 
der Kommission die Auffassung, daß gemeinsam 
I Kriterien erarbeitet werden sollten, die die Kom- 
mission künftig auf diese Beihilfen anwenden wird. 
Die ersten Vorstellungen hierzu sind von der Kom- 
mission bereits den Mitgliedstaaten vorgelegt wor- 
. den. Sie gehen aus dem Verbot längerfristiger Bei- 
hilfen und begrenzen die Möglichkeit derartiger 
Hilfen auf die Fälle echter Existenzgefährdungen. 

74 . Der Rat faßte einen Grundsatzbeschluß zur 
Wettbewerbspolitik, in dem er seiner Sorge um die 
Wettbewerbsverzemmgen in der Gemeinschaft Aus- 
druck gibt, die sich durch die Energiekrise ver- 
schärft haben. Die Kommission wurde aufgefordert, 

= die Auswirkungen zu prüfen und dem Rat vor dem 
1. Januar 1974 einen Bericht und ggf. Vorschläge 
: zu unterbreiten, damit der Rat möglichst vor dem 
30. Juni 1974 Beschlüsse fassen kann. 

75 . Die im Vorbericht bereits angekündigten Vor- 
schläge der Kommission für zweckdienliche Maßnah- 

, men betr. den Bereich , Tierische Erzeugnisse und 
j Futtermittel“ sind nunmehr vorgelegt worden und 
I werden in den nächsten Wochen von der Kommis- 
I Sion in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten ab- 
gestimmt werden. 


I Europäischer Ausrlchtungs- und Garantlafonds 
fOr die Landwirtschaft (EAGFL) 

. 76 . Im Berichtszeitraum ist der Haushaltsplan 1974 
I für die Europäischen Gemeinschaften verabschiedet 
worden. Der Anteil des EAGFL am Gesamthaushalt 
hat sich in diesem Jahr vorerst auf der bisher übli- 
chen Höhe von rd. 76 v. H. eingependelt. 

Die Haushaltsansätze für 1974 und in der finanziel- 
len Vorausschau für die Jahre 1975 bis 1978 stellen 
sich wie folgt dar: 



Haushaltsansätze 1974' 

Fin. Vorausschau 



(Neuveran- ' 

- in Mio DM - 



schlagungen) i 

- in Mio DM - 

1976 

1977 1 

1978 

Abt. Garantie 
- Marktausgaben - 

12 815,9 13 666,8 

1 ; 

14 060,2 

14 482,0 

14 916,5 

Abt. Ausrichtung 
- Strukturausgaben - 

1 189,5 1 189,5 

1 189,5 , 

1 189,5 

1 189,5 


14 005,4 1 14 856,3 

; 15 249,7 

15 671,5 1 

16106,0 
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Die Finanzierung der gerne injs amen Agrarpolitik hat 
den Bundeshaushalt stets stark belastet und wird 
auch in Zukunft erhebliche finanzielle Leistungen 
von der Bundesrepublik verlangen. 

Das derzeitige Finanzierungssystem bietet keinen 
Ansatz zur Begrenzung des Volumens der Abtei- 
lung Garantie. Die Ausgaben folgen automatisch 
den jeweiligen Beschlüssen über die kostenverur- 
sachenden Tatbestände im Agrarbereich. Möglich- 
keiten zur Begrenzung des Ausgabenvolumens sind 
nur durch Einflußnahme auf die Ausgestaltung und 
Weiterentwicklung der Agrarmarktordnungen ge- 
geben. Vordringliches Ziel muß es also sein, diese 
in Zukunft verstärkt auf Marktausgleich auszurich- 
ten. 

77 . Das in enger Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und den Dienststellen der EG auf- 
gebaute System zur Bekämpfung von Unregelmäßig- 
keiten im Rahmen der Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik hat inzwischen zum ersten Aus- 
tausch von Informationen und Erfahrungen zwischen 
den beteiligten Stellen geführt. Eine erste allge- 
meine Informationstagung auf Gemeinschaftsebene 
wird voraussichtlich im April dieses Jahres statt- 
finden. 

Außerdem ist ein besonderer Ausschuß bei der 
Kommission (sog. Cheyssen- Ausschuß) gebildet wor- 
den, der die Möglichkeiten zur verstärkten Ver- 
hinderung und Verfolgung von Unregelmäßigkeiten 
im Rahmen der Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik untersucht. 

78 . Die in der Abteilung Ausrichtung auf den Pla- 
fond in Höhe von jährlich 325 Millionen Rechnungs- 
einheiten (= 1189,5 Mio DM) beschränkten Aus- 
gaben dienen zur Verbesserung der Produktions- 
strukturen durch Finanzierung von 

— gemeinsamen Maßnahmen, 

— Sondermaßnahmen und 

— Einzelvorhaben. 

Innerhalb dieser Gruppierung beginnt eine Ver- 
schiebung der Ausgabenhöhe zugunsten der gemein- 
samen Maßnahmen im Sinne von Artikel 6 (2) der 
VO (EWG) Nr. 729/70. Nach Vorstellungen der 
Kommission dürfte dies bis 1976 dazu führen, daß 


— mehr als 90 v. H. der Ausgaben auf die gemein- 
samen Maßnahmen entfallen 

— ein absoluter Rückgang der Ausgaben für Son- 
dermaßnahmen eintritt und 

— die Einsetzung neuer Mittel für die Finanzierung 
von Einzelvorhaben wegfällt. 

Allerdings hat der Plafond auch als politische Min- 
destverpflichtung gewirkt. So wurden seit 1969 ein 
Teil der nicht verausgabten Mittel für eine Verwen- 
dung im Rahmen der 1972 verabschiedeten drei 
EWG-Strukturrichtlinien zurückgestellt (Mansholt- 
Reserve). Aber auch für diese gemeinsamen Maß- 
I nahmen hat noch kein Mittelabfluß aus dem EAGFL 
j stattgefunden. Die vorgesehene Rückerstattung an 
1 die Mitgliedstaaten, die die gemeinsamen Struktur- 
i maßnahmen zunächst vorfinanzieren, wird erfolgen, 
i sobald die nationalen Strukturvorschriften voll an 
die Gemeinschaftsrichtlinien angepaßt sind, und die 
entsprechenden Anträge an die Gemeinschaft einge- 
reicht werden können. 

Auch der ursprünglich bereits für 1972 vorgesehene 
Einsatz von 50 Mio RE (183,0 Mio DM)/Jahr (250 
Mio RE = 915 Mio DM für fünf Jahre) aus der Ab- 
teilung Ausrichtung für die Schaffung außerländ- 
wirtschaftlicher Arbeitsplätze in strukturschwachen 
' Agrargebieten verzögerte sich aus politischen Grün- 
den (s. Regionalpolitik). So ist die Reserve der Ab- 
teilung Ausrichtung auf nunmehr rd. 1850 Mio DM 
angewachsen. Damit besteht die Gefahr, daß es zur 
Kumulierung von Zahlungen aus dem EAGFL, Ab- 
i teilung Ausrichtung, kommt, die den jährlichen Aus- 
gabenhöchstbetrag überschreiten. Es würde dann 
sehr schwierig werden, die Ausgaben (und damit 
auch die Maßnahmen) wieder auf ihre ursprüngliche 
Höhe zurückzuführen. Finanzwirtschaftlich und aus 
Gründen der Haushaltsklarheit muß somit versucht 
werden, diese Reserven möglichst abzubauen, keines- 
falls jedoch weiter anwachsen zu lassen. 

Seit nunmehr neun Jahren sind rund 3,21 Milliarden 
DM Zuschüsse aus der Abteilung Ausrichtung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft (EAGFL) für Strukturverbesse- 
rungsmaßnahmen unmittelbar den einzelnen Be- 
günstigten in den Mitgliedstaaten der EG bewilligt 
worden. Davon entfallen auf die BRD 905,4 Mil- 
lionen DM, die sich wie folgt aufteilen: 


Art der Vorhaben 


1. Verbesserung der Produktionsstruktur 

Flurbereinigung 

Wasserwirtschaft/ Wirtschaftswegebau 

Aufforstungen/Grünlandintensivierung 

Rebenwiederaufbau 

Lehr- und Versuchsanstalten 

Aussiedlungen/ Althofsanierungen 

Hochseefischerei 

Kooperationsvorhaben (z. B. Gemeinschaftsfälle) 
Zwischensumme 


Zahl der 

Zuschüsse 


bewilligten 

Vorhaben 

in Mio DM 

V. H. 


193 

207,5 

22,9 

129 

178,2 

19,7 

27 

33,9 

3,7 

11 

41,7 

4,6 

6 

3,2 

0,3 

10 

7,7 

0,9 

10 

20,6 

2,3 

14 

18,7 



400 

511,5 

56,5 
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Art der Vorhaben 

II. Verbesserung der Marktstruktur 

Milchwirtschaft 

Fleischwirtschaft 

Obst- und Gemüsewirtschaft 

Kellereiwirtschaft 

Zwischensumme 

III. Sonstige Vorhaben 

(z. B. Blumen, Eier und Geflügelwirtschaft, Getreide- 
speicher) 

Gesamt 

79 . Im Jahre 1973 konnten in der BRD im Rahmen 
der IX. Tranche (1972) insgesamt 115 Vorhaben mit 
rd. 154,1 Mio DM gefördert werden. Von den aus 
den Fonds zur Verfügung stehenden Mitteln war 
ein Teilbetrag von 150 Mio RE (= 549 Mio DM) 
für die Finanzierung von Struktureinzelvorhaben 
bereitgestellt. Die übrigen Mittel sind für Sonder- 
maßnahmen und zur Finanzierung der gemeinsamen 
Maßnahmen iin Sinne von Artikel 6 der VO (EWG) 
Nr. 729/70 bestimmt. 

80 . Die insgesamt von der Kommission den einzel- 
nen Mitgliedstaaten für die Struktureinzelvorhaben 
bewilligten Zuschüsse (I.-IX. Tranche) verteilen sich 
wie folgt: 


Mitgliedstaaten 

bewilligter Zuschuß 

V. H. 


in Mio DM 


BRD 

905,4 

28,2 

Belgien 

231,7 

7,2 

Frankreich 

712,5 

22,2 

Italien 

1 085,6 

33,8 

Luxemburg 

19,7 

0,6 

Niederlande 

254,8 

8,0 

Gesamt 

3 209,7 

100,0 


81 . Für die X. Tranche (1973) sind aus der BRD 
134 Anträge nach der VO Nr. 17/64/EWG mit einem 
Zuschußvolumen von rd. 215,5 Mio DM vorgelegt 
worden. Hinzu kommen noch die Vorhaben, die 
wegen Fehlens ausreichender Mittel in der IX. 
Tranche nicht berücksichtigt werden konnten, wo- 
durch sich die Zahl der Anträge auf 195 erhöht. 

Für die Finanzierung dieser Anträge und der Aus- 
gaben für gemeinsame und Sondermaßnahmen wur- 
den 1973 aus der Abteilung Ausrichtung des EAGFL 
Mittel in Höhe von 325 Mio RE zur Verfügung ge- 
stellt. Ein Betrag von 170 Mio RE (622,2 Mio DM) 
ist für die Finanzierung der Struktureinzelvorhaben 
der X. Tranche (1973) festgelegt, über die im Rah- 
men der X. Tranche vorgelegten Anträge wird die 
Kommission voraussichtlich bis 31. Juli 1974 ent- 
scheiden. 

Z. Z. läuft die Antragsfrist für die Vorhaben der 
XI. Tranche (1974), die am 30. Juni 1974 enden soll. 

VII. Energiepolitik 

82 . Die Energiepolitik der Gemeinschaft stand im 
Berichtszeitraum ganz unter dem Zeichen der Ent- 


Zahl der 

Zuschüsse 


bewilligten 

in Mio DM 

V. H. 

Vorhaben 



155 

234,9 

25,9 

61 

49,7 

5,5 

99 

54,9 

6,1 

35 

34,1 

3,8 

350 

373,6 

41,3 


41 

20,3 

2,2 

791 

905,1 

100,0 


i Wicklung an den Weltmineralölmärkten und der 
; Auswirkungen dieser Ereignisse auf die Energie- 
I Situation der Gemeinschaftsländer. Durch die zu- 
! nehmenden Anspannungen im Mineralölbereich, die 
I sich schließlich auf alle Länder der Gemeinschaft 
erstreckten, wurde erneut sehr deutlich, wie not- 
! wendig die beschleunigte Verwirklichung gemein- 
: samer Lösungen im Energiebereich ist, um den Pro- 
i blemen durch gemeinschaftliche Maßnahmen und 
; solidarisch begegnen zu können und um den erreich- 
; ten Integrationsstand nicht zu gefährden. 

I Die Bundesregierung hat sich auf der in Kopen- 
I hagen am 14. und 15. Dezember 1973 abgehaltenen 
I Konferenz der Staats- und Regierungschefs der EG 
. sehr aktiv dafür eingesetzt, daß angesichts der 
I neuen Situation an den Energiemärkten die Be- 
I mühungen der Gemeinschaft im Energiebereich ent- 
I scheidend verstärkt werden. Aus der Reihe der von 
! der Konferenz angekündigten und geforderten Maß- 
‘ nahmen wurde am 30. Januar 1974 vom Rat die Ein- 
: Setzung eines Energieausschusses, der für die Durdi- 
I führung der vom Rat beschlossenen energiepoliti- 
; sehen Maßnahmen zuständig ist, sowie die Auf- 
i Stellung einer alle wichtigen Aspekte der Energie- 
; läge der Gemeinschaft umfassenden Energiebilanz 
■ beschlossen. 

I 83 . Die Kommission hat Anfang Januar 1974 eine 
! Reihe von Vorschlägen zur Krisenregelung vorge- 
! legt, u. a. 

— zum innergemeinschaftlichen Handel mit Erdöl 
' und Erdölerzeugnissen, zur Einfuhr sowie zur 
! Ausfuhr von Erdölerzeugnissen nach Drittländern, 

— zur Harmonisierung von Maßnahmen zur frei- 
willigen Beschränkung und für abgestimmte und 
gleichwertige Maßnahmen zur obligatorischen 
Einschränkung des Energieverbrauchs in der 
Gemeinschaft, 

— ein gemeinschaftliches und vorübergehendes 
System der Überwachung der Preise für Erdöl- 
erzeugnisse. 

Die Beratungen dieser befristeten Maßnahmen wur- 
den unter deutscher Präsidentschaft in der zustän- 
, digen Arbeitsgruppe des Rates zügig durchgeführt; 
die Vorschläge konnten aber noch nicht verabschie- 
det werden. 

84 . Die Kommission hat im Verfolg des Auftrages 
der Gipfelkonferenz dem Rat einen Vorschlag für 
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die Ausgestaltung der Beziehungen zwischen der 
Gemeinschaft und den Rohölförderländern unter- 
breitet. Sie hat ferner angekündigt, daß sie neue 
Vorsdiläge für die mittel- und langfristige Energie- 
politik der Gemeinschaft vorlegen wird. Dazu wird 
neben einer Überarbeitung der Vorschläge zur 
Marktorganisation vom August 1973, deren Be- 
ratung durch die Krisenereignisse im November 
unterbrochen wurde, auch ein Gemeinschaftspro- 
gramm für Ersatzenergiequellen gehören. 

85 . Die Energiekonferenz in Washington am 11./ 
12. Februar 1974 hat Meinungsunterschiede zwischen 
Frankreich und seinen übrigen EG-Partnern darüber 
deutlich gemacht, wie weit die Gemeinschaft mit 
anderen Verbraucherländern im Energiebereidi Zu- 
sammenarbeiten soll mit der Konsequenz, daß Frank- 
reich an den Folgekonferenzen nicht teilnimmt. Es 
wird Aufgabe der nächsten Monate sein, in dieser 
wichtigen Frage eine Annäherung der Standpunkte 
zu suchen. 


Vlil. Verkehrspolitik 

86. Am 22. November 1973 tagte der Rat in der Zu- 
sammensetzung der Verkehrsministcr. Im Mittel- 
punkt der Beratungen stand die Ende Oktober 1973 
von der Kommission vorgelegte Denkschrift über 
die weitere Entwicklung der gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik. 

In dem für die künftige Integrationspolitik rich- 
tungsweisenden Dokument entwickelt die Kommis- 
sion eine Gesamtkonzeption für ein europäisches 
Transportsystem, das alle Verkehrsträger einschließ- 
lich der See- und Luftfahrt, der Mineralölfernleitun- 
gen und der neuen Verkehrstechniken einbeziehen 
soll, sowie ein konkretes Arbeitsprogramm für die 
Jahre 1974 bis 1976. Die neue Konzeption der Kom- 
mission strebt im Endzustand einen gemeinsamen 
Verkehrsmarkt an, in dem - von Krisensituationen 
abgesehen - der freie Wettbewerb entscheidendes 
Regulativ sein soll. Zur Erreichung dieses Zieles 
sieht die Kommission eine Zwischenphase vor, in 
der durch eine Harmonisierung der Wettbewerbs- 
bedingungen die Voraussetzungen für den gemein- 
samen, liberalisierten Verkehrsmarkt geschaffen 
werden sollen. Der Forderung nach ausgeglichenen 
Wettbewerbsbedingungen trägt die Kommission vor 
allem dadurch Rechnung, daß sie jedem Verkehrs- 
träger alle von ihm veranlaßten Kosten - Wege- 
kosten und gesamtwirtschaftliche Kosten - anlasten 
will, also auch die sog. externen Kosten, die sich 
z. B. aus den Notwendigkeiten der Verkehrssicher- 
heit, den Unfallfolgen und der Beeinträchtigung der 
Umwelt ergeben. 

Die Kommission geht bei ihrem Konzept von der 
Erkenntnis aus, daß eine Betrachtung des Verkehrs 
unter ausschließlich betriebswirtsdiaftlichen Ge- 
sichtspunkten des einzelnen Verkehrsunternehmens 
den engen Zusammenhängen nicht geredit wird, die 
zu anderen wichtigen Lebensbereichen bestehen. Die 


Kommission sieht deshalb den Verkehr mehr als 
bisher in seiner Verflechtung mit gesamtwirtschaft- 
lichen Bereichen, wie dem Umweltschutz, der Ener- 
giepolitik und der Regionalpolitik. 

Auf der Ratstagung wurde die in der Denkschrift 
zum Ausdruck kommende Initiative der Kommission 
allgemein begrüßt. Bei der Diskussion im einzelnen 
ergaben sich jedoch recht unterschiedliche Akzente 
und Prioritäten. Dies gilt besonders für den Zusam- 
menhang zwischen den notwendigen Harmonisie- 
rungsmaßnahmen und der - von der Kommission als 
Endziel gesetzten - völligen Freigabe der Kontin- 
gente und Preise. Auch hinsichtlich der von der 
Kommission vorgeschlagenen Planung der Verkehrs- 
infrastruktur nach einheitlichen Kriterien in allen 
Ländern der Gemeinschaft war noch keine volle 
Übereinstimmung sichtbar. 

Das Problem der Maße und Gewichte der Nutzkraft- 
fahrzeuge sowie die Frage der Anhebung des Ge- 
meinschaftskontingents für die neuen Mitgliedstaa- 
ten wurden von den Verkehrsministern erneut 
beraten. Hier konnten konkrete Fortschritte nicht 
erzielt werden. Der Rat kam jedoch überein, beide 
Punkte auf seiner Tagesordnung zu belassen. Bis zur 
nächsten Ratstagung der Verkehrsminister soll durch 
Kontakte zwischen Rat, Kommission und den Mit- 
gliedstaaten versucht werden, eine Einigung vorzu- 
bereiten. 

Der Rat verabschiedete darüber hinaus eine Ände- 
rung der 1. Richtlinie für gemeinsame Regeln im 
internationalen Güterkraftverkehr. Durch diesen Be- 
schluß werden weitere Transporte von der Kon- 
tingentierung - teilweise auch von jeder Genehmi- 
gungspflicht - freigestellt. 

Im Anschluß an die Aussprache über den Bericht 
über die Anwendung der Sozialvorschriften haben 
die Verkehrsminister auf Vorschlag der Kommission 
beschlossen, in ihren Staaten alle erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, um eine „strikte und ein- 
heitliche Anwendung" der EG-Verordnung zu ge- 
währleisten. 

87 . Im ersten Halbjahr 1974 soll ein Ministerrat 
(Verkehr) unter deutschem Vorsitz stattfinden. Ein 
entschlossener gemeinsamer Schritt vorwärts könnte 
nicht nur der gemeinsamen Verkehrspolitik neue 
Impulse geben, sondern als ein ermutigendes Stimu- 
lans auch auf die Gemeinschaft insgesamt wirken. 

So könnte versucht werden, im nächsten Rat nach 
sorgfältiger Vorbereitung in folgenden Fragen eine 
abschließende Regelung zu verabschieden 

— eine Verordnung zur Ergänzung der Verordnung 
Nr. 1191/69 über die Abgeltung der gemeinwirt- 
schaftlidien Lasten der Verkehrsunternehmer 
(vor allem Einbeziehung der nidit staatlichen 
Eisenbahnen) ; 

- — eine Verordnung zur Ergänzung der Verordnung 
Nr. 1192/69 betreffend die Normalisierung der 
Konten der Eisenbahnunternehmen (Einbezie- 
hung der nicht staatlichen Eisenbahnen); 

— eine Verordnung über den Zugang zum Beruf des 
Unternehmers im Güterkraftverkehr; 
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— eine Verordnung über den Zugang zum Beruf 
des Unternehmers im gewerblichen Straßenper- 
sonenverkehr; 

— eine Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über das Margentarifsystem im grenzüberschrei- 
tenden Güterverkehr. 

Gleichzeitig bemüht sidi die Bundesregierung in 
einer oder mehreren der folgenden Kernfragen, die 
teilweise schon seit Jahren in Brüssel beraten wer- 
den, wenigstens zu Grundsatzbeschlüssen zu ge- 
langen: 

— Gewichte und Abmessungen der Nutzkraftfahr- 
zeuge; 

— Harmonisierung der Steuerstrukturen für Nutz- 
kraftfahrzeuge; 

— Regelung des Verhältnisses zwischen Staat und 
nationalen Eisenbahnen. 

Der Vorbereitung einer erfolgreichen Ratstagung 
dienen enge bilaterale und multilaterale Kontakte 
mit unseren Partnern in der EG. 


IX. Forschung und Technologie 


88. Am 14. Januar 1974 hat der Ministerrat ent- 
sprechend dem Auftrag der Pariser Gipfelkonferenz 
vom Oktober 1972 ein wissenschaftlich-technologi- 
sches Aktionsprogramm verabschiedet. Im einzelnen 
wurden folgende Entschließungen gefaßt: 

a) Koordinierung der einzelstaatlichen Politik und 
die Definition der Aktionen von gemeinschaft- 
lichem Interesse im Bereich der Wissenschaft und 
Technologie 

b) Beteiligung der Europäischen Gemeinschaften an 
der Europäischen Wissenschaftsstiftung 

c) Erstes Aktionsprogramm der Gemeinschaften auf 
dem Gebiet der Wissenschaft und Technologie 

d) Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaften auf dem Gebiet der Vorausschau, Be- 
wertung und Methodik. 

Von besonderer Bedeutung ist, daß es auf Drängen 
der Bundesregierung gelungen ist, wirkungsvolle 
Koordinierungsmechanismen zu schaffen, und zwar 
insbesondere durch 

— die Bereitschaft der Mitgliedstaaten, sich gegen- 
seitig über alle wichtigen nationalen und inter- 
nationalen Forschungsvorhaben frühzeitig zu in- 
formieren und sich in den Gremien der Gemein- 
schaft darüber zu konsultieren, 

— die Festlegung eines Rahmens für die Aus- 
arbeitung und Durchführung gemeinsamer For- 
schungsproj ekte, 

— die Einsetzung des „Ausschusses für wissen- 
schaftliche und technische Forschung" (AwtF oder 
CREST), der an die Stelle der Arbeitsgruppe 
„Politik auf dem Gebiet der wissenschaftlichen 
und technischen Forschung" (PWFT oder PREST) 
getreten ist und als zentrales Gremium der Ge- 


meinschaft auf dem Forschungs- und Entwick- 
lungssektor fungieren soll. 

Der AwtF (CREST) hat sich am 18./ 19. Februar 1974 
konstituiert und wird sich auf Drängen der Bundes- 
regierung vorrangig mit der Koordinierung der 
nationalen Anstrengungen auf dem Gebiet der Ener- 
gieforschung und der Definition von Forschungs- 
themen für gemeinschaftliche Projekte auf diesem 
Gebiet befassen. 


Euratom und EWG 

89 . Bei der Festlegung des Forschungsprogramms 

1973 bis 1976 beschloß der Ministerrat, alle Einzel- 
programme zu Beginn des zweiten Jahres zu über- 
prüfen. In diesem Zusammenhang hat eine von der 
Kommission eingesetzte Arbeitsgruppe Ende Februar 

1974 vorgeschlagen, fünf der laufenden Aktionen 
einzuschränken oder ganz einzustellen, während 
sechs Einzelprogramme ausgeweitet bzw. neu be- 
schlossen werden sollen. Die Verwirklichung dieser 
Vorschläge würde eine Vermehrung des Programm- 
personals der Gemeinsamen Forschungsstelle von 
923 auf 981 Personen bedeuten, wovon 52 Personen 
auf neue Programme für die Forschungsanstalt Fet- 
ten entfallen. 

90 . Am 17. Dezember 1973 beschloß der Rat, das 
1971 verabschiedete Fünfjahresprogramm „Fusion 
und Plasmaphysik" von bisher 56,2 Mio RE um 
weitere 16,9 Mio RE aufzustocken. Die zusätzlichen 
Mittel ermöglichen u. a. Voruntersuchungen zur Er- 
richtung einer Anlage des Typs „Tokamak", die 
einen wichtigen Schritt auf dem Weg zu einem 
Fusionsreaktor darstellen wird. 

91 . Der Ständige Ausschuß für Urananreicherung 
erstattete im Oktober 1973 einen Bericht über den 
europäischen Anreicherungsmarkt, die verschiedenen 
Verfahren zur Uranisotopentrennung sowie über die 
Möglichkeiten einer Förderung und Koordinierung 
der industriellen Vorhaben in der Gemeinschaft. Es 
gelang ihm nicht, eine einheitliche Empfehlung zu 
verabschieden. 

Im Januar 1974 hat die Kommission dem Rat einen 
Entschließungsentwurf zur Schaffung einer europäi- 
schen Urananreicherungskapazität unterbreitet. 
Kernpunkt dieses Vorschlags ist eine Empfehlung 
des Rates, in der Gemeinschaft den Bau und Betrieb 
von Anreicherungsanlagen der Diffusions- und Zen- 
trifugentechnologie bis etwa 1985 zu konzertieren. 


ECKS 

92 . Im Berichtszeitraum wurde die Prüfung von 
drei Kohleforschungsprojekten abgeschlossen. Der 
Ministerrat stimmte dem Antrag der Kommission 
zu, für diese Vorhaben rund 800 000 RE bereitzu- 
stellen und die Beihilfe zweier Kohleforschungspro- 
jekte um insgesamt 2,5 Mio RE aufzustocken. 
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Ferner stimmte der Rat dem Antrag der Kommission 
zu, für 45 Stahlforsdiungsprojekte rund 5,1 Mio RE 
bereitzustellen. 


X. Sozialpolitik 


Sozialpolitisches Aktionsprogramm der 
Gemeinschaft 

93 . Die Beratungen des Sozialpolitischen Aktions- 
programms der Gemeinschaft wurden Ende 1973 ab- 
geschlossen. Die Arbeits- und Sozialminister legten 
am 11. und 12. Dezember 1973 materiell den Inhalt 
einer „Entschließung des Rates zu einem Sozialpoli- 
tischen Aktionsprogramm" fest, die dann am 21. Ja- 
nuar 1974 vom Rat förmlich verabschiedet wurde. 
Damit hat die Gemeinschaft einen Auftrag der Kon- 
ferenz der Staats- und Regierungschefs vom Oktober 
1972 in Paris termingerecht erledigt. Die Staats- und 
Regierungschefs hatten damals betont, daß sie einem 
energischen Vorgehen im sozialpolitischen Bereich 
die gleiche Bedeutung beimessen wie der Verwirk- 
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion. Darin 
kommt deutlich das Bestreben, das die Bundesregie- 
rung stets unterstützt hat, zum Ausdruck, die ge- 
meinschaftliche Sozialpolitik nicht nur als ein „An- 
hängsel" anderer Gemeinschaftspolitiken zu betrach- 
ten. Folgerichtig stellt die Entschließung fest, daß 
„die Sozialpolitik der Gemeinschaft eine eigene Auf- 
gabe zu erfüllen hat". 

Tn der Entschließung bekräftigen die Arbeits- und 
Sozialminister den politischen Willen der Gemein- 
schaft, in einer ersten, den Zeitraum von 1974 bis 
1976 umfassenden Stufe die notwendigen Maßnah- 
men zur Verwirklichung folgender Ziele zu verab- 
schieden; 

— Vollbeschäftigung und bessere Beschäftigung in 
der Gemeinschaft, 

— Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen, um auf dem Wege des Fortschritts ihre An- 
gleichung zu ermöglichen, 

— - wachsende Beteiligung der Sozialpartner an den 

Wirtschafts- und sozialpolitischen Entscheidungen 
der Gemeinschaft und der Arbeitnehmer am 
Leben der Unternehmen und Betriebe. 

Zur Verwirklichung dieser Ziele ist eine Reihe von 
Aktionen vorgesehen. Für ihre Durchführung wur- 
den folgende Prioritäten gesetzt; 

— Einführung einer geeigneten Abstimmung der 
Beschäftigungspolitiken der Mitgliedstaaten und 
Förderung einer besseren Zusammenarbeit der 
einzelstaatlichen Arbeitsverwaltungen, 

— Aufstellung eines Aktionsprogramms zugunsten 
der Wanderarbeitnehmer aus den Mitgliedstaa- 
ten oder Drittländern, 

— Verwirklichung einer gemeinsamen Politik auf 
dem Gebiet der beruflichen Bildung und Schaf- 
fung eines Europäischen Zentrums für berufliche 
Bildung, 


— Durchführung von Aktionen, um gleiche Bedin- 
gungen für Männer und Frauen hinsichtlich des 
Zugangs zur Beschäftigung, zur beruflichen Bil- 
dung und zum beruflichen Aufstieg sowie in be- 
zug auf die Arbeitsbedingungen einschließlich 
der Entlohnimg zu schaffen, 

— Einführung einer geeigneten Abstimmung der 
Politiken der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherung, 

— Aufstellung eines ersten Aktionsprogramms ins- 
besondere in bezug auf Gesundheitsschutz, 
Sicherheit am Arbeitsplatz, Gesundheit der 
Arbeitnehmer und Gestaltung der Arbeit, wobei 
auf den Gebieten begonnen wird, auf denen die 
Arbeitsbedingungen am schwierigsten sind, 

— in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
Durchführung verschiedener besonderer Maßnah- 
men zur Bekämpfung der Armut durch Aus- 
arbeitung von Modellvorhaben, 

— schrittweise Förderung der Mitwirkung der 
Arbeitnehmer oder ihrer Vertreter am Leben der 
Unternehmen und Betriebe in der Gemeinschaft, 

— stärkere Beteiligung der Sozialpartner an den 
Wirtschafts- und sozialpolitischen Entscheidungen 
der Gemeinschaft. 

94 . Die Kommission verpflichtete sich, dem Rat 
hierzu die erforderlichen Vorschläge im Laufe des 
Jahres 1974, darunter die folgenden bereits bis zum 
1. April 1974 vorzulegen; 

— ein erstes Aktionsprogramm für die Wander- 
arbeitnehmer, 

— die Errichtung eines Europäischen Zentrums für 
berufliche Bildung, 

— eine Richtlinie zur Harmonisierung der Rechts- 
vorschriften in bezug auf die Aufrechterhaltung 
der Ansprüche und Vergünstigungen bei Wech- 
sel des Eigentums der Unternehmen, insbeson- 
dere bei Zusammenschlüssen. 

95 . Darüber hinaus hatte die Kommission bis Ende 
1973 dem Rat schon Vorschläge folgender Maßnah- 
men vorgelegt, die nun in das Aktionsprogramm 
übernommen wurden; 

— Beteiligung des Europäischen Sozialfonds an 
Maßnahmen zugunsten von Wanderarbeitneh- 
mern und behinderten Arbeitskräften, 

— ein Aktionsprogramm für behinderte Arbeits- 
kräfte in der Freien Wirtschaft, 

— die Einsetzung eines Allgemeinen Europäischen 
Ausschusses für Betriebssicherheit und die Aus- 
dehnung des Zuständigkeitsbereichs des Stän- 
digen Ausschusses für Betriebssicherheit und 
Gesundheitsschutz im Steinkohlenbergbau, 

— eine Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Anwen- 
dung des Grundsatzes der gleichen Entlohnung 
für Männer und Frauen, 

— Festlegung der normalen Arbeitswoche von 40 
Stunden bis 1975 und von vier Wochen bezahl- 
tem Urlaub bis 1976 als unmittelbares Ziel, 
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— die Errichtung einer Europäischen Stiftung zur 
Verbesserung der Umwelt sowie der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen, 

— eine Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitglieder über Massenentlas- 
sungen. 

96. Damit ist für die folgenden drei Jahre ein 
weites Feld sozialpolitischer Betätigung in der Ge- 
meinschaft abgesteckt worden. Der Rat hat sich ver- 
pflichtet, um eine schnelle Verwirklichung dieses 
Programms sicherzustellen, spätestens fünf Monate, 
nachdem die Kommission ihm das Ergebnis ihrer 
Beratungen im Anschluß an die Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses mitgeteilt hat, sofern diese ange- 
hört worden sind, anderenfalls aber spätestens neun 
Monate nach der Übermittlung der Vorschläge der 
Kommission an den Rat zu entscheiden. 

Die Bundesregierung wird alles Notwendige unter- 
nehmen, um dieses umfangreiche Aktionsprogramm 
zu verwirklichen. 


Europäischer Sozialfonds 

97. Aus den dem Europäischen Sozialfonds 1973 
zur Verfügung stehenden Mitteln wurden gefördert 
mit 24,50 Mio RE Personen, die aus der Landwirt- 
schaft ausgeschieden sind, 

mit 3,59 Mio RE Beschäftigte in der Textilindu- 
strie, 

mit 120,06 Mio RE Arbeitnehmer in Gebieten mit 
Entwicklungsrückstand, 

mit 6,56 Mio RE Arbeitnehmer in Wirtschafts- 
zweigen, die dem technischen 
Fortschritt anzupassen waren, 
mit 31,43 Mio RE Behinderte. 

Deutschland erhielt Zuschüsse für Maßnahmen in 
den Problemkreisen Landwirtschaft (9,56 Mio RE), 
strukturschwache Gebiete (3,96 Mio RE) und Be- 
hinderte (6,42 Mio RE). 

Die Kommission hat dem Rat im Berichtszeitraum 
Beschlußvorschläge vorgelegt, die darauf abzielen, 
die Mittel des Sozialfonds verstärkt zugunsten von 
Behinderten, Wanderarbeitnehmern und Beschäftig- 
ten im Schiffbau einzusetzen. 


Maßnahmen im Bereich der EGKS 

Anpassungs- und Umstellungsmaßnahmen 

98. Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
für von Stillegungs- und Betriebseinschränkungs- 
maßnahmen betroffene Arbeitnehmer bei der Kom- 
mission acht Anträge auf Gewährung von Anpas- 
sungsbeihilfen zugunsten von 15 158 unmittelbar 
und 4861 mittelbar betroffenen Arbeitnehmern ge- 
stellt. Der Anteil der Kommission an den finan- 
ziellen Aufwendungen für diese Anpassungsfälle 


wird voraussichtlich etwa 36,7 Mio DM betragen. 
Hierbei leistet die Bundesregierung im Vergleich zur 
Beteiligung der Kommission einen mindestens gleich 
hohen Beitrag. Im selben Zeitraum genehmigte die 
Kommission 17 Anträge; sie hat dafür eine Beihilfe- 
summe von knapp 80,7 Mio DM bereitgestellt. 

Was die Errichtung neuer industrieller Arbeitsplätze 
in den vom Strukturwandel betroffenen Montan- 
revieren der Bundesrepublik anlangt, die von der 
Kommission gefördert wird, so wurden im Berichts- 
zeitraum ein Antrag mit einer Darlehenssumme von 
12 Mio DM gestellt, für einen Antrag mit einer Dar- 
lehenssumme von 25 Mio DM steht eine Entschei- 
dung der Kommission noch aus, zwei Anträge mit 
einer Darlehenssumme von insgesamt 17 Mio DM 
wurden von der Kommission bzw. dem Rat bewilligt. 

Arbei terwohnungsbau 

99. Im Rahmen der 2. Tranche des 7. EGKS-Förde- 
rungsprogrammes zum Bau und zur Modernisierung 
von Arbeiterwohnungen in der Montanindustrie der 
Gemeinschaft hat die Kommission aus der Spezial- 
reserve der Haushaltsjahre 1973/1974 einen Gesamt- 
betrag von 20 Mio RE bereitgestellt. 

Im Einvernehmen mit den zuständigen Regierungs- 
ressorts, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganen 
entfielen von diesem Gesamtbetrag auf den Arbeiter- 
wohnungsbau in der Montanindustrie der Bundes- 
republik 7,150 Mio RE = 25 883 000 DM. In diesem 
Betrag sind 0,65 Mio RE = 2,38 Mio DM als Sonder- 
kredit für eine Modellaktion mit Gemeinschafts- 
charakter enthalten. Der Restbetrag wird nach einer 
entsprechenden Vereinbarung je zur Hälfte dem 
Bergarbeiterwohnungsbau im Kohlebergbau und 
dem Stahlarbeiterwohnungsbau zugute kommen. 

Die Mittel werden in Form von langfristigen 
Krediten zu einem Jahreszinssatz von 1 v. H. zur 
Verfügung gestellt. Die Vorbereitungen zum Einsatz 
dieser Mittel in die Finanzierung der einzelnen Bau- 
projekte sind im Gange. 

Die auf die Stahlindustrie entfallenden rd. 11,8 Mio 
DM werden als Kredite vergeben, mit denen insge- 
samt 1321 Einheiten schwerpunktmäßig im Rahmen 
der Strukturprogramme der Länder Nordrhein-West- 
falen, Niedersachsen und im Saarland gefördert 
werden. 

Aus Mitteln der 1. Tranche des 7. EGKS-Förderungs- 
programmes waren dem Bergarbeiterwohnungsbau 
7415 Mio DM zur Verfügung gestellt worden, mit 
denen insgesamt 1581 Bergarbeiterwohnungen (245 
Eigentumswohnungen mit 1336 Mietwohnungen) 
finanziert wurden. 


XI. Verbraucherpolitik 

100. Die Kommission hat dem Rat am 5. Dezember 
1973 den Entwurf eines „Ersten Programms der Ge- 
meinschaft zur Unterrichtung und zum Schutz der 
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Verbraucher" zugeleitet. Der Entwurf legt zunächst 
in allgemeiner Form die Ziele der europäischen Ver- 
braucherpolitik fest: Besserer Verbraucherschutz, 
vollständigere Information, mehr Erläuterungen 
über die Politik der Gemeinschaft, stärkere Beteili- 
gung der Verbraucher bei Entscheidungen. 

Sodann werden konkrete Maßnahmen in den folgen- 
den Sachbereichen genannt: Schutz der Gesundheit, 
unlautere Geschäftspraktiken, Preise, Wettbewerbs- 
politik, Beistand für den Verbraucher, Unterrichtung 
der Verbraucher und Vertretung der Verbraucher. 
Der Entwurf enthält darüber hinaus einen Katalog 
von Maßnahmen, die nach Bericht der Kommission 
mit Vorrang getroffen werden sollten. 

Zur Zeit wird der Entwurf in einer Arbeitsgruppe 
des Rates behandelt. Es ist vorgesehen, ihn nach 
Möglichkeit noch vor der Sommerpause zu verab- 
schieden. Der Entwurf ist auch dem Europäischen 
Parlament und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß 
zugeleitet worden. 

101 . Die Kommission hat einen Verb raucher aus - 
schuß gebildet, dem 15 Vertreter von sechs europäi- 
schen Verbraucherorganisationen und verbraucher- 
orientierten Verbänden sowie zehn besonders quali- 
fizierte Einzelpersönlichkeiten angehören. Am 
19. November 1973 trat der Verbrauche rausschuß zu 
seiner ersten Sitzung zusammen. Er soll künftig bei 
allen Maßnahmen zum Schutz und zur Information 
der Verbraucher gehört werden. Die Bundesregie- 
rung begrüßt, daß damit ein Gremium geschaffen 
wurde, das auf Gemeinschaftsebene die Verbrau- 
cherinteressen vertreten kann. 


XII. Bildungspolitik 


Zusammenarbeit im Biidungswesen 

102 . Zur Vorbereitung einer Ratstagung und Kon- 
ferenz der EG-Bildungsminister im 1. Halbjahr 1974 
hat die Brüsseler Arbeitsgruppe „Bildung", die sich 
aus Vertretern der Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission zusammensetzt, am 4. März 1974 zwei vor- 
bereitende Papiere verabschiedet; eines betrifft die 
bildungspolitischen Implikationen der Anerkennung 
der Diplome nach Artikel 57 des EWG-Vertrages, das 
andere legt die Prinzipien der Zusammenarbeit der 
EG-Staaten im Bildungswesen fest und bestimmt die 
vorrangigen Aktionsbereiche. Die Frage des institu- 
tioneilen Rahmens dieser Zusammenarbeit ist noch 
offen; sie soll von den Ministern in der erwarteten 
Ratstagung und Konferenz der EG-Bildungsminister 
entschieden werden. 

Zu den Bereichen „Anerkennung der Diplome" und 
„Zusammenarbeit im Bildxmgs wesen" hat auch die 
Kommission im März 1974 zur Vorbereitung der 
Ratstagung und Konferenz der Bildungsminister eine 
Reihe von konkreten Vorschlägen vorgelegt. 


103 . Der im Übereinkommen über die Gründung 
eines europäischen Hochschulinstituts vorgesehene 
vorbereitende Ausschuß aus Vertretern der Regie- 
rungen und einem Vertreter der Kommission hat 
seine Arbeiten fortgeführt, um dem Institut die 
baldige Arbeitsaufnahme zu erleichtern. 


Berufsbildung 

104 - Zu den vordringlichen Maßnahmen für 1974 
bis 1976 im sozialpolitischen Aktionsprogramm ge- 
hört die Verwirklichung einer gemeinsamen Politik 
auf dem Gebiet der beruflichen Bildung, insbeson- 
dere auch durch die Angleichung der Ausbildungs- 
niveaus und der Errichtung eines europäischen Zen- 
trums für Berufsausbildung. Die Kommission hat 
sich verpflichtet, dem Rat bis zum 1. April 1974 Vor- 
schläge über die Errichtung des Zentrums vorzu- 
legen. 

Nach IV 2 Jahren Unterbrechung hat sich der Be- 
ratende Ausschuß für die Berufsausbildung neu kon- 
stituiert. Am 8. März 1974 fand die erste Sitzung 
statt, die der Beratung des Entwurfes der Kommis- 
sion für eine Verordnung des Rates über die Errich- 
tung des Europäischen Zentrums für Berufsausbil- 
dung diente. 


Xlll. Umweltpolitik 

105 . Nach Verabschiedung des Umweltaktionspro- 
gramms der Europäischen Gemeinschaften durch den 
Rat am 19. Juli 1973 hat die Kommission eine große 
Anzahl von Expertengruppen einberufen, in denen 
sie gemeinsam mit Sachverständigen der Mitglied- 
staaten konkrete Vorschläge zur Durchführung des 
Programms ausarbeitet. 

Dem Rat sind seither Vorschläge zugeleitet worden 
für Richtlinien 

— zur Begrenzung des Bleigehalts im Benzin 

— zur Begrenzung des Schwefels im leichten Heizöl 

— zur Festlegung von Qualitätsanforderungen an 
Oberflächengewässer für die Trinkwassergewin- 
nung, 

ferner der Vorschlag für eine Verordnung über die 
Gründung einer europäischen Stiftung für die Ver- 
besserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen. 
Weitere Richtlinienvorschläge sind in Vorbereitung, 
daneben Empfehlungen zur Durchführung des Ver- 
ursacherprinzips sowie eine grundsätzliche Unter- 
suchung über Umweltprobleme im Zusammenhang 
mit der Energieverknappung. 

Bei der Erörterung dieser Vorschläge im Rat werden 
die mit dem Umweltprogramm verabschiedeten um- 
weltpolitischen Grundprinzipien zu verwirklichen 
sein; dies gilt insbesondere auch für den Grundsatz, 
daß gemeinschaftliche Maßnahmen grundsätzlich 
nicht nationalen Fortschritt beeinträchtigen sollen. 
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wobei das Funktionieren des gemeinsamen Markts 
nicht gefährdet werden darf. 

106 . Die Kommission hat an den Vorbereitungen 
und Beratungen für den Abschluß einer Binnen- 
gewässerkonvention des Europarates sowie einer 
internationalen Konvention zur Verhütung der 
Meeresverschmutzung vom Lande aus teilgenom- 
men, Es wird angestrebt, daß die Gemeinschaft als 
solche beiden Konventionen beitritt. Im Zusammen- 
hang damit sind in der Gemeinschaft Regeln dafür 
zu entwickeln, wie die Kommission im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten die Mitgliedschaft in diesen Kon- 
ventionen wahrnehmen sollte. 


XIV. Der gemeinsame Markt 


Niederlassungsrecht und freier 
Dienstleistungsverkehr 

107 . Bei den Arbeiten an den Riditlinienvorschlä- 
gen „Ärzte" haben die Vorschläge und Anmerkun- 
gen der neu beigetretenen Staaten eine erneute ge- 
meinsame Prüfung einer Reihe von Grundsatzfragen 
notwendig gemacht. Hierbei standen im Vorder- 
grund Fragen von Umfang und Art der Koordinie- 
rung der Ausbildungsanforderungen, der Erweite- 
rung der bisher vorgesehenen Möglichkeiten für 
eine Teilzeitweiterbildung für Fachärzte und nach 
wie vor auch die Einbeziehung der in öffentlichen 
Krankenanstalten angestellten Ärzte. Die Bundes- 
regierung wird weiterhin ihre Bemühungen um eine 
baldige Verabschiedung der Richtlinien fortsetzen. 
Die Arbeiten an den Richtlinienvorschlägen „Archi- 
tekten" sind wieder auf genommen worden. Im 
Vordergrund steht die Frage, inwieweit die bei- 
getretenen Staaten sich dem bisher zwischen den 
Altmitgliedstaaten erreichten Verhandlungsstand 
anschließen können. 

Aus den Riditlinienvorschlägen über das Nieder- 
lassungsrecht der pharmazeutischen Industrie wird 
zunächst der Komplex betreffend die Qualifikation 
der sachkundigen Person für die Herstellung von 
Arzneimitteln ausgeklammert. Er soll jetzt in un- 
mittelbarem Zusammenhang mit den Richtlinienvor- 
schlägen zur Herstellung des freien Warenverkehrs 
mit Arzneimitteln geregelt werden. 

Die Arbeiten an den Richtlinienvorschlägen „Rechts- 
anwälte" und „Film" sind fortgeführt worden. 

Die Richtlinienvorschläge „Vertrieb von Giftstoffen" 
und „Verschiedene Tätigkeiten" werden in Kürze 
verabschiedet. 

Ebenfalls weitgehend abgeschlossen sind die Arbei- 
ten an den Richtlinienvorschlägen „Hilfsberufe des 
Verkehrs" und „Ambulanter Handel". 

Die Beratungen der Richtlinienvorschläge „Verkehr" 
(Straßengüterverkehr, Personenbeförderung im 


Straßenverkehr, Binnenschiffahrt) sind wieder auf- 
genommen worden, da in den Verhandlungen über 
die Koordinierung der Zugangsbedingungen zu den 
einzelnen Verkehrsberufen zwischenzeitlich Fort- 
sdiritte erzielt werden konnten. 

Die Kommission hat dem Rat einen Richtlinienvor- 
schlag zur Verwirklichung der Niederlassungsfrei- 
heit für Lebensversicherungsunternehmen unter- 
breitet. Diese Angleichungsmaßnahme zielt darauf 
ab, die nodi für die Lebens-Direktversicherung be- 
stehende Lücke bei der Liberalisierung der Nieder- 
lassung zu schließen. Der Schwerpunkt der weiteren 
Beratungen dürfte bei der Frage der Spartentren- 
nung liegen, in der sich bisher eine einheitliche 
Haltung der Mitgliedstaaten nicht abzeichnet. 

108 . Für die Anwendung der EWG-Bauvergabe- 
richtlinien sind die Umsetzungsmaßnahmen in deut- 
sche Vergabevorschriften abgeschlossen worden. Die 
Richtlinienbestimmungen sind in die Verdingungs- 
ordnung für Bauleistungen (VOB), Neufassung Ok- 
tober 1973, integriert worden (Beilage zum Bundes- 
anzeiger Nr. 216 vom 16. November 1973). Die VOB 
wird durch die Bekanntmachung des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft zur Vergabe öffentlicher Bauauf- 
träge nach Maßgabe der EWG-Richtlinien vom 
10. Dezember 1973 ergänzt (Bundesanzeiger Nr. 237 
vom 19. Dezember 1973). Damit liegen nunmehr die 
endgültigen innerstaatlichen Regelungen für den 
gewichtigen Bereich der öffentlichen Bauaufträge 
vor, der dem Wettbewerb der Unternehmen aus 
den Mitgliedstaaten bereits durch eine vorläufige 
Regelung geöffnet worden war. 


Gesellschaftsrecht 

109 . In der Gruppe „Wirtschaftsfragen" des Rates 
wurde im Oktober und November 1973 der Vor- 
schlag für eine Dritte gesellschaftsrechtliche Richt- 
linie (Fusionsrichtlinie) beraten. Die gleiche Gruppe 
begann Anfang 1974 unter deutschem Vorsitz die 
zweite Lesung des Vorschlags für eine Zweite ge- 
sellschaftsrechtliche Richtlinie (Kapitalschutzricht- 
linie). 

Die Arbeitsgruppe „Gesellschaftsrecht" bei der Kom- 
mission setzte ihre Beratungen zur Vorbereitung 
einer Richtlinie über das Recht der verbundenen 
Unternehmen (Konzernrichtlinie) fort. 

110 . Die Kommission legte im Dezember 1973 den 
Vorschlag einer Verordnung des Rates über die 
„Europäische Kooperationsvereinigung" vor. Ziel 
des Vorschlags ist es, eine supranationale Rechts- 
form zur Erleichterung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit insbesondere kleiner und mittlerer 
Unternehmen zu schaffen. 

In den Ausschüssen der deutschen gesetzgebenden 
Körperschaften wurde der Vorschlag der Kommis- 
sion für eine Verordnung des Rates über das Statut 
für Europäische Aktiengesellschaften beraten. 
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111 . Die Arbeitsgruppe „Tätigkeiten der Prüfung 
von Rechnungslegungsdokumenten" bei der Kom- 
mission setzte die Beratungen über eine Richtlinie 
zur Vereinheitlichung der an die Prüfer von Jahres- 
abschlüssen der Kapitalgesellschaften zu stellenden 
Anforderungen fort. 

Die Arbeitsgruppe „Gesellschaftsrecht - Bilanzen" 
hat die Beratungen über die Angleichung der Rechts- 
ordnungen auf dem Gebiet der konsulidierten Jah- 
resabschlüsse (Konzernbilanz, Konzern-Gewinn- und 
Verlustrechnung sowie Konzerngeschäftsbericht) 
aufgenommen. 


Der gemeinsame Kohlemarkt 

112 . Die Kohlemarktlage der Gemeinschaft war 
sowohl im 2. Halbjahr 1973 als auch im bisherigen 
Ablauf des Jahres 1974 maßgeblich von der im 
Herbst 1973 eingetretenen Energie- bzw. Ölkrise 
beeinflußt. Die Nachfrage nach Steinkohle und 
Steinkohlenerzeugnissen stieg bei anhaltend guter 
Abnahme der Stahlindustrie seit Oktober 1973 in- 
folge beginnender Substitution von Heizöl durch 
Kohle, aber auch wegen erhöhter Eigenbevorratung 
der Verbraucher kräftig an. So wurden seit dieser 
Zeit die Förderung voll und darüber hinaus nicht 
unerhebliche Mengen von den Halden abgesetzt. 

113 . Die Steinkohlenförderung erreichte im Jahre 
1973 mit rd. 270 Mio t fast die gleiche Höhe wie im 
Jahre 1972. Dieses Ergebnis kam dadurch zustande, 
daß in Großbritannien im Jahre 1972 ein Förderaus- 
fall durch Streik zu verzeichnen war und dadurch 
dort in 1973 eine um fast 9 v. H. höhere Förderung 
erzielt wurde. In den übrigen fördernden Gemein- 
schaftsländern ging die Produktion, wenn auch von 
Land zu Land unterschiedlich, weiter zurück. Den 
prozentual geringsten Förderrückgang ( — 5 v. H.) 
hat die Bundesrepublik zu verzeichnen. 

Die sehr gute Konjunktur in der Eisen- und Stahl- 
industrie im Jahre 1973 trug mit dazu bei, daß die 
Kokserzeugung der Zechen- und Hüttenkokereien 
von 79,4 Mio t in 1972 auf 81,6 Mio t in 1973 bzw. 
um rd. 3 v. H. anstieg. Die Steigerung betrifft, mit 
Ausnahme der Bundesrepublik, in der die Koks- 
erzeugung um gut 1 V. H. zurückging, alle Erzeuger- 
länder. 

Die Haldenbestände an Kohle und Koks bei den 
Zechen der Gemeinschaft lagen Mitte des Jahres 
1973 bei rd, 44 Mio t (31,5 Mio t Kohle, 12,7 Mio t 
Koks); sie stiegen in den Folgemonaten bis Ende 
September noch leicht auf rd. 45 Mio t an. Seit An- 
fang Oktober erfolgt ein laufender zügiger Abbau 
der Haldenbestände. Ende des Jahres 1973 betrugen 
die Bestände nur noch rd. 35 Mio t (23,8 Mio t Kohle, 
11,2 Mio t Koks) und im bisherigen Ablauf dieses 
Jahres (zwei Monate) sind weitere rd. 4 Mio t von 
den Halden verkauft worden. 

114 . Die verstärkte Nachfrage nach Steinkohle und 
Steinkohlenerzeugnissen hat auch zu einem Anstieg 


der Drittlandseinfuhren an Steinkohle geführt. 
Gegenüber einer Menge von 31,6 Mio t im Jahre 
1972 wurden in 1973 rd. 33 Mio t importiert. Bei 
zum Jahreswechsel 1973/1974 z. T. stark gestiegenen 
Preisen sind über die vorhandenen Verträge hinaus 
z. Z. Mengen auf dem Drittlandsmarkt vorwiegend 
nur beim Abschluß längerfristiger Verträge zu er- 
halten. 

Auch der Austausch von Kohle und Koks innerhalb 
der Gemeinschaft hat sich infolge der Marktsituation 
in 1973 gegenüber dem Vorjahr belebt. Das Gesamt- 
Austauschvolumen von rd. 27 Mio t in 1972 hat sich 
um rd. 2 Mio t auf rd. 29 Mio t erhöht, wovon auf 
die Lieferungen der Bundesrepublik in die übrigen 
Gemeinschaftsländer rd. 21 Mio t entfielen. 

Die Ausfuhren der Gemeinschaft in dritte Länder 
betrugen in 1973 knapp 4 Mio t Kohle und Koks; sie 
haben gegenüber dem Vorjahr um rd. 0,8 Mio t zu- 
genommen. 

115 . Für Gemeinschaftskohle und für Drittlands- 
kohle haben sich die Preise in den letzten Monaten 
- bei allgemein steigendem Energiepreisniveau - 
ebenfalls erhöht. Die Preisdifferenz zwischen Ge- 
meinschaftskohle und Drittlandskohle hat sich je- 
doch stark reduziert (stärkere Preisanhebungen für 
Drittlandskohle und Wechselkursverbesserungen). 
Nachdem z. B, noch im Herbst zwischen deutscher 
Kokskohle und US-Kokskohle eine Preisdifferenz 
von rd. 30 DM/t bestand, betrug diese Mitte Februar 
d. J. nur noch ca. 15 DM/t. 


Der gemeinsame Stahlmarkt 

116 . Die Konjunkturlage innerhalb und außerhalb 
der Gemeinschaft hat im Jahre 1973 in den neun 
Mitgliedsländern zu einer Rekordproduktion von 
rd. 150 Mio t Rohstahl geführt, ein Ergebnis, das um 
7,0 V. H. über der Erzeugung des Vorjahres liegt. 

Da gleichzeitig die Listenpreise z. T. mehrfach ange- 
hoben wurden und auf dem Weltmarkt noch bessere 
Erlöse erzielt werden konnten, dürfte sich die Er- 
tragslage der europäischen Stahlindustrie erheblich 
verbessert haben. Die Ölkrise hat zu keinen erkenn- 
baren Auswirkungen auf Stahlerzeugung und Ab- 
satz geführt, 

Produktionseinbußen, bedingt durch Streiks, mußten 
dagegen Großbritannien und Dänemark hinnehmen. 

117 . Auf dem Rohstoffsektor hat sich im Berichts- 
zeitraum die Lage insbesondere auf dem Schrott- 
markt zunehmend verschärft. Zur konjunkturbeding- 
ten hohen Schrottnachfrage kam die Beschränkung 
der amerikanischen Schrottausfuhren, von denen 
vor allem Italien betroffen wird. Diese Entwicklung 
führte zu einer Preisexplosion in der Gemeinschaft, 
da die italienische Schrottnachfrage sich verstärkt 
der Bundesrepublik und Frankreich zuwandte. An- 
gesichts dieser Situation hat der Rat für das I. Quar- 
tal 1974 die kontingentierte Schrottausfuhrmöglich- 
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keit in dritte Länder fast aussdiließlidi auf die in 
der Gemeinschaft nur in geringem Umfang nachge- 
fragten minderen Sorten beschränkt. 

Unter Berufung auf Artikel 43 des Beitrittsvertrages 
hat Großbritannien neben dem hochwertigen Schrott 
ab 1. Oktober 1973 auch die Ausfuhr von minderen 
Schrottsorten in die Gemeinschaft ganz erheblich 
eingeschränkt. 

118 . Weniger erfreulich als die Produktion ent- 
wickelte sich im Berichtszeitraum die gemeinsame 
Handelspolitik: 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1974 beschloß Frank- 
reich autonom die Einfuhr von EGKS-Erzeugnissen 
aus den Staatshandelsländern (nahezu vollständig) 
zu liberalisieren. Mit dem Ausscheiden Frankreichs 
aus der seit 1963 praktizierten gemeinsamen Han- 
delspolitik ist damit das angestrebte Ziel, weitere 
Liberalisierung und gemeinschaftlicher „hard core" 
- nicht zu liberalisierende Erzeugnisse - gegenüber 
den Slaatshandelsländern nicht mehr erreichbar. Um 
die wesentlichen Ziele des EGKS- Vertrages nicht zu 
beeinträchtigen, wird nun die Schaffung eines wirk- 
samen Verfahrens für die Einfuhrüberwachung und 
evtl, notwendige Schutzmaßnahmen angestrebt. 

Durch den Streik der Bergarbeiter sah sich die briti- 
sche Regierung gezwungen, ab 18. Februar 1974 ein 
Lizensierungsverfahren für ihre Exporte an Stahl 
und Stahlerzeugnissen einzuführen, das vom Rat 
gebilligt worden ist. 

119 . Die Tendenz zur Konzentration und Diversifi- 
kation in der Stahlindustrie manifestierte sich in 
dem Zusammenschluß Thyssen (größter Stahlher- 
steller der BRD) und Rheinstahl (wichtiger Stahl- 
weiterverarbeiter), der Ende 1973 von der Kommis- 
sion unter bestimmten Auflagen gebilligt wurde. 
Mitte des Jahres 1973 hatte die Kommission bereits 
den Zusammenschluß zwischen Mannesmann und 
DEMAG genehmigt. 


XV. Rechtsangleichung 


Gewerblicher Bereich 

120 . Für die Beseitigung der technischen Handels- 
hemmnisse bei den im Allgemeinen Programm vom 
28. Mai 1969 und in seiner Ergänzung vom 21. Mai 
1973 aufgeführten Erzeugnissen wurden in der Ent- 
schließung des Rates vom 17. Dezember 1973 über 
die Industriepolitik neue Fristen festgelegt. 

Danach soll der Rat bis spätestens Ende 1977 rd. 115 
Einzelrichtlinien für Erzeugnisse des gewerblichen 
Bereichs verabschieden. 

121 . Im Berichtszeitraum hat der Rat acht Richt- 
linien verabschiedet, die bereits im Dezember 1972 


grundsätzlich genehmigt worden waren, deren end- 
gültige Annahme sich aber wegen Schwierigkeiten 
bei der Übersetzung in die dänische Sprache ver- 
zögert hatte. Sie betreffen: 

— Detergentien 

— Kontrollmethoden der biologischen Abbauarbeit 

— Kennzeichnung von Drahtseilen, Ketten und Last- 
haken 

— nichtselbsttätige Waagen 

— verkörperte Längenmaße 

— Betriebserlaubnis für land- und forstwirtschaft- 
liche Zugmaschinen 

— bestimmte Bestandteile und Merkmale von land- 
und forstwirtschaftlichen Zugmaschinen 

— Höchstgeschwindigkeit und Ladepritschen von 
land- und forstwirtschaftlichen Zugmaschinen. 

Außerdem verabschiedete der Rat weitere drei 
Richtlinien über 

— Kfz. -Diebstahlsicherung 

— bestimmte Teile der Kfz.-Innenräume 

— Präzisionsgewichte. 

122 . Die Kommission hat dem Rat weitere sieben 
Vorschläge für Richtlinien vorgelegt über 

— Elektrizitätszähler 

— Kfz. -Beleuchtungseinrichtungen 

— Kfz. -Rückstrahler 

— Kfz. -Nebelscheinwerfer 

— Kfz. -Außenkanten 

— Bleigehalt im Benzin 

— Schwefelgehalt flüssiger Brennstoffe 

Die letzten zwei Richtlinienvorschläge haben zu- 
gleich besondere Bedeutung für den Umweltschutz. 

123 . Die Arbeiten an den Richtlinienvor Schlägen 
zur Herstellung des freien Warenverkehrs mit Arz- 
neimitteln wurden unter der deutschen Präsident- 
schaft intensiviert. Um Fortschritte bei den Anglei- 
chungsarbeiten auf diesem Gebiet zu erreichen, sol- 
len die Vorschriften stufenweise harmonisiert wer- 
den; zunächst noch bestehende Unvollkommen- 
heiten bei der Herstellung des freien Warenver- 
kehrs sollen zu einem späteren Zeitpunkt beseitigt 
werden. Wegen der Reform des deutschen Arznei- 
mittelrechts ist die Bundesregierung an einer bal- 
digen Verabschiedung der Richtlinien besonders 
interessiert. 

124 . Der geänderte Kommissionsvorschlag einer 
Koordinierungsrichtlinie zur Vergabe öffentlicher 
Lieferaufträge wird seit Oktober 1973 in der Gruppe 
Wirtschaftsfragen des Ministerrats beraten. Die 
Bundesregierung tritt für eine weitgehende Anglei- 
chung an die bereits bestehende Bauvergabe-Richt- 
linie und für eine beschleunigte Durchführung der 
Beratungen ein, um im Interesse eines verstärkten 
Wettbewerbs nach dem Bausektor auch im Bereich 
der vielfältigen Lieferungen an die öffentliche Hand 
zu koordinierten Vergabeverfahren zu gelangen. 
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Lebensmittelrecht 

125 . Das Bemühen um die Verwirklichung der fach- 
lichen Erfordernisse der Lebensmittelrechtsanglei- 
chung sowie des Grundsatzes des Verbraucherschut- 
zes (Schutz vor Gesundheitsschäden und vor Täu- 
schung) wurde verstärkt. Diese Grundsätze konnten 
jedoch aus Zeitgründen nicht mehr im Aktionspro- 
gramm Industriepolitik vom 17. Dezember 1973 
dargestellt werden, obwohl der umfangreiche 
lebensmittelrechtliche Teil dieses Programms hierzu 
Anlaß zu geben hätte. Der Gesichtspunkt des Ver- 
braucherschutzes kommt im Ersten Programm der 
Gemeinschaft zur Unterrichtung und zum Schutz der 
Verbraucher als Leitlinie vor allem auch für die 
Angleichung des Lebensmittelrechts zum Ausdruck. 

126 - Der Rat hat im Dezember 1973 die Richtlinie 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten für einige zur menschlichen Ernährung 
bestimmte Zuckerarten verabschiedet. Damit wurde 
nach langjährigen Beratungen eine weitere sog. 
„vertikale" Richtlinie, die den Handelsverkehr mit 
einer speziellen Lebensmittelgruppe regelt, fertig- 
gestellt. 

127 . Die Kommission hat durch wiederholte Einbe- 
rufung der Arbeitsgruppe „Lebensmittelrecht" ferner 
dazu beigetragen, die Voraussetzungen für eine 
inhaltlich und technisch bessere Gestaltung der 
Lebensmittelrechtangleichung bereits auf der Ebene 
der Kommission zu schaffen. Diesem Ziel dient auch 
die Einsetzung eines beratenden Wissenschaftlichen 
Lebensmittelausschusses durch die Kommission. Die 
Vorbereitungen hierfür sind im Zusammenwirken 
mit den Mitgliedstaaten besprochen worden. 

128 . Von Bedeutung für die Angleichung des 
Lebensmittelrechts sind in zunehmendem Maße auch 
die Arbeiten der gemischten FAO/WHO Codex Ali- 
mentarius Kommission, deren Ausschuß für Grund- 
satzfragen sich im März 1974 erneut mit der Frage 
der Annahme von Codex Standards befaßt hat. An 
der Vorbereitung der Beratungen haben sich die 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, die sämtlich zu- 
gleich Mitglieder der Codex Alimentarius Kommis- 
sion sind, intensiv beteiligt. Unter deutschem Vor- 
sitz fand eine Koordinierung der von den Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft einzunehmenden Haltung 
statt, bei der weitgehende Übereinstimmung erreicht 
wurde. 


Veterinärrecht 

129 . Im Bereich des Veterinärrechts wurden die 
Beratungen des Verordnungsentwurfs 
zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Fleisch- 
erzeugnissen, 

sowie der Richtlinienentwürfe 

— zur Erarbeitung einer Gemeinschaftsregelung für 
die Rückstandsuntersuchung und die Ausführung 
der Trichinenschau 


— zur Änderung der Richtlinie zur Regelung ge- 
sundheitlicher Fragen beim Handelsverkehr mit 
frischem Geflügelfleisch 

und 

— zur Ausführung der gemeinschaftlichen Ver- 
fahren nach der Richtlinie zur Regelung vieh- 
seuchenrechtlicher und gesundheitlicher Fragen 
bei der Einfuhr von Rindern und Schweinen und 
von frischem Fleisch aus Drittländern 
fortgesetzt. 

Ferner wurde die Beratung der Milchhygienevor- 
schriften fortgesetzt. 


Tierschutzrecht 

130 . Im Oktober 1973 fand die erste Sitzung der 
EG-Arbeitsgruppe „Tierschutzrecht" statt, bei der 
neben den Fragen einer tierschutzgerechten Haltung 
von Tieren die Probleme des Tierschutzes beim 
Transport sowie beim Schlachten warmblütiger Tiere 
im Vordergrund standen. Die Kommission will nun- 
mehr unter Zugrundelegung 'der Ergebnisse dieser 
Sitzung dem Ministerrat ein Programm für die Inan- 
griffnahme der Rechtsharmonisierung auf diesem 
Gebiet vorlegen. 

Futtermittelrecht 

131 . In Fortsetzung der gemeinschaftlichen An- 
strengungen, eine einheitliche optimale tierische 
Produktion zu ermöglichen und qualitativ hochwer- 
tige und rückstandarme Erzeugnisse tierischen Ur- 
sprungs zu produzieren, sind die Entwürfe einer 
Dritten und Vierten Richtlinie der Kommission zur 
Änderung der Anhänge der Richtlinie des Rates vom 
23. November 1970 über Zusatzstoffe in der Tier- 
ernährung sowie eine Richtlinie über die Festlegung 
von Höchstgehalten an unerwünschten Stoffen und 
Erzeugnissen in Futtermitteln verabschiedet worden. 
Ferner wurden drei weitere Richtlinien über gemein- 
schaftliche Analysemethoden für die amtliche Unter- 
suchung von Futtermitteln und Zusatzstoffen er- 
arbeitet und die Beratungen des Entwurfs einer 
Richtlinie des Rates über den Verkehr mit Einzel- 
futtermitteln aufgenommen. 


Düngemittelrecht 

132 . Eine Arbeitsgruppe des Rates begann mit der 
Prüfung des Vorschlags der Kommission für eine 
Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
für Düngemittel. Insbesondere die neuen Mitglied- 
staaten wünschen Änderungen des Vorschlags. 


Pflanzenschutzrecht 

133 . Der fachlich bereits abgeschlossene Richt- 
linienvorschlag des Rates über Maßnahmen gegen 
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die Einschleppung von Schadorganismen der Pflan- 
zen und pflanzlichen Erzeugnisse wird in der zustän- 
digen Arbeitsgruppe weiter geprüft, weil die drei 
neuen Mitgliedstaaten zahlreiche technische Ergän- 
zungen und Änderungen verlangen. 


Zollrecht 

134. In der Referenzperiode wurden die Arbeiten 
zur Vereinheitlichung des noch nicht harmonisierten 
Zollrechts fortgesetzt. Die Zollrechtsmaterien Ab- 
fertigung zum freien Verkehr, außertarifliche Zoll- 
befreiung und vorübergehende Zollgutverwendung 
befinden sich inzwischen im Stadium der Erörterung 
durch Expertengruppen. 

135. Am 1. Januar 1974 sind die Abkommen der 
EWG mit Österreich und der Schweiz in Kraft ge- 
treten, welche die Anwendung des gemeinschaft- 
lichen Versandverfahrens auch in diesen beiden 
Ländern vorsehen. Die Abkommen dienen insbeson- 
dere der Erleichterung des Warenverkehrs zwischen 
Italien und den übrigen Mitgliedstaaten. 

136. Die aus Anlaß des Beitritts neuer Mitglied- 
staaten notwendig gewordenen Übergangsmaßnah- 
men für die Ermittlung des Zollwerts wurden über 
den 31. Dezember 1973 hinaus bis zum 30. Juni 1977 
(Ende der Übergangszeit) verlängert. 

Die in Zusammenarbeit mit den Verwaltungen der 
Mitgliedstaaten erarbeiteten Vorschläge der Kom- 
mission zur Harmonisierung des passiven Verede- 
lungsverkehrs und des Umwandlungsverkehrs wer- 
den zur Zeit in den zuständigen Ratsgruppen ge- 
prüft. Gewisse Verzögerungen haben sich aus dem 
Beitritt Großbritanniens, Dänemarks und Irlands er- 
geben. Dennoch ist damit zu rechnen, daß die ent- 
sprechenden Gemeinschaftsregelungen noch 1974 
verabschiedet werden. 

137. Die Gruppe Wirtschaftsfragen des Rates hat 
die Beratungen über den Entwurf einer Änderungs- 
verordnung zur Zollwertverordnung aufgenommen. 
Durch diese Verordnung sollen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften u. a. die Befugnis ein- 
geräumt werden, in bestimmten Fällen Zollwerte 
auf Gemeinschaftsebene festzustellen. 

138. Im Bereich des aktiven Veredelungsverkehrs 
sind am 1. Januar 1974 mehrere Verordnungen des 
Rates und der Kommission in Kraft getreten. Sie 
sollen im wesentlichen die Weiterführung des 
aktiven Veredelungsverkehrs mit den neuen Mit- 
gliedstaaten bis zum Ende der Übergangszeit 
(30. Juni 1977) ermöglichen. Soweit nicht präferenz- 
berechtigte Drittlandswaren veredelt werden, ist die 
Erhebung von Anteilzoll vorgesehen. Das entspricht 
im großen und ganzen der Regelung innerhalb der 
Sechsergemeinschaft während der damaligen Über- 
gangszeit. 


139. Der auf die Belange der elektronischen Daten- 
verarbeitung zugeschnittene integrierte Gebrauchs- 
Zolltarif ist fertiggestellt und den Zollstellen zu- 
nächst zur Erprobung geliefert worden. Dieses neu- 
artige Tarifwerk kann auch von Interessenten außer- 
halb der Zollverwaltung bezogen werden. 


140. Die Beratungen über den Richtlinienvorschlag 
und den Entwurf einer Empfehlung über die Ein- 
führung eines Prospekts für die Zulassung von 
Wertpapieren zur amtlichen Börsennotierung wur- 
den auch in diesem Berichtszeitraum vom Rat noch 
nicht aufgenommen. 

Die Arbeiten an der Harmonisierung von Vorschrif- 
ten auf den Gebieten des Börsen- und des Invest- 
mentrechts wurden in den Sachverständigengruppen 
fortgesetzt. 


Europäisches Patent- und Markenrecht 

141. Im Januar 1974 fand unter Beteiligung der 
Bundesrepublik die konstituierende Sitzung des In- 
terimsausschusses der Europäischen Patentorganisa- 
tion statt, an der Vertreter der bisher 15 Unterzeich- 
nerstaaten des Europäischen Patentübereinkommens 
teilgenommen haben. In den vom Interimsausschuß 
zur Vorbereitung der Eröffnung des Europäischen 
Patentamts eingesetzten Arbeitsgruppen arbeitet die 
Bundesregierung aktiv mit. Die europäischen Patent- 
rechtsarbeiten sollen mit der Verabschiedung des 
Übereinkommens über das Gemeinschaftspatent auf 
einer im Mai 1974 stattfindenden Konferenz in 
Luxemburg abgeschlossen werden. 

142. Zu dem von der Kommission im Mai 1973 ver- 
öffentlichten ersten Vorentwurf eines Übereinkom- 
mens über ein Europäisches Markenrecht (Entwurf 
1964) haben die am Europäischen Markenrecht inter- 
essierten internationalen Vereinigungen inzwischen 
in der Mehrzahl Stellung genommen. Für das Spät- 
jahr 1974 ist mit der Wiederaufnahme der Arbeiten 
zur Schaffung eines einheitlichen Europäischen Mar- 
kenrechts zu rechnen. 


Internationale Übereinkommen 

143. Aus dem Bereich der internationalen Abkom- 
men auf dem Gebiet des Zivil-, Wirtschafts-, Straf- 
und Prozeßrechts sind insbesondere folgende 
Arbeiten zu erwähnen: 

Die Arbeitsgruppe der Regierungssachverständigen 
unter dem Vorsitz von Prof. Goldmann hat ihre Be- 
ratungen zur Anpassung des Entwurfs eines Über- 
einkommens über die internationale Verschmelzung 
von Aktiengesellschaften im Hinblick auf den Bei- 
tritt von Dänemark, Großbritannien und Irland be- 
gonnen. 


Kapitalverkehr 
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144 . Die Arbeiten an dem Entwurf eines Überein- 
kommens über die strafrechtliche Ahndung von Zu- 
widerhandlungen gegen Normen des Gemeinsdiafts- 
rechts sind in der Sitzung der Arbeitsgruppe „Wirt- 
schaftsstrafrecht" fortgesetzt worden. Ein Redak- 
tionskomitee hat zwischenzeitlich in zwei Sitzungen 
(September und Dezember 1973) einen Formulie- 
rungsvorschlag erarbeitet, der den Mitgliedstaaten 
- in englischer und französischer Sprache - zur 
Kenntnisnahme zugeleitet worden ist. Ein Termin 
für den nächsten Zusammentritt der Arbeitsgruppe 
„Wirtschaftsstrafrecht" steht noch nicht fest. 

145 . Die aus Anlaß des Beitritts der drei neuen 
Mitgliedstaaten auf genommenen Verhandlungen 
der Regierungssachverständigen über die Anpas- 
sung des Übereinkommens vom 27. September 1968 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Voll- 
streckung gerichtlicher Entscheidung in Zivil- und 
Handelssachen sind vom 18. bis 20. Dezember 1973 
fortgesetzt worden. Weitere Sitzungen sind in Ab- 
ständen von jeweils drei Monaten vorgesehen. 

146 . Im Oktober 1973 ist die deutsche Ratifika- 
tionsurkunde zu den Haager Kaufreditsübereinkom- 
men vom 1. Juli 1964 hinterlegt worden. Am 
16. April 1974 werden die Übereinkommen, die das 
Recht des grenzüberschreitenden Kaufs international 
einheitlich regeln, für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft treten. Die Übereinkommen werden 
dann in fünf der neun EG-Mitgliedstaaten Geltung 
haben, nämlich in Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, Großbritannien, Italien und den Nie- 
derlanden. Eine Ratifikation durch alle Mitglied- 
staaten ist vor einigen Jahren in Koordinierungs- 
gesprächen der damaligen sechs EG-Justizminister 
in Aussicht genommen worden. Sie würde zugleich 
eine interne Angleichung des Kaufrechts in der 
Europäischen Gemeinschaft weitgehend entbehrlich 
machen. 

147 . Dänemark ist mit Wirkung vom 1. September 
1973 und Großbritannien am 23. Januar 1974 dem 
Übereinkommen der Mitgliedstaaten vom 7. Sep- 
tember 1967 über die gegenseitige Unterstützung 
der Zollverwaltungen beigetreten. Der Beitritt 
Irlands zu diesem Übereinkommen ist in Kürze zu 
erwarten. 

148 . In der Gruppe Handelsfragen des Rates 
fanden erste Beratungen darüber statt, ob die einzel- 
nen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft einem Vor- 
schlag zur Änderung des Brüsseler Abkommens über 
den Zollwert der Waren zustimmen sollen, nach dem 
die Brüsseler Begriffsbestimmung, die bisher den 
„cif-Wert" als Zollwert vorschreibt, dahin gehend 
geändert werden soll, daß auch Staaten dem Ab- 
kommen beitreten können, welche den vorgesehe- 
nen Wert ohne Einbeziehung der Lieferungskosten 
vom Ausfuhrort bis zum Ort des Verbringens im 
Einfuhrland anwenden wollen. Die Erörterungen 
sollen 1974 gemeinsam mit dem Ausschuß für den 
Zollwert bei der Kommission fortgesetzt werden. 


C. Außenbeziehungen 


XVI. Außenwirtschaftspolitik 


Zollpolitik 

149 . Im Rahmen der Verwirklichung des erweiter- 
ten Gemeinsamen Marktes sind am 1. Januar 1974 

— die Binnenzölle der neuen Mitgliedstaaten für 
Waren der gewerblichen Wirtschaft um 20 v. H. 
auf 60 V. H. der Ausgangszölle (2, Abbaustufe) 
gesenkt worden, 

— haben die neuen Mitgliedstaaten ihre Außenzölle 
in einem ersten Schritt um 40 v. H. an den Ge- 
meinsamen Zolltarif angenähert. 

150 . Aufgrund der Freihandelsabkommen mit Finn- 
land, Island, Norwegen, Österreich, Portugal, 
Schweden und der Schweiz wurde am 1. Januar 
1974 die zweite Zollsenkung - für Finnland zusam- 
men mit der ersten Zollsenkung - um (grundsätz- 
lich) 20 V. H. vorgenommen. Damit sind die Zölle für 
die von diesen Abkommen erfaßten Waren im 
Regelfall auf 60 v. H. der Ausgangszölle abgebaut. 
Für sensible Bereiche, insbesondere Papier, Ferro- 
legierungen und Spezialstähle ist ein verlängerter 
Abbaurhythmus vorgesehen. Hier betragen die Sen- 
kungen bis jetzt 10 V. H. der Ausgangssätze. 

151 . Mit der Verabschiedung des Zusatzangebots 
durch den EG-Ministerrat am 10. Dezember 1973 
glaubte die Gemeinschaft eine Basis geschaffen zu 
haben, die es erlaube, die Zollausgleichsverhand- 
lungen nach Artikel XXIV Abs. 6 GATT mit allen 
Ländern und für alle Erzeugnisse abzuschließen. 

Von den 16 Verhandlungspartnern haben bisher elf 
auf das Zusatzangebot reagiert, teils positiv, teils 
mit der Forderung nach weiteren Verbesserungen, 
insbesondere im Agrarbereich. 

Die Kommission wird dem Rat Anfang April über 
die Reaktionen aller Verhandlungspartner berichten 
und Vorschläge für letztlich nötige Verbesserungen 
des Ausgleichsangebots vorlegen. 

152 . Dem Beschluß der Gipfelkonferenz vom Ok- 
tober 1972, den Entwicklungsländern einen besseren 
Zugang zum Markt der Gemeinschaft zu gewähren, 
hat der Rat der EG mit Verabschiedung des Schemas 
der allgemeinen Zollpräferenzen für Entwicklungs- 
länder für das Jahr 1974 weitgehend entsprochen. 

Die Plafonds für die zollfreie Einfuhr industrieller 
Halb- und Fertigwaren aus Entwicklungsländern 
sind um 40 v. H. erhöht worden. 

Die erstmalige Anwendung des gemeinsdiaftlichen 
Systems durch die drei neuen Mitgliedstaaten hat 
das Gewicht dieses seit dem 1. Juli 1971 angewand- 
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ten Präferenzschemas weiter entscheidend ver- 
größert. 

Insgesamt beträgt das Präferenzangebot rd. 2,5 Mrd. 
RE bei den gewerblichen Halb- und Fertigwaren. 
Daneben ist die Liste der präferenzierten Agrarwaren 
von 50 Mio RE auf ein Volumen von rd. 250 Mio RE 
erweitert worden. 


Handelspolitik 

153 . Ein Schwerpunkt der handelspolitischen Akti- 
vität der Europäischen Gemeinschaft während des 
Herbstes 1973 und des Frühjahrs 1974 war die Vor- 
bereitung des effektiven Beginns der multilateralen 
Handelsverhandlungen der neuen GATT-Runde. Der 
Handelsverhandlungsausschuß trat Ende Oktober 
1973 zu seiner ersten Tagung zusammen und wählte 
auf Vorschlag der Europäischen Gemeinschaft den 
Generaldirektor des GATT, M. Long, zum Vorsitzen- 
den. Der Ausschuß einigte sich ferner grundsätzlich 
über ein Arbeitsprogramm der nächsten Monate. 
Die Verabschiedung des Arbeitsprogramms ist unter 
den bestehenden Welthandelsbedingungen als eine 
Bekräftigung der liberalen Außenwirtschaftspolitik 
der wichtigsten GATT-Partner angesehen worden. 
Infolge prozeduraler Meinungsverschiedenheiten 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den 
USA war es erst anläßlich der zweiten Tagung des 
Handelsverhandlungsausschusses im Februar 1974 
möglich, Untergruppen für Zölle, nicht-zolltarifliche 
Handelshemmnisse, Sektorenverhandlungen, Schutz- 
klauseln, Landwirtschaft und tropische Erzeugnisse 
einzusetzen. Bis auf die Untergruppen für Sektoren- 
verhandlungen und Schutzklauseln, die erst später 
zusammentreten werden, haben alle übrigen Unter- 
gruppen inzwischen eine erste Runde von analyti- 
schen Arbeiten durchgeführt. Die Europäische Ge- 
meinschaft hat sich an diesen Erörterungen auf der 
Grundlage ihres Globalkonzepts vom 25./26. Juni 
1973 aktiv beteiligt. Gleichzeitig haben die Organe 
der Gemeinschaft interne Vorarbeiten aufgenommen, 
um die gemeinschaftlichen Verhandlungsdirektiven 
für die neue GATT-Runde zu verabschieden. 

Mit dem Beginn effektiver Verhandlungen ist frühe- 
stens im Herbst 1974 zu rechnen. Die Bundesregie- 
rung wird sich bei Erarbeitung des Verhandlungs- 
mandats für die Kommission, zu dem diese im Früh- 
jahr 1974 erste Überlegungen vorlegen will, dafür 
einsetzen, daß die Gemeinschaft entsprechend der 
Erklärung von Tokio vom September 1973 einen 
wesentlichen Beitrag zur weiteren Liberalisierung 
des Welthandels leisten kann. Der Beitrag der EG 
zum Erfolg der GATT-Verhandlungen hat ange- 
sichts der Gefahren, die sich aus der gegenwärtigen 
Energie- und Rohstoffsituation für den Welthandel 
ergeben, erhöhte Bedeutung erlangt. 

154 . Am 20. Dezember 1973 wurden in Genf die 
Verhandlungen im Rahmen des GATT über ein 
multilaterales Textilabkommen abgeschlossen. Das 
neue multilaterale Textilabkommen löst das hur für 
den Baumwollsektor geltende Genfer Baumwoll- 


textilabkommen aus dem Jahre 1962 ab, das am 
31. Dezember 1973 ausgelaufen ist. Die Europäische 
Gemeinschaft hat das Abkommen am 23. März 1974 
unterzeichnet. 

Durch das Abkommen soll eine stärkere Liberalisie- 
rung der durch einen hohen Protektionsgrad ge- 
kennzeichneten internationalen Wirtschaftsbezie- 
hungen auf dem Textilsektor erreicht werden. Be- 
stehende mengenmäßige Beschränkungen und Ex- 
portselbstbeschränkungsabkommen, die im Hinblick 
auf die Abkommen vereinbarten Marktstörungs- 
kriterien nicht mehr gerechtfertigt sind, müssen 
innerhalb von spätestens drei Jahren aufgehoben 
werden. Neue mengenmäßige Beschränkungen dür- 
fen gegenüber den Mitgliedern des Abkommens nur 
beim Vorliegen von fest umrissenen Marktstörungs- 
kriterien eingeführt werden. Eine wesentliche Neue- 
rung gegenüber dem Baumwolltextilabkommen be- 
steht darin, daß das Abkommen eindeutige Kriterien 
für den Abschluß von Exportselbstbeschränkungs- 
abkommen vorsieht. Die Einhaltung der Verpflich- 
tungen des Abkommens soll durch ein multilaterales 
Überwachungsorgan überwacht werden, das hierzu 
Empfehlungen an die Mitglieder des Abkommens 
richten kann. Die multilaterale Kontrollmöglichkeit 
stellt eine weitere entscheidende Verbesserung ge- 
genüber dem Baumwolltextilabkommen dar. Das 
Abkommen hat eine Laufzeit von vier Jahren. 

Die Bundesregierung, die sich zunächst gegen den 
Abschluß eines derartigen Abkommens ausgespro- 
chen hatte, hat durch ihre intensive Mitwirkung in 
der EG die jetzige Ausgestaltung des Abkommens 
wesentlich mit beeinflußt. Die Überlegungen der EG 
haben besonders in den Vorschriften über den Ab- 
bau der bestehenden Beschränkungen und dem Ab- 
schluß von Exportselbstbeschränkungsabkommen 
einen starken Niederschlag gefunden. 

Aus dem Textilabkommen folgen eine Reihe von 
Integrationsanstößen für die Entwicklung einer ge- 
meinsamen Handelspolitik auf diesem Sektor. Dies 
folgt daraus, daß bestehende Beschränkungen im 
Rahmen der Gemeinschaft daraufhin überprüft wer- 
den müssen, ob sie vor dem Textilüberwachungs- 
organ gerechtfertigt werden können und mit wel- 
chen Ländern die Gemeinschaft Selbstbeschränkungs- 
abkommen über bestimmte Produkte abschließen 
soll. Damit werden zugleich Ansätze für die Ver- 
einheitlichung der Einfuhrregime in der Gemein- 
schaft geschaffen. 

155 . Die Europäische Gemeinschaft spielte eine 
wesentliche Rolle bei der Verabschiedung von 
Schlußfolgerungen des OECD-Handelsausschusses 
über die handelspolitischen Konsequenzen der Öl- 
situation. In diesen Schlußfolgerungen bekräftigen 
die westlichen Industrieländer ihre Entschlossenheit, 
keine einseitigen Handesregelungen, wie Einfuhrbe- 
schränkungen oder künstliche Ausfuhrförderungs- 
maßnahmen, anzuwenden. Sie kamen ferner über- 
ein, die bestehenden Informations- und Konsulta- 
tionsverpflichtungen im Rahmen der OECD voll ein- 
zuhalten. 
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156 . Die Bundesregierung ist am 25. Oktober 1973 
dem Internationalen Olivenöl-Übereinkommen von 
1963 beigetreten und hat gleichzeitig das Verlänge- 
rungsprotokoll für dieses Abkommen gezeichnet. 
Sie hat diesen Schritt in erster Linie im Interesse 
der EG getan, um der EG damit den Beitritt zu die- 
sem Übereinkommen zu ermöglichen. 

157 . Sie ist außerdem nach Verabschiedung des 
Beitrittsgesetzes am 18. Dezember 1973 durch Hin- 
terlegung der Ratifizierungsurkunde am 7. Februar 
1974 Mitglied des Internationalen Kakao-Überein- 
kommens von 1972 geworden. Die Bundesregierung 
hat sich dazu nicht nur mit Rücksicht auf die Stel- 
lung der Bundesrepublik Deutschland als eines der 
wichtigsten Kakao-Einfuhrländer entschlossen, son- 
dern dabei gleichzeitig gemeinsam mit den übrigen 
EG-Partnerländern übergeordnete außen- und ent- 
wicklungspolitische Gründe berücksichtigt. 

158 . Die Neufassung der VO 1025/70, der Einfuhr- 
regelung der EG gegenüber Nicht-Staatshandels- 
ländern, liegt nunmehr dem Rat zur Verabschiedung 
vor, nachdem über sämtliche noch offenen Fragen 
Einvernehmen erzielt und die gemeinschaftliche 
Liberalisierungsliste und andere Anhänge der Ver- 
ordnung auf den neuesten Stand gebracht wurden. 
Die Neufassung führt Grundsätze in das gemein- 
schaftliche Einfuhrrecht ein: 

— Die Einfuhr einer Ware aus einem in der Länder- 
liste zur Verordnung aufgeführten Land ist dann 
frei, wenn die Ware dort ihren Ursprung hat, 
unabhängig davon, wo die Ware gekauft ist 
oder herkommt. 

-- Bei der Einfuhr gemeinschaftlich liberalisierter 
Erzeugnisse darf - außer im Falle von über- 
wachungs- oder Schutzmaßnahmen - kein vor- 
heriges Einfuhrdokument verlangt werden. 

— Einfuhrdokumente müssen bei gemeinschaftlicher 
und nationaler Überwachung in der EG ansässi- 
gen Importeuren unabhängig vom Ort ihrer Nie- 
derlassung erteilt werden. 

Der in den Mitgliedstaaten für bestimmte Waren 
von den Grundsätzen abweichende Rechtszustand 
ist zwar teilweise durch eine Ausnahmeregelung 
vorerst beibehalten. Mit der Verabschiedung 3er 
Grundsätze ist jedoch die Vereinheitlichung der Ein- 
fuhrregime einen weiteren Schritt in die liberale 
Richtung vorangegangen. 

159 . Die Kommission hat dem Rat im Oktober 1972 
den Vorschlag einer Entscheidung zur Einführung 
eines Konsultationsverfahrens für Kooperationsab- 
kommen der Mitgliedstaaten mit dritten Ländern 
übermittelt. Der Vorschlag zielt darauf ab, Koope- 
rationsabkommen und staatliche Maßnahmen in 
Ausführung dieser Abkommen einer vorherigen In- 
formation und Konsultation zu unterwerfen mit dem 
Ziel, ihre Vereinbarkeit mit der gemeinschaftlichen 
Handelspolitik zu überprüfen und auf dem Wege 
einer Koordinierung Grundsätze einer gemeinsamen 


Kooperationspolitik zu entwickeln. Die Entscheidung 
verpflichtet die Mitgliedstaaten auch, bei Aushand- 
lung von Kooperationsabkommen gegenüber ihren 
Vertragspartnern Sorge zu tragen, daß diese Ab- 
kommen bestehende und künftige Verpflichtungen 
aus der Zugehörigkeit zur Europäischen Gemein- 
schaft nicht berühren können. 

Die Bundesregierung hat diesen Kommissionsvor- 
schlag, der demnächst im Rat verabschiedet werden 
soll, nachhaltig unterstützt. Sie ist dafür eingetreten, 
daß das Verfahren nicht auf die Kooperationsab- 
kommen mit Staatshandelsländern beschränkt wird 
und daß der sachliche Anwendungsbereich die Sub- 
stanz staatlicher Tätigkeit im Bereich der Koopera- 
tion erfaßt. 

160 . Die Harmonisierung der staatlichen Export- 
kreditversichcrungen der Mitgliedstaaten hat keine 
weiteren Fortschritte gemacht. Die Sechs hatten 
sich zwar bereits auf wesentliche Teile einer völli- 
gen Vereinheitlichung der Versicherungsbedingun- 
gen geeinigt. Seit Ende des Jahres 1973 zeichnet 
sich jedoch immer deutlicher ab, daß mit der Lösung 
der noch verbliebenen Probleme nach der Erweite- 
rung der Gemeinschaft kaum zu rechnen ist. Ur- 
sächlich hierfür ist vor allem, daß Großbritannien 
ein von den kontinentalen Systemen völlig abwei- 
chendes Versicherungssystem besitzt. Im Ergebnis 
dürfte deshalb die Gemeinschaft die Harmonisierung 
bis auf weiteres auf die wesentlichen Versicherungs- 
grundsätze beschränken und durch möglichst enge 
Kooperation in der zuständigen Arbeitsgruppe zu 
einer fortschreitenden faktischen Angleichung der 
Versicherungspraxis zu gelangen suchen. 

Diese faktische Angleichung wird unterstützt durch 
das seit vielen Jahren gut funktionierende Konsul- 
tationsverfahren für Ausfuhrkredite, Rahmenkredite 
und gebundene Kapitalhilfekredite mit mehr als 
5-jähriger Laufzeit. Am 1, Januar 1971 ist die Neu- 
fassung dieses Verfahrens in Kraft getreten, die 
unter Auswertung der bisher gesammelten Erfah- 
rungen eine Reihe von Verbesserungen und auch 
Erweiterungen, wie die Pflicht zu nachträglicher 
Notifizierung von lieferungsgebundenen Krediten, 
enthält. 

Erstmals erfreulich sind die Aussichten, den inter- 
nationalen Konditionenwettlauf auf den beiden 
wichtigsten Gebieten der Exportzinsen und der Kre- 
ditlaufzeiten einzudämmen. Auf maßgebliche deut- 
sche Initiative hin wird versucht, zwischen den Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft und möglichst vielen 
OECD-Mitgliedern zunächst mittels einer formlosen 
Vereinbarung Mindestzinsen und Höchstlaufzeiten 
festzulegen. In der zuständigen Arbeitsgruppe der 
Gemeinschaft wurde über den Entwurf einer solchen 
Vereinbarung im wesentlichen Einigung erzielt. Die 
Besprechungen insbesondere mit den USA und Ja- 
plan sollen bald beginnen. 

Es zeigt sich immer mehr, daß Absprachen über eine 
sinnvolle Eingrenzung staatlicher Exportunterstüt- 
zungen für die meisten Mitgliedstaaten nur annehm- 
bar sind, wenn sich ihnen zumindest die USA und 
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Japan anschließen. Andererseits sind diese beiden 
außereuropäischen Länder nur diskussionsbereit, 
wenn sich die EG-Mitgliedstaaten zuvor auf ge- 
meinsame Vorschläge einigen, so daß die integrie- 
rende Kraft der EG Vorbedingung für jeden Fort- 
schritt ist." 

161 . ln der Frage eines gemeinschaftlichen Systems 
von Garantien für das politische Risiko bei privaten 
Kapitalanlagen im Ausland hat die Kommission 
ihren diesbezüglichen Vorschlag bisher nicht weiter 
verfolgt. Der gesamte Komplex wird z. Z. neu über- 
dacht. Die Bundesregierung vertritt nach wie vor die 
Auffassung, daß zunächst der Weg einer Harmoni- 
sierung der wesentlichen Elemente im Bereich der 
Auslandsinvestitionsgarantien beschritten werden 
sollte. 


Beziehungen zu Drittstaaten 

EG - USA 

162 . Die Arbeiten an der europäisch-amerika- 
nischen Deklaration über gemeinsame Grundsätze 
wurden in der Gemeinschaft und im Rahmen der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit fortge- 
setzt. Die Deklaration enthält u. a. auch Vorstellun- 
gen zur verstärkten wirtschaftspolitischen Zusam- 
menarbeit. 

EG - Staatshandelsländer 

163 . Nachdem am 1. Januar 1973 auch gegenüber 
Staatshandelsländern die Kompetenz zu handels- 
vertraglichen Verhandlungen auf die Gemeinschaft 
übergegangen war, konnten die Mitgliedstaaten für 
1974 keine Warenprotokolle im Rahmen ihrer bila- 
teralen Handelsverträge mehr aushandeln. Die Ein- 
fuhren 1974 werden deshalb auf der Grundlage einer 
unveränderten Verlängerung der Warenprotokolle 
1973 und von autonomen Aufstockungen der Kon- 
tingente erfolgen. Diese Aufstockungen wurden 
nach Staatshandelsländern zusammengefaßt, nach 
der Ratsentscheidung vom 19. Dezember 1972 in der 
Gemeinschaft konsultiert, um zu einem abgestimm- 
ten Vorgehen gegenüber den einzelnen Staatshan- 
delsländern zu gelangen. 

Der Rat führt z. Z. eine umfassende Diskussion über 

— den auf S. 33 behandelten Vorschlag der Kom- 
mission betr. Kooperationsabkommen 

— die Fragen, die durch den in der Mehrzahl der 
nationalen Handelsabkommen mit den Staats- 
handelsländern enthaltenen Auslauftermin 31. 
Dezember 1974 aufgeworfen werden. 


EG - Energieförderländer 

164 . Die Kommission hat dem Rat im Januar 1974 
eine Mitteilung über die Beziehungen der Gemein- 


schaft zu den Energieerzeugerländern übermittelt. 
Die Kommission schlägt darin eine umfassende indu- 
strielle Zusammenarbeit mit diesen Ländern vor. 
Die Energieerzeugerländer sollen ihrerseits einen 
Beitrag zur Sicherstellung der Energieversorgung 
der Gemeinschaft leisten. Die Mitteilung befaßt sich 
auch mit der Verwendung der nicht in diesen Län- 
dern investierten Erlöse aus dem Verkauf von Erd- 
ölprodukten. Die Mitteilung wird z. Z. in den Gre- 
mien des Rates geprüft. 

165 . Unter Vorbehalt der britischen Zustimmung 
beschlossen die Außenminister der Gemeinschaft im 
Rahmen der EPZ am 4. März 1974, in Kürze erste 
Kontakte mit den Vertretern von 20 arabischen 
Staaten über eine verstärkte Zusammenarbeit mit 
der Europäischen Gemeinschaft aufzunehmen. Nach 
den Vorstellungen der Gemeinschaft soll der Kon- 
takt mit den arabischen Staaten in einer zweiten 
Phase auf die Einrichtung gemischter Arbeitsaus- 
schüsse ausgeweitet werden. Anhand der dort er- 
zielten Ergebnisse könnte dann eine Ministerkonfe- 
renz der EG mit den Arabern einberufen werden. 


EG - Japan 

166 . Der Rat hat am 3./4. Dezember 1973 generelle 
Orientierungen zur Behandlung von Handelsfragen 
zwischen der EG und Japan verabschiedet. Danach 
soll die Information über die sich aus japanischen 
Einfuhren auf Gemeinschaftsebene ergebenden Pro- 
bleme in einem näher festgelegten Verfahren ver- 
bessert und im Sinne des Pariser Gipfels der Dialog 
zwischen der Gemeinschaft und Japan intensiviert 
werden. Zugleich bekundet die Gemeinschaft ihren 
Willen, in Ermangelung einer handelsvertraglichen 
Lösung die ihr zur Verfügung stehenden Mittel ein- 
zusetzen, wenn Probleme bei Einfuhren aus Japan 
auftreten. 

167 . Die Einfuhren von Elektronikprodukten aus 
Japan und Südostasien haben zu Schutzmaßnahmen 
für verschiedene Gebiete der Gemeinschaft (insbes. 
Benelux, Italien u. Frankreich) geführt, die sich 
überwiegend als problematisch erwiesen. Bei Erörte- 
rung dieser Maßnahmen im Rahmen der Gemein- 
schaft ist die Bundesregierung stets dafür eingetre- 
ten, daß Schutzmaßnahmen nur bei Vorliegen von^ 
Marktstörungen und im Einklang mit den gemein- 
schaftlichen Verfahrensregeln getroffen werden. 


XVII. Verhandlungen mit den Mittelmeerländern 


168 . Auf Grund der im Juni 1973 vom Ministerrat 
der Europäischen Gemeinschaft verabschiedeten 
Verhandlungsrichtlinien hat die Kommission die 
erste Verhandlungsrunde mit den 3 Maghreb-Län- 
dern (Algerien, Marokko, Tunesien) sowie mit Spa- 
nien und Israel über den Inhalt neuer Assoziie- 
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rungs- bzw. Präferenzabkommen im Oktober abge- 
schlossen. Die Verhandlungen ergaben, daß die Part- 
nerländer das jeweilige Angebot der Gemeinschaft 
als nicht ausreichend ansehen. Daraufhin hat die 
Kommission dem Ministerrat Vorschläge für ergän- 
zende Zugeständnisse der Gemeinschaft unterbrei- 
tet, deren gemeinschaftsinterne Beratung noch nicht 
abgeschlossen ist. 

169 . Die Anpassung der bestehenden Abkommen 
an die durch die Erweiterung der Gemeinschaft ge- 
änderte Lage konnte im Falle Zyperns, Marokkos 
und Tunesiens durch den Abschluß ergänzender Ab- 
kommen geregelt werden. 

170 . Im Falle der Türkei ist nach Unterzeichnung 
der ergänzenden Protokolle Ende Juni 1973 das er- 
forderliche Ratifizierungsverfahren in den Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft eingeleitet worden. In der 
Zwischenzeit regelt ein Interimsabkommen die Be- 
ziehungen der Türkei zu den drei neuen Mitglied- 
staaten. 

171 . Mit Griechenland konnte noch keine einver- 
nehmliche Regelung über die Anpassung des Asso- 
ziierungsabkommens gefunden werden. Schwierig- 
keiten bereitet die von der Gemeinschaft gleichzeitig 
gewünschte Änderung des sog. Wein-Protokolls 
(Prot. Nr. 14) zum Abkommen von Athen, die auf 
eine Anpassung der Regelung im Assoziierungsab- 
kommen an die Weinmarktordnung der Gemein- 
schaft zielt. Griechenland befürchtet, durch die von 
der Gemeinschaft vorgeschlagene Neuregelung eine 
Beeinträchtigung seiner traditionellen Weinexporte 
(insbesondere bei Tafelwein) hinnehmen zu müssen. 

172 . Malta hat bisher keine Eile gezeigt, ergän- 
zende Vereinbarungen über die formale Anpassung 
des Assoziierungsverhältnisses an die Erweiterung 
der Gemeinschaft zu treffen, da Malta für seine tra- 
ditionellen Handelsbeziehungen mit Großbritannien 
als Commonwealthland eine Ubergangsregelung ge- 
währt worden ist, die die bisherigen Vergünstigun- 
gen zunächst aufrechterhält. 

173 . Rechtlich ungeregelt blieben ab 1. Januar 1974 
die Beziehungen der Beitrittsländer zu Spanien und 
Israel, nachdem neue Präferenzabkommen nicht, wie 
beabsichtigt, bereits zum Jahresanfang 1974 ausge- 
handelt und in Kraft gesetzt werden konnten. Um 
die traditionellen spanischen und israelischen Ex- 
porte in die drei Beitrittsländer in der Zwisdien- 
phase bis zum Abschluß neuer Präferenzabkommen 
nicht zu beeinträchtigen, haben die drei Beitrittslän- 
der die schrittweise Annäherung an den GZT bzw. 
an die Präferenzzollsätze der bestehenden Abkom- 
men teilweise nicht vollzogen. Insbesondere hat 
Großbritannien die Annäherung an das Zollniveau 
der Gemeinschaft bei wichtigen Agrarprodukten aus- 
gesetzt, bei denen die britischen Zollsätze bisher 
niedriger waren und bei denen Großbritannien neue 
Zollzugeständnisse der Gemeinschaft erwartet. 


XVIII. Assoziierungen und besondere 

Beziehungen mit Europäischen Staaten 


Freihandelsabkommen mit EFTA-Staaten 

174 . Wie bereits im Abschnitt „Zollpolitik" ausge- 
führt, wurden am 1. Januar 1974 die Zölle aufgrund 
der Freihandelsabkommen mit den EFTA-Staaten 
um weitere 20 v. H. auf 60 v. H. des Ausgangs- 
niveaus gesenkt, soweit nicht Sonderregelungen für 
sensible Produkte einen langsameren Zollabbau vor- 
sehen. Zum gleichen Termin trat das am 4. Oktober 
1973 Unterzeichnete Abkommen EWG-Finnland in 
Kraft. Die EWG und Finnland senkten ihre Zölle für 
andere als sensible Produkte um insgesamt 40 v. H., 
so daß der Zollabbau zwischen der Gemeinschaft 
und allen EFTA-Staaten nunmehr den gleichen Stand 
erreicht hat. 

175 . In Kraft traten ebenfalls die EGKS-Abkom- 
men mit Österreich, Schweden, der Schweiz, Portu- 
gal und Island, nachdem die Ratifizierung durch alle 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft im Herbst 1973 
abgeschlossen werden konnte. Die Zölle waren 
schon vorher autonom im gleichen Rhythmus abge- 
baut worden wie die Zölle für EWG-Waren. Für die 
EGKS-Abkommen mit Norwegen und Finnland ist 
das Ratifizierungsverfahren noch in Gang; auch hier 
wurden die Zölle im Vorgriff auf das Inkrafttreten 
autonom gesenkt. 


XIX. Assoziierungen und Abkommen mit 
Europäischen Staaten 


Beziehungen zu den afrikanischen und 
überseeischen Entwicklungsländern 

176 . Die erste Phase der Verhandlungen der Ge- 
meinschaft mit 44 Entwicklungsländern des afrikani- 
schen Kontinents - darunter die bisherigen Partner 
des Jaunde- und Arusha- Abkommens -, des pazifi- 
schen und karibischen Raums konnte abgeschlossen 
werden. Dabei ist die Geschlossenheit im Auftreten 
der überseeischen Verhandlungspartner trotz teil- 
weise unterschiedlicher Interessen für beide Seiten 
als Erfolg zu buchen. Sie erlaubte eine der Sache 
förderliche Straffung und Konzentration. 

Der zügige Fortgang der Arbeiten setzt allerdings 
eine Präzisierung und Ergänzung des Verhandlungs- 
mandats an die Kommission durch den Rat voraus. 
Ein entsprechender Vorschlag der Kommission 
wurde am 6. März 1974 vorgelegt. Die Entscheidung 
des Rats konnte noch nicht zu allen Fragen aus- 
reichend vorbereitet werden. Im Mittelpunkt der 
weiteren innergemeinschaftlichen Beratungen dürf- 
ten die Regelung für Agrareinfuhren, Struktur, Ar- 
beitsweise und Umfang eines erneuerten Europäi- 
schen Entwicklungsfonds und Sondermaßnahmen zu- 
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gunsten derjenigen Länder stehen, deren Wirtschaft 
in besonderem Maße vor der Ausfuhr von Grund- 
stoffen abhängt. 

177. Die Beratungen über den Entwurf einer Ver- 
ordnung für die Einführung eines Schiedsverfahrens 
zur Regelung von Streitigkeiten bei der Vergabe 
und Ausführung der vom Europäischen Entwick- 
lungsfonds finanzierten öffentlichen Aufträge sind 
in der zuständigen Gruppe des Ministerrats aufge- 
nommen worden. Die Bundesregierung begrüßt den 
vorgelegten Entwurf, der nach seiner Konzeption 
die Voraussetzungen für eine sachgerechte und zü- 
gige Schlichtung von Streitigkeiten zwischen den 
Vergabestellen in den assoziierten Staaten und den 
Unternehmen aus Europa und Afrika schafft. 

Ägypten 

178. Am 1. November 1973 ist zwischen der Ge- 
meinschaft und Ägypten ein präferenzielles Han- 
delsabkommen in Kraft getreten. Die Gemeinschaft 
gewährt Ägypten im gewerblichen Bereich eine Sen- 
kung des Zollsatzes um 45 v. H. bei Inkrafttreten 
und eine weitere Senkung um 10 v. H. am 1. Januar 
1974. Für einige sensible Produkte hat sich die Ge- 
meinschaft jedoch abweichende Zollsenkungen bzw. 
Kontingentsregelungen Vorbehalten. Insgesamt wer- 
den damit etwa 90 v. H. der gewerblichen Erzeug- 
nisse aus Ägypten unter Nullzollsätze fallen bzw. 
in den Genuß von Zollsenkungen kommen. Im 
Agrarsektor begünstigen die Zugeständnisse der 
Gemeinschaft mehr als 50 v. H. der ägyptischen 
Exporte. 

Ägypten senkt seine Zölle für Einfuhren aus der 
Gemeinschaft für drei im einzelnen festgelegte 
Warenlisten, beginnend mit einer Zollsenkung von 
30 V. H., in unterschiedlichem Umfang. 


Libanon 

179. Ein dem Äbkommen mit Ägypten entspre- 
chendes präferenzielles Handelsabkommen mit dem 
Libanon wird voraussichtlich im Frühjahr 1974 in 
Kraft treten. 


Indien und Brasiiien 

180. Im Dezember 1973 hat die Gemeinschaft ein 
Handelsabkommen mit Brasilien und Indien ge- 
schlossen. Das Indien-Abkommen enthält einen Arti- 
kel, wonach beide Parteien die wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit, sofern sie den Handel betrifft, aus- 
bauen können. Nach dem Abkommen mit Jugo- 
slawien, ist dies das zweite Abkommen der Gemein- 
schaft, das die wirtschaftliche Kooperation anspricht. 

Iran 

181. Das seit 1963 bestehende Handelsabkommen 
zwischen der EG und dem Iran ist am 30. November 


1973 ausgelaufen. Z. Z. finden Sondierungsgespräche 
zwischen der Kommission und dem Iran über ein 
neues umfassenderes Handelsabkommen statt. 


XX. Gemeinschaftliche Politik der Zusammen' 
arbeit mit den Entwickiungsiändern 


182. Der Rat hat am 5. November 1973 seine Be- 
ratungen über den Bericht der ad hoc-Gruppe „Zu- 
sammenarbeit in Entwicklungsfragen" fortgesetzt. 
Hierbei einigte er sich über einige einstimmige Ent- 
schließungsentwürfe der Gruppe zu einer Reihe 
von Einzelfragen (Grundstoffabkommen, Verbesse- 
rung der allgemeinen Präferenzen, Förderung der 
Exporte und der regionalen Integration der Ent- 
wicklungsländer, Verschuldung der Entwicklungs- 
länder). Mit der Annahme der Entschließung zur 
Harmonisierung und Koordinierung der Politik der 
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten einigte sich 
der Rat gleichfalls in einem Kernbereich der künfti- 
gen Entwicklungspolitik. Die Verwirklichung dieser 
sechs Entschließungen hängt ab von einer Einigung 
über die weiterhin offen gebliebenen wichtigsten 
Fragen einer Finanzhilfe der Gemeinschaft an nicht- 
assoziierte Länder einerseits sowie einer Verpflich- 
tung der Mitgliedsländer zur Steigerung ihres Hilfe- 
volumens andererseits. 

Diese Verknüpfung sowie einige noch offene Fragen 
bei der geographischen Verteilung der Hilfe der 
Mitgliedstaaten sowie den Bedingungen dieser Hilfe 
und der Lieferaufbindung konnten in den anschlies- 
senden Beratungen der Gruppe und der Ständigen 
Vertreter einer Lösung nur wenig näher gebracht 
werden. Aufgabe der kommenden Ratstagung im 
Frühjahr wird es daher sein, mit einer Einigung 
über die grundsätzlichen Fragen insbesondere die 
Finanzhilfe an nicht-assoziierte Länder den Weg 
frei zu machen für die Verwirklichung der von der 
Pariser Gipfelkonferenz im Oktober 1972 geforder- 
ten weltweiten und umfassenden Entwicklungspoli- 
tik der Gemeinschaft. 

183. Im Berichtszeitraum wurden zwei Nahrungs- 
mittelhilfe-Programme beschlossen: 

— Ein Programm für die Sahelzone und Äthiopien, 
das die gemeinschaftliche Lieferung von 110 000 t 
Getreide, 1 1 500 t Magermilchpulver und 4700 t 
Butteröl an die Länder der Sahelzone sowie 
20 000 t Getreide, 2500 t Magermilchpulver und 
1300 t Butteröl an Äthiopien vorsieht. 

Die Getreidelieferungen erfolgen im Rahmen des 
Internationalen Nahrungsmittelhilfe-Überein- 
kommens. 

— Ein Programm, das die Lieferung von 39 000 t 
Butteröl an das UN/FÄO-Welternährungspro' 
gramm und verschiedene Entwicklungsländer 
vorsieht. 

Uber ein Liefer-Programm mit Magermilchpulver 
wird z. Z. noch beraten. 
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